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Geleitwort 



Der Anstoß zu dieser Broschüre ergab sich aus einem von Prof. Kordt 
und mir geleiteten Seminar im Sommersemester 1968, zu dessen Abschluß 
Prof. Schmölders ein Referat hielt mit dem Thema »Der Kreisauer Kreis: 
Eine Widerstandsbewegung mit Programm«. Aus der daran anschließen- 
den Diskussion entsprang der Wunsch, einen größeren Kreis mit den ver- 
fassungspolitischen Gedankengängen und der daraus resultierenden Wirt- 
schaftsordnungskonzeption einer Gruppe bekannt zu machen, die es, 
getrieben von der Sorge um die Entwicklung in Deutschland, unter Ein- 
satz ihrer Freiheit und ihres Lebens als ihre Aufgabe betrachtete, den 
organisatorischen Rahmen eines neuen Deutschland zu planen, welcher 
die von ihnen gesetzten Werte - der an die Sittlichkeit gebundenen freien 
Selbstentfaltung - zu verwirklichen versprach. Abgesehen von dem histo- 
rischen Wert dieser Veröffentlichung mag die Darlegung der für die 
Kreisauer grundlegenden Werte einer Demokratie und der ihrer Ver- 
wirklichung adäquaten Institutionen dazu beitragen, die heutige Diskus- 
sion wieder auf die Grundsatzfragen der »Demokratischen Existenz 
heute« zurückzuführen. 

Ich möchte an dieser Stelle meinen ganz besonderen Dank Professor Dr. 
Dr. h. c. G. Schmölders aussprechen, der es unternahm, seine hier voll- 
ständig wiedergegebene Denkschrift für den Kreisauer Kreis in dessen 
verfassungspolitische Vorstellungen einzuordnen und uns heute zugäng- 
lich zu machen. Mein Dank gilt auch dem Mitarbeiter von Prof. Schmöl- 
ders, Dipl.-Kfm. Gert Schlaeger, für seine Hilfe bei der Durchsicht der 
Korrekturen und bei der Anfertigung des Namensverzeichnisses. 



Ferdinand A. Hermens 
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Einleitung : Der Kreisauer Kreis 



Im Rahmen der Widerstandsbewegung gegen den Nationalsozialismus, 
die sich aus einem guten Dutzend Widerstandsgruppen aus den verschie- 
densten Lebensbereichen zusammensetzte kommt dem Kreisauer Kreis 

1 Ein Überblick über die wichtigsten Widerstandsgruppen, den H. G. Buchmann 
in seiner Diplomarbeit über die Auswirkungen der alliierten Kriegszielpolitik 
auf den deutschen Widerstand gibt, umfaßt 5 Gruppen im militärischen und 
12 Gruppen im zivilen Bereich; im einzelnen werden aufgezählt: 

A. im militärischen Bereich: 

1. im Generalstab des Heeres um Beck und Haider 

2. in der Abwehr um Canaris und Oster 

3. im allgemeinen Heeresamt um Olbricht 

4. im Stab der Heeresgruppe Mitte an der Ostfront und von Tresckow 

5. in den Stäben der Westarmee um von Stülpnagel und Rommel 

B. im zivilen Bereich: 

1. der Kreisauer Kreis um Graf von Moltke 

Yorck v. Wartenburg, Horst v. Einsiedel, Carl Dietrich v. Trotha, 
Adolf Reichwein, Hans Peters, Hans Lukaschek, Carlo Mierendorff, 
Theodor Steltzer, Adam v. Trott zu Solz, Hans-Berd v. Haeften, 
Harald Poelchau, Augustin Rösch, Alfred Delp, Theo Haubach, Eugen 
Gerstenmaier, Paulus v. Husen, Lothar König, Günter Schmölders, 
Julius Leber u. a. 

2. der Goerdeler-Kreis (weiterverzweigt) 

Carl Goerdeler, Kleist-Schmenzin, Dohnanyi, Wirmer u. a. 

3. im Auswärtigen Amt um von Weizsäcker, (Erich und Theo Kordt) u. a. 

4. der Freiburger Kreis 

Constantin v. Dietze, Walter Eucken, Adolf Lampe, G. Ritter 

5. illegale Gewerkschaftsvertreter mit Leuschner und Kaiser 

6. der Solf-Kreis (Berlin) 

7. der Sperr-Kreis (Bayern) um Franz Sperr, J. E. Fugger v. Glött, Reisert 

8. die Kölner katholischen Arbeiterführer 

Ketteier, Joos, Letterhaus, Prälat Maller, Gross, Albers 

9. der Kreis um Popitz 

10. der Grafenkreis um Staufenberg 

11. die Weiße Rose ( München ) 

Prof. Huber, Geschw. Scholl, Probst, Schmorell, Leipelt 

12. die Kommunisten (Rote Kapelle) 
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der Grafen H. v. Moltke und York von Wartenburg eine besondere Be- 
deutung zu. Während sich der Kreis um Goerdeler, zu dem neben Goerde- 
ler selbst Persönlichkeiten wie Popitz und Schulenburg zu rechnen sind, in 
seinen Plänen für die staatliche Neuordnung nach der Beseitigung Hitlers 
besonders mit den praktisch-organisatorischen und personellen Aufgaben 
der unmittelbaren Zukunft und der Zeit des Wiederaufbaus befaßte, ging 
es Moltke und Yorck von vornherein um die großen theoretischen Grund- 
fragen und Grundlagen des öffentlichen Lebens nach einer Wiederher- 
stellung des Rechtsstaates in Deutschland sowie um die Rolle dieses 
auf christlich-ethischen Grundsätzen aufgebauten föderal-demokratischen 
Staates in dem zu schaffenden geeinten Europa. War auch die später im 
Volksgerichtsprozeß geltend gemachte Schutzbehauptung Moltkes, die 
Männer des Kreisauer Kreises hätten »nur gedacht «, d. h. nicht konspi- 
riert und den Umsturz nicht konkret geplant, im Lichte der historischen 
Tatsachen keineswegs zutreffend, so war daran doch soviel richtig, daß 
keine andere Widerstandsgruppe sich so intensiv um die geistigen und 
sozialethischen Voraussetzungen des nach der Hitlerzeit zu errichtenden 
Rechtsstaats bemüht und so konsequent Gedanken für die spätere Neu- 
ordnung entwickelt hatte, die davon ausgehen sollte, die Fehler des Wei- 
marer Parteienstaates zu vermeiden und dauerhafte Grundlagen für das 
staatlich-politische Zusammenleben der überlebenden Deutschen zu schaf- 
fen, wie der Kreisauer Kreis. 

»Neue Ideen hierzu konnten aber nur aus den Kreisen der Widerstands- 
bewegung kommen, da von den Parteistellen der NSDAP bestenfalls 
>Reformpläne< für die Zeit nach dem >Endsieg< zu erwarten waren, die 
nicht nur illusionistisch, sondern auch im höchsten Grade verbrecherisch 
waren.« 2 

Daß die Geschichtsschreibung erst heute dazu gelangt ist, sich mit den 
Ideen des Kreisauer Kreises genauer zu befassen, ist angesichts der Quellen- 
lage nicht verwunderlich. Die erhalten gebliebenen schriftlichen Doku- 
mente sind notwendigerweise oft ungenau, manchmal unvollständig und 
nicht immer frei von Widersprüchen; nur wenige Überlebende sind in der 
Lage, aus ihrer persönlichen Erinnerung einige notgedrungen subjektive 
Auskünfte zu geben, die um so unsicherer sind, als die Notwendigkeit 
äußerster Geheimhaltung zur Tatzeit verhindert hatte, daß der einzelne 
Teilnehmer seinerzeit mehr vom Gesamtzusammenhang erfuhr, als er für 
seinen eigenen Beitrag jeweils unmittelbar wissen mußte. Das Verdienst 



2 Hans Peter s 3 Verfassungs- und Verwaltungsreformbestrebungen innerhalb der 
Widerstandsbewegung gegen Hitler. Heft 3 der Schriften der Freih. vom 
Stein-Gesellschaft, Münster 1961, S. 4. 
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des holländischen Historikers Ger van Roon ist es, in einer jahrelangen 
quellenkundlichen Kleinarbeit die Unterlagen aufgespürt und zu einer zu- 
sammenfassenden Darstellung des Kreisauer Kreises ausgewertet zu haben, 
die der Öffentlichkeit nach 25 Jahren die Grundgedanken dieser Gruppe 
der deutschen Widerstandsbewegung zugänglich macht 3 ; sind diese Grund- 
gedanken auch nur aus den Zeitumständen zu verstehen, in denen sie ent- 
standen sind, so bieten sie doch gerade heute, in der beginnenden »zweiten 
Phase der sozialen Marktwirtschaft«, bedeutsame Anknüpfungspunkte 
und Maßstäbe zur Besinnung auf den Abstand zwischen dem Erstrebten 
und dem Erreichten, darüber hinaus aber vielleicht auch Entscheidungs- 
hilfen für die noch heute bzw. heute wieder auf der Tagesordnung stehen- 
den Reformen der Staats- und Wirtschaftsordnung. 

»Initiator und die führende, zusammenhaltende Kraft« des Kreisauer 
Kreises 4 war unbestritten Helmuth James Graf v. Moltke (geb. 1907), 
ein Urgroßneffe des Generalfeldmarschalls v. Moltke, des »großen Schwei- 
gers«, und der älteste Sohn seiner Mutter Dorothy (geb. Rose-Innes), de- 
ren Vater Engländer und Oberster Richter der Südafrikanischen Union 
gewesen war. Nach dem juristischen Studium in Berlin, Wien und Breslau, 
während dessen er bereits starke politische Interessen und Neigungen bei- 
spielsweise in Agrar- und Ostfragen sowie für Europaprobleme entwickelt 
hatte, ging Moltke 1929 zunächst auf das väterliche Gut Kreisau in Schle- 
sien zurück, um die Guts Wirtschaft zu sanieren. 1931 mit Freya Deich- 
mann aus der bekannten Kölner Bankiersfamilie verheiratet, ließ er sich 
1933 in Berlin als Rechtsanwalt für Völkerrecht und Internationales 
Privatrechtrecht nieder und erhielt 1938 auch in London die Zulassung als 
»Barrister«. Nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges stellte er seine Kennt- 
nisse des Völkerrechts in den Dienst der von Canaris geleiteten Abteilung 
»Abwehr- Ausland«; hier hatte er mehrfach Gutachten zu erstatten, in 
denen er auf den völkerrechtswidrigen Charakter von Befehlen und Maß- 
nahmen der Hitlerregierung hinweisen konnte. 

Mit ihm verband sich als nicht minder aktiver Kämpfer der drei Jahre 
ältere Peter Graf Yorck von Wartenburg, auch er ein Enkel des General- 
feldmarschalls gleichen Namens, auch er Jurist und ebenfalls Gutsherr in 
Schlesien. Nach seinem Studium in Bonn und Breslau promovierte Yorck 
1927 in Breslau, wo er nach dem Assessorexamen anschließend in die 
Provinzial Verwaltung eintrat und 1937 zum Regierungsrat beim Ober- 
präsidenten ernannt wurde. Als der Oberpräsident (Wagner) Nachfolger 

3 Ger van Roon , Neuordnung im Widerstand. Der Kreisauer Kreis innerhalb 
der deutschen Widerstandsbewegung. München 1967. 

4 So E. Gerstenmaier in seiner Besprechung des Roonschen Werkes, Der Kreis- 
auer Kreis. Zu dem Buch Ger van Roons, Neuordnung im Widerstand, in: 
Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 1967, Heft 3, S. 221-246. 
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des Preiskommissars Dr. Goerdeler wurde (1936), folgte ihm Yordk als 
Oberregierungsrat in die Berliner Behörde, deren Grundsatzreferat ihm 
an vertraut wurde; hier eignete er sich den für die Fragen der Wirtschafts- 
ordnung erforderlichen Überblick über das Wirtschaftsgeschehen an, der 
ihm bald genug bei seiner dienstlichen Beschäftigung mit der Ausarbeitung 
der Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. September 1939 zustatten kom- 
men sollte 5 . 

Zum engeren Kreisauer Kreis gehörte auch der sozialdemokratische Na- 
tionalökonom H. v. Einsiedel (geb. 1905). Er war Rosenstock- und Löwe- 
Schüler und wirkte schon früh in der Löwenberger Arbeitsgemeinschaft 
von Rosenstock-Huessy bei der Durchführung eines freiwilligen Arbeits- 
dienstes mit 6 . Ferner gehörten dem inneren Kreis Persönlichkeiten an wie 
A. von Trott zu Solz, Carl Dietrich von Trotha, Adolf Reichwein, Theo- 
dor Steltzer und andere; v. Roon zählt 19 Mitglieder des »inneren Krei- 
ses« auf, von denen manche, wie z. B. Graf Yorck, sich einen eigenen Be- 
raterkreis angliederten. In dieser Eigenschaft gehörten z. B. auch Hans 
Peters und der Verfasser zu dem »äußeren Kreis« der Männer um Moltke 
und Yorck. 

Die konspirativen Zusammenkünfte des eigentlichen Kreisauer Kreises 
begannen 1940 nach der Rückkehr Yorcks aus dem Polenfeldzug und sei- 
nem ersten Zusammentreffen mit Moltke, dem ein intensiver und sehr 
aufschlußreicher Briefwechsel folgte 7 . Vorher gegangen waren diesem Zu- 
sammentreffen viele lange und ernste Gespräche Yorcks mit wechselnden 
Partnern aus Kreisen der Wirtschaft und Verwaltung (Abs, Blessing, 
E. v. Borsig, v. d. Gablentz, Lukaschek, E. v. Siemens, Schmölders u. a.), 
die teils in Yorcks Berliner Wohnung, teils auf seinen Gütern Kleinöls und 
Kauern in Schlesien stattfanden; auch im Hause von E. v. Borsig in Groß- 
Behnitz, später auch in Moltkes Berliner Wohnung kam es zu Besprechun- 
gen, die das Ende des Nationalsozialismus, die sichere Niederlage Deutsch- 
lands im Kriege und den erforderlichen staatlichen und wirtschaftlichen 
Neuaufbau zum Gegenstand hatten. 

Die drei in die Geschichte eingegangenen »Tagungen« des Kreisauer Krei- 
ses fanden, wie der Name der Gruppe andeutet, auf Moltkes Gut Kreisau 
in Schlesien in den Jahren 1941-1943 statt. Hier wurde das Programm für 
die staatliche und wirtschaftliche Neuordnung des Reiches »nach dem 
Tage X«, d. h. nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus und 
der Beendigung des Krieges, entworfen und durchgesprochen; ergänzende 
Ausarbeitungen, die von den Mitarbeitern des »äußeren Kreises« angefor- 

5 Vgl. G. Schmölders - Yorck von Wartenburg , § 22. Die Preisbildung nach der 
Kriegs wirtschafts Verordnung. Stuttgart und Berlin, 1941. 

6 Eugen Rosenstocky Carl Dietrich von Trotha, Das Arbeitslager, Jena o. J. 

7 Abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 477-497. 
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dert werden sollten, wurden hier in Auftrag gegeben und anschließend er- 
örtert. Das Ergebnis sind die von van Roon mitgeteilten Dokumente, ins- 
besondere die »Erste Weisung an die Landesverweser«, die verschiedenen 
Denkschriften Moltkes, Yorcks und Steltzers, sowie die Grundsätze über 
den Staats- und Wirtschaftsaufbau und die freiheitliche Wirtschaftsord- 
nung, von denen nachstehend die Rede sein soll; wohl das wichtigste Er- 
gebnis war aber darüber hinaus die gemeinschaftlich erarbeitete Überzeu- 
gung aller dieser aus so verschiedenartigen Kreisen stammenden und sie 
repräsentierenden Männer, daß der staatliche Neuaufbau Deutschlands 
die Fehler vermeiden müsse, an denen die Weimarer Demokratie geschei- 
tert war, daß er vielmehr zunächst an die bleibenden Kräfte und Grund- 
lagen anknüpfen müsse, die auch einem im Kriege geschlagenen und von 
seinen Führern verratenen Volke zu Gebote stehen, nämlich die Kräfte der 
Persönlichkeit, der persönlichen Leistung und des guten Willens des Ein- 
zelnen. Bedenkt man, daß der Kreisauer Kreis so heterogene Mitglieder 
wie die Gutsbesitzer Moltke und Yorck, Beamte wie Steltzer und Luka- 
schek, Diplomaten wie Trotha und Trott, Gewerkschaftsführer wie Le- 
ber, Mierendorff und Reichwein, Männer der evangelischen Kirche wie 
Gerstenmaier und Poelchau, Jesuitenpater wie Rösch, Delp und Husen 
sowie Universitätsprofessoren der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 
umfaßte, so rückt erst dadurch die Einigung dieser Männer auf eine Bin- 
dung an gemeinsame Grundsätze ins rechte Licht; nach einem Viertel- 
jahrhundert neugewonnener Erfahrungen mit einer pluralistischen Demo- 
kratie parlamentarischer Prägung ist es nützlich, sich die Erinnerung an 
diese Einigung in der Stunde der tiefsten Not mahnend in das Gedächtnis 
zurückzurufen. 



13 




I. Der demokratische Rechtsstaat ohne Parteien 



Jede Wirtschaftsordnung ist zunächst von der Rechts- und Staatsordnung 
her zu verstehen, auf der sie beruht und in die sie eingebettet ist. Das 
Kreisauer Konzept für die zukünftige Wirtschaftsordnung eines vom 
Hitlertum befreiten Deutschen Reiches beruhte auf einem Staats- und Ver- 
fassungskonzept, das von dem Bestreben geprägt war, einerseits die von 
den Nationalsozialisten mit Füßen getretene sittliche Würde des einzelnen 
Menschen, des Menschen als »Person«, wiederaufzurichten und für die 
Dauer zu sichern, andererseits alle die Fehler zu vermeiden, die im Wei- 
marer Parteienstaat zu den abträglichen Erscheinungen einer Massen- 
demokratie voll pluralistischer Interessenkämpfe geführt hatten, an denen 
dieser Staat schließlich gescheitert war. 

Die nationalsozialistische Zwangsordnung sollte also durch eine neue so- 
ziale Ordnung ersetzt werden, die - ohne in eine liberalistische Unordnung 
zu verfallen - dem Menschen die Möglichkeit geben sollte, sich als Person 
zu entfalten und selbst wieder zum Zentrum des Geschehens zu werden. 
Ein solcher Staat war nach Moltkes Ansicht ein »gerechter Staat«; in 
einem Brief an Yorck vom 17. Juni 1940 heißt es dazu: »Sie erinnern sich 
vielleicht der Wette. Schulenburg war bereit zu wetten, daß innerhalb von 
10 Jahren ein Staat bestehen würde, den wir voll billigen könnten. Ich war 
bereit, die Negative einer solchen Behauptung aufrechtzuerhalten. Wir 
kamen zur Frage der Definition eines solchen Staates, und ich schlug als 
Kriterium die Gerechtigkeit vor, so daß Schulenburg also gewonnen haben 
sollte, wenn wir innerhalb von 10 Jahren in den Grenzen, die durch die 
menschliche Unzulänglichkeit gesetzt sind, einen gerechten Staat hätten. 
Damit blieb übrig die Definition der Gerechtigkeit, und wir einigten uns 
darauf, daß Gerechtigkeit darin bestünde, daß im Rahmen des Staats- 
ganzen ein jeder sich voll entfalten und entwickeln könne.« 8 
Diesem Aufbegehren gegen den nationalsozialistischen Zwangsstaat mit 
seiner kollektivistischen Tendenz, den Einzelnen dem Staatszweck unter- 

8 Abgedruckt bei v. Roon> a.a.O., S. 480. 
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zuordnen, kam die evangelische Sozialethik entgegen, wie sie besonders 
von Gerstenmaier vertreten wurde. Er hatte in seiner Schrift »Die Zukunft 
der Person«, die beschlagnahmt wurde und nicht erscheinen konnte, eine 
»personalistische« Sozialethik gefordert, der es um das wahre Mensch- 
sein des nach Gott geschaffenen Menschen gehen müsse. Die Krisis, der sich 
Europa gegenübersehe, sei wesentlich eine »Krisis der Person«: »Die Per- 
son umfaßt das Individuum. Aber sie überhöht es. Sie ist eine eigene, hö- 
here, aus dem Individuellen nicht ableitbare Dimension.« 9 
In diesem Sinne gehe es der christlichen kritischen Ethik um die Person, 
um die Verantwortung des Menschen für seine persönliche Entscheidung; 
die Ethik will »dem Menschen zu seinem wahren Menschsein verhelfen« 
und ist darum »personalistische Ethik«, die nicht auf die Wahrheitsfrage 
und auf die Schuldfrage verzichten könne. Demgemäß müsse sie sich »auf 
Gedeih und Verderb jeder Theorie und Praxis entgegen werfen, die den 
Menschen zum Massenartikel und Wirtschaftsobjekt verzweckt« ; sie 
könne sich auch nicht »mit irgendwelchen wohlmeinenden Sozialprogram- 
men oder Wirtschaftsreformen identifizieren oder begnügen« und dürfe 
auch nicht »indifferent bleiben gegenüber den großen existenziellen 
Kampfproblemen der Gegenwart, z. B. gegenüber dem Kapitalismus und 
Marxismus.« 10 

Wie revolutionär dieses »personalistische« Konzept inmitten der »völki- 
schen« und »nationalen« Ideologie des Nationalsozialismus im Grunde 
war, ist für die heutige Generation schwer zu verstehen. Es ist eben schwer, 
wenn nicht gar unmöglich, sich heute in die Situation derer zu versetzen, 
die das nationalsozialistische System durchschauten - oder doch wenigstens 
zu durchschauen glaubten - und sich bemühten, eine neue Ordnung zu 
finden. An der landläufigen Beurteilung des im Grundgesetz Art. 2,1 
formulierten Grundrechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, das von 
manchen Juristen als Recht auf »unbeschränkte persönliche Entfaltung« 
ausgelegt wird, ersieht man, wie fern vielen heute schon der Gedanke ist, 
daß eben dieses Recht jemals bestritten wurde und daß es deshalb not- 
wendig war, dieses ausdrücklich in das Grundgesetz aufzunehmen. »Wie 
stark es allen Widerstandsgruppen darauf ankam, zunächst einmal rechts- 
staatliche Zustände wiederherzustellen, ist in seiner ganzen Tragweite nur 
denen klar, in deren vollem Bewußtsein das damalige Unrechtssystem mit 
seinen amtlichen Verbrechen geblieben ist.« 11 

In den Kreisauer »Grundsätzen für die Neuordnung« 12 wurde dabei von 

9 Eugen Gerstenmaier , Die Zukunft der Person, in: Orient und Occident, hrsg. 
von Eugen Gerstenmaier, Berlin-Spandau 1942, S. 19 

10 Ebenda, S. 43. 

11 H. Peters , a.a.O., S. 7. 

12 Entwurf vom 9. 8. 1943; abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 561 ff.; das 
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vornherein festgelegt, daß »die persönliche politische Verantwortung eines 
jeden« seine mitbestimmende Beteiligung an einer neuzubildenden Selbst- 
verwaltung »der kleinen und überschaubaren Gemeinschaften« erfordere. 
»In ihnen verwurzelt und bewährt, muß seine Mitbestimmung im Staat 
und in der Völkergemeinschaft durch selbstgewählte Vertreter gesichert 
und ihm so die lebendige Überzeugung von seiner Mitverantwortung für 
das politische Gesamtgeschehen vermittelt werden.« 

Um auch eine wirksame Selbstverwaltung durch kleine und überschaubare 
Gemeinschaften zu ermöglichen, sollte das Reich entsprechend den histo- 
rischen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten neu in Länder mit je etwa 
drei bis fünf Millionen Einwohnern eingeteilt werden. Die Kreisauer nah- 
men damit die Anliegen der Reichsreformpläne von vor 1933 wieder auf, 
die der Nationalsozialismus trotz allem gegenteiligen Gerede nicht ver- 
wirklicht hatte. Um eine gesunde föderale und gesamtstaatliche Entwick- 
lung des Reiches zu gewährleisten, wurde dabei auch die Auflösung Preu- 
ßens unumgänglich. 

Die politische Willensbildung des Volkes sollte sich demgemäß in einem 
Rahmen vollziehen, der für den Einzelnen überschaubar blieb. Um einen 
solchen Staat zu ermöglichen, der »von echter Autorität, Mitarbeit und 
Mitverantwortung des Volkes« getragen war, sollten in den Gemeinden, 
Kreisen und kreisfreien Städten die entsprechenden Vertretungen von allen 
Bürgern über 21 Jahren in unmittelbaren und direkten Wahlen gewählt 
werden. Für Familienoberhäupter wurde dabei für jedes noch nicht wahl- 
berechtigte Kind eine Zusatzstimme vorgesehen. Dagegen waren die Land- 
tage der Länder nicht direkt, sondern indirekt von den Gemeinde- und 
Kreisvertretungen als Urversammlungen zu wählen; das passive Wahl- 
recht besaßen nach den Vorstellungen der Kreisauer nur die männlichen 
Bürger, die das 27. Lebensjahr vollendet hatten und weder Waffenträger 
noch politische Beamte waren. Durch die Wahlordnung sollte sichergestellt 
werden, »daß mindestens die Flälfte der Gewählten nicht einer der wäh- 
lenden Körperschaften angehört.« Im gleichen indirekten Verfahren hat- 
ten dann ihrerseits die Landtage den Reichstag zu wählen 13 . 

folgende nach dem abschließend vereinbarten Text einer Grundsatzerklärung 
vom 18. 10. 1942; abgedruckt bei v. Roon y a.a.O., S. 545 ff. 

Zum folgenden vgl. auch K. Hornung , Die Reformpläne des Kreisauer Kreises, 
in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht. 7 (1956) Heft 12, S. 733. 

13 Mit einem ähnlichen, als » Grund demokratie« (basic democracy) bezeichneten 
System wird gegenwärtig in Pakistan experimentiert: der Demokratisierungs- 
prozeß soll in diesem am 22. 9. 1959 verkündeten System »von unten nach 
oben« nach dem Bild einer Pyramide erfolgen. In den kommunalen Selbst- 
verwaltungskörperschaften (basic democracies) wird vom Volke gewählt, diese 
ihrerseits wählen Wahlmänner, die wiederum die Parlamentsmitglieder und den 
Staatspräsidenten wählen (Leserzuschrift »Das heißt >basic democracy <« von 
Dr. M. Y. Cho in der »ZEIT« vom 14. 3. 1969, S. 69) 
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Dem Landtag oblag vor allem die Beschlußfassung über Haushalt, Steuern 
und Landesgesetze. Darüber hinaus sollte er ein Fragerecht gegenüber dem 
»Landeshauptmann« (Chef der Landesregierung) sowie ein Resolutions- 
recht zu allen Fragen der allgemeinen Landespolitik und Landesverwal- 
tung besitzen. Auf Vorschlag des »Landes Verwesers« als des Landesober- 
hauptes sollte der Landtag den »Landeshauptmann« wählen, der seine 
Regierungsmitglieder aus dem Kreis der Landesbürger auswählte und dem 
»Landesverweser« zur Ernennung vorschlug. Neben den Landtag sollte 
ein Landesrat treten, dessen Aufgabe es war, dem Landtag die Kandida- 
ten für die Wahl des Landesverwesers vorzuschlagen, Empfehlungen an 
den Landtag zu richten und die Disziplinargerichtsbarkeit über die Mit- 
glieder der Landesregierung auszuüben. Den Vorsitz im Landesrat führte 
der Landesverweser, der auf Vorschlag des Landesrats vom Landtag auf 
12 Jahre zu wählen war und vom Reichs Verweser bestätigt werden mußte. 
Der Landesverweser hatte neben den bereits genannten die Aufgabe, die 
gesamte Landesverwaltung zu überwachen und die Landesbeamten zu er- 
nennen; außerdem war er für die Verwirklichung der Reichspolitik in 
seinem Lande verantwortlich. 

Die Aufgaben des Reichstages entsprachen denen der Landtage auf Reichs- 
ebene, also: Beschlußfassung über Reichshaushalt, -steuern und -gesetze, 
Fragerecht gegenüber dem Reichskanzler, Resolutions- und Wahlrecht. Der 
Reichsverweser sollte auf Vorschlag des Reichsrates, dessen Vorsitzender 
er war, vom Reichstag auf 12 Jahre gewählt werden und neben den üb- 
lichen Aufgaben eines Staatsoberhauptes die Vertretung des Reiches nach 
außen - mit Gegenzeichnung des Reichskanzlers - wahrnehmen. 

Der Reichskanzler sollte vom Reichsverweser berufen und abberufen wer- 
den, die Minister des Reichskabinetts auf Vorschlag des Kanzlers vom 
Reichsverweser. Bei der Berufung des Kanzlers war dieser freilich an die 
»Zustimmung« des Reichstages gebunden, der mit qualifizierter Mehrheit 
dessen Abberufung verlangen konnte, »sofern er zugleich dem Reichs- 
verweser die Berufung eines neuen Reichskanzlers vorschlägt«. Unter Ein- 
führung des konstruktiven Mißtrauensvotums war damit die parlamen- 
tarische Verantwortlichkeit des Reichskanzlers als Chef der Reichsregie- 
rung festgestellt. Dies bedeutete jedoch nach den Kreisauer Vorschlägen 
bewußt keine parlamentarische Regierungsbildung durch Übereinkunft 
der Parteien, da es solche nicht gab. Da nur mit einer qualifizierten Mehr- 
heit das Parlament selbst eine Regierung bilden konnte, hatte damit neben 
dem Reichs Verweser als Staatsoberhaupt auch der Kanzler eine starke 
konstitutionelle Stellung gegenüber dem Parlament; auch hier kam das 
»personalistische Konzept« zur Geltung. 

Ob eine solche Staatsform, ein demokratischer Rechtsstaat ohne Parteien, 
eine praktikable Lösung gewesen wäre, ist hier nicht zu erörtern. An eine 
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einfache Rückkehr zur parlamentarischen Verfassung »glaubten wir Krei- 
sauer jedoch nicht. Unser Reichs- und Verwaltungsaufbau war eine Ab- 
sage an eine Wiederholung der Weimarer Parteien Verhältnisse. Wir waren 
so sehr gebrannte Kinder der Weimarer Parteienkonstellation, daß wir in 
diese Verhältnisse nicht zurück wollten. Daraus erklärt sich der Versuch der 
Kreisauer, zu einem anderen parlamentarischen Aufbau zu kommen. Er 
mutet manchen romantisch, vielleicht verschroben an« 14 . Gerstenmeier 
sagt von sich, daß er an diesen Verfahren von jeher Zweifel hatte; »aber 
wenn man nicht zu den alten Parteien zurückwollte - und das wollten wir 
Kreisauer möglichst nicht - dann blieb wenig anderes übrig«. Er fährt je- 
doch fort, er glaube »schon lange nicht mehr daran, daß sich ein solches 
Verfahren längere Zeit hätte halten lassen« 15 . 



14 E. Gerstenmaier , Der Kreisauer Kreis, a.a.O. S. 240. 

15 Ebenda. 
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II. Das Europa-Konzept des Kreisauer Kreises 



Viel kühner als der Vorschlag eines demokratischen Rechtsstaats ohne 
Parteien ist die europäische Konzeption der Kreisauer, in deren Rahmen 
die Verfassungspläne zu sehen sind. »Der Frieden bringt eine einheitliche 
europäische Souveränität von Portugal bis zu einem möglichst weit nach 
Osten vorgeschobenen Punkt, bei Aufteilung des ganzen Festlandes in 
kleinere nicht-souveräne Staatsgebilde, die unter sich Verflechtungen poli- 
tischer Art haben», heißt es in dem Kapitel »Angenommene politische 
und militärische Lage bei Kriegsende« der Denkschrift Moltkes vom 
24. 4. 1941 16 ; einheitlich in diesem Europa seien »mindestens: Zollgren- 
zen, Währung, Auswärtige Angelegenheiten einschließlich Wehrmacht, 
Verfassungsgesetzgebung, möglichst außerdem Wirtschaf tsverwaltung«. 

In der ersten Denkschrift Moltkes waren vier Entwicklungsrichtungen auf- 
gezeichnet, die er bereits mitten im Kriege für erkennbar hielt, nämlich 
das Ende der Machtpolitik, das Ende des Nationalismus, das Ende des 
Rassegedankens und das Ende der Gewalt des Staates über den Einzelnen. 
Es hieß weiter: 

»Das Kriegsende wird eine Bereitschaft zur Einkehr und Buße finden wie 
noch niemals seit dem Jahre 999, als das Ende der Welt erwartet wurde; 
sofern es dem Besiegten gelingt, den Sieger von seiner Verantwortung zu 
überzeugen - was ich für möglich halte - kann des Siegers Beispiel den 
Anstoß zu einer schnellen Entwicklung auf die aufgestellten Ziele hin 
geben.« 16 a 

Diese Entwicklung sah Moltke anfangs in der Richtung auf einen »euro- 
päischen Gesamtstaat« mit seinen besonderen strategischen und militäri- 
schen Erfordernissen, mit gesamteuropäischen Planwirtschaftsbehörden 
einschließlich der Schaffung eines europäischen Geldes und der Einführung 
eines gesamteuropäischen höchsten Gerichts; nach der dritten Fassung von 
1941 sollte allerdings die Einzelplanung und die eigentliche Wirtschafts- 
verwaltung im weiteren Sinne, also einschließlich Bankwesen, Geldwesen 
und Steuerwesen, zur Zuständigkeit der Einzelstaaten gehören. 

16 Abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 512. 

1#a Ebenda, S. 511. 
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Vom Kreisauer Kreis ging außerdem praktisch der erste Versuch aus, über 
die Möglichkeiten einer gesamteuropäisch-föderativen Zukunftsplanung 
mit Großbritannien in ein Gespräch zu kommen 17 . In der Denkschrift, 
die der außenpolitische Experte des Kreises, Adam von Trott, im Auf- 
träge der Kreisauer 1942 in Genf dem Holländer W. A. Visser ’tHooft für 
Sir Stafford Cripps übergab, und auch in früheren Denkschriften, in denen 
Trott bei Lord Halifax um Zusammenarbeit für eine konstruktive euro- 
päische Zukunft warb 18 , sind verständlicherweise keine Einzelheiten 
über die Wirtschaftsordnung eines zukünftigen föderalistisch geeinten 
Europas enthalten; doch sollten danach die vorgeschlagenen Grundsätze 
der dezentralisierten Selbstverwaltung und des Föderalismus innerhalb 
Deutschlands »organisch verbunden sein mit einem Föderalismus innerhalb 
Europas (einschließlich Großbritannien) und mit enger internationaler 
Zusammenarbeit mit den anderen Kontinenten« 19 . Während für Deutsch- 
land die »Anwendung moderner sozialistischer Grundsätze auf allen Ge- 
bieten des politischen und wirtschaftlichen Lebens« ins Auge gefaßt wurde, 
stand für den europäischen Föderalismus zunächst »die Wiederherstellung 
des Selbstbestimmungsrechts für alle, insbesondere für die zur Zeit unter 
Naziherrschaft stehenden Nationen und die Schaffung eines freien pol- 
nischen und eines freien tschechischen Staates innerhalb ihrer Volkstums- 
grenzen« im Vordergrund; neben der fortschreitenden Verwirklichung 
einer allgemeinen Abrüstung sollte Europa sich zum Verzicht auf wirt- 
schaftliche Autarkie verpflichten und dafür den freien Zugang zu den 
Rohstoffen aus Übersee erhalten. 

Durch Trotts Besuch angeregt, übernahm es der Direktor der Forschungs- 
abteilung des Weltkirchenrats in Genf, Pfarrer Schönfeld, einen Brief 
Moltkes an seinen Freund Lionel Curtis zu übermitteln, in dem es u. a. 
hieß: »Wir können nur dann erwarten, unser Volk dazu zu bringen, die 
Herrschaft von Furcht und Schrecken über den Haufen zu werfen, wenn 
wir imstande sind, ihm ein Bild zu zeigen jenseits der schrecklichen und 
hoffnungslosen nächsten Zukunft. Ein Bild, wonach zu streben, wofür zu 
arbeiten, woran zu glauben, wofür neu zu beginnen es sich für das ent- 
täuschte Volk lohnt. Für uns ist Europa nach dem Kriege weniger eine 
Frage von Grenzen und Soldaten, von komplizierten Organisationen oder 
großen Plänen. Europa nach dem Kriege ist die Frage: Wie kann das Bild 
des Menschen in den Herzen unserer Mitbürger auf gerichtet werden.« 20 

17 W. Lipgens, Europa-Föderationspläne der Widerstandsbewegung 1940-1945, 
München 1968, S. 125. 

18 Hans Rothfels , Trott und die Außenpolitik des Widerstandes, Vierteljahres- 
hefte für Zeitgeschichte, 1964, 3, S. 314. 

19 Abgedruckt bei Lipgens S. 126 ff. (deutsch), bei v. Roon , a.a.O., S. 572 ff. (im 
englischen Originaltext). 

20 Abgedruckt bei Lipgens , a.a.O., S. 130. 
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Die Föderation freier europäischer Nationen, die den Kreisauern vor- 
schwebte, sollte eine gemeinsame Exekutive besitzen, nach deren Weisun- 
gen eine europäische Armee zur Sicherung Europas zu schaffen gewesen 
wäre 21 . An der Notwendigkeit eben dieser gemeinsamen Exekutive zur 
Überwachung einer neu zu schaffenden europäischen Streitmacht schei- 
terte bekanntlich später im Jahre 1954 die Konzeption einer europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG), da Frankreich nicht bereit war, einer 
solchen Exekutive zuzustimmen. 

Moltke ging in seiner Denkschrift von 1941 (erste Fassung) noch weiter; 
er sah eine aus der europäischen Demobilmachung entstandene große Ge- 
meinwirtschaftsorganisation vor sich, die durch »eine intereuropäische 
Wirtschaftsbürokratie und durch wirtschaftliche Selbstverwaltungskörper« 
geleitet werden sollte 22 . Seinen Vorschlag »Die Wirtschaftspolitik ist der 
übrigen Innenpolitik unzweideutig untergeordnet« deutet v. Roon wohl 
mit Recht dahin, daß Moltke die innereuropäischen Maßnahmen bereits 
ohne weiteres als »Innenpolitik« bezeichnete; auch die außenpolitischen 
Gedanken des Kreisauer Kreises seien im Grunde »ein Bekenntnis zu 
einem europäischen Bundesstaat« gewesen 23 , zumal die freie und fried- 
liche Entfaltung nationaler Kultur . . . mit der Aufrechterhaltung absolu- 
ter einzelstaatlicher Souveränität nicht zu vereinbaren« sei 24 . 

Den Trägern der neuen europäischen Ordnung müsse vielmehr »das Recht 
zustehen, auch von jedem Einzelnen Gehorsam, Ehrfurcht, notfalls auch 
den Einsatz von Leben und Eigentum für die höchste politische Autorität 
der Völkergemeinschaft zu fordern« 25 . In diesem Zusammenhang sprach 
die Grundsatzerklärung des Kreisauer Kreises vom 14. 6. 1943 von einer 
innereuropäischen Einheitswährung unter Wegfall der Zollschranken und 
von einer Regelung des Währungsverhältnisses Europas zur Welt unter 
Berücksichtigung der anzustrebenden Arbeitsteilung und des Leistungs- 
wettbewerbs im europäischen Rahmen sowie von den künftigen Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen der Europa- Wirtschaft und der Weltwirt- 
schaft. Moltke unterstellte jedenfalls für die Wirtschaftsverwaltung 
Europas, »daß die Behörden des Gesamtgebietes die übergeordnete Zu- 
ständigkeit in allen Fragen der Wirtschaftsplanung haben, daß aber die 
Einzelplanung und die eigentliche Wirtschaftsverwaltung (im weitesten 
Sinne, also einschließlich Bankwesen, Geldwesen, Steuerwesen) zur Zu- 
ständigkeit der Einzelstaaten gehört.« 26 

21 Schönfeld-Memorandum bei Lipgens , a.a.O., S. 130 ff. 

22 Abgedruckt bei v. Roon , S. 507-517. 

23 Ebenda, S. 452. 

24 Grundsatzerklärung des Kreisauer Kreises: Grundlagen einer Außenpolitik 
für die Nachkriegszeit, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 551. 

25 Ebenda. 

26 Denkschrift Moltkes, 3. Fassung, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 520. 
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Die Zollschranken innerhalb der EWG als solche sind zwar inzwischen 
gefallen, doch sind wir heute noch weit entfernt von einer gemeinsamen 
Wirtschaftspolitik oder einer gemeinsamen Währung, die zweifellos einen 
wertvollen Beitrag zur Schaffung binnenmarktähnlidier Verhältnisse lie- 
fern würde 27 . 

Daß bei der Realisierung dieser Europa-Konzeption Schwierigkeiten auf- 
tauchen würden, sahen nicht nur die darauf angesprochenen Wirtschafts- 
experten des Kreisauer Kreises. Einsiedel und Trotha nahmen in ihrer 
Denkschrift zu diesen Schwierigkeiten Stellung und wiesen vor allem auf 
folgendes hin 28 : »Viele Länder müssen auf altgewohnte wirtschaftspoli- 
tische Ziele verzichten. Das gilt insbesondere für Vorstellungen einer un- 
begrenzten Industrialisierung oder einer weitgehenden wirtschaftlichen 
Autarkie. Aber einer solchen Selbstbeschränkung der wirtschaftlichen 
Möglichkeiten stehen die großen Vorteile der Stabilität der Wirtschaft und 
die Steigerung der wirtschaftlichen Produktivkraft gegenüber.« Auf 
die Währungsfrage gingen von Einsiedel und Trotha nicht näher ein, 
ebensowenig auf die Technik des Außenhandels, die eine solche Verknüp- 
fung der verschiedenen Volkswirtschaftspläne zur Folge hätte 29 . Auch der 
Verfasser dieser Zeilen mußte darauf verzichten, den Einzelheiten der 
europäischen Währungsunion, die seinen Auftraggebern vorschwebte, 
näher nachzugehen; mit diesem Thema hatte sich im Rahmen der Kreis- 
auer Arbeit der Bankier H. J. Abs eingehend beschäftigt. Sein »Aus- 
gangspunkt war ein Artikel in der englischen Times im Herbst 1939 von 
Keynes, dessen Arbeit zusammen mit der des Amerikaners White zu den 
Währungsgedanken von Bretton Woods geführt hat. Die Frage der Ein- 
ordnung Deutschlands in das Bretton-Woods- Abkommen stand öfters zur 
Diskussion. Abs hielt den Keynes-Plan für durchführbar und sah in ihm 
eine geeignete Grundlage für eine internationale währungsmäßige Zu- 
sammenarbeit. Auch Blessing befaßte sich öfter mit diesem Plan.« 30 
Für die Wirtschaftsordnungskonzeption des Kreisauer Kreises ist dieser 
gesamteuropäische Rahmen ihrer straff föderalistischen, von unten nach 
oben auf gebauten Staatsverfassung von besonderer Bedeutung; diese 
»europäische Konzeption der Kreisauer wiederum ist nur im Zusammen- 
hang mit ihren außenpolitischen Bemühungen um ein Einverständnis mit 
den Westmächten« und aus der Einsicht zu verstehen, »daß der Kampf ge- 
gen Hitler Teil eines notwendigen internationalen Kampfes gegen den 

27 Vgl. z. B. Beate Köhler , Gert Schlaeger , Ein Markt und eine Währung. Zur 
Problematik einer EWG- Währung, Köln 1968. 

28 Die Gestaltungsaufgaben der Wirtschaft, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., 
S. 535 f. 

29 Ebenda. 

30 v. Roon, a.a.O., S. 437 f. 



22 




Faschismus und Totalitarismus war. Es gab für sie eine Einheit der euro- 
päischen Völker und übernationale Maßstäbe des Völkerrechts. Diese Ein- 
heit leugnete der Faschismus, der einen Rückfall in den Nationalismus 
bedeutete« 81 . 

Wie die einzelstaatliche Wirtschaftsordnung aussehen müßte, die diesen 
aus der europäischen Neuordnung abgeleiteten Grundsätzen Rechnung 
tragen könnte, hatten die Wirtschaftsexperten des Kreises im einzelnen zu 
untersuchen. Die Antwort findet sich, in starker Abmilderung der Moltke- 
schen Grundthesen, in der Denkschrift Einsiedels und Trothas von 1942 32 
und in der Ausarbeitung des Verfassers, die im Anhang erstmalig veröf- 
fentlicht wird 33 . 

W. Lipgens hebt in seiner Dokumentation der Europa-Föderationspläne 
der Widerstandsbewegungen 1940-1945 34 die bemerkenswerte Überein- 
stimmung zwischen den Europa-Plänen der Kreisauer und der Goerdeler- 
Gruppe mit denen der italienischen, niederländischen und sogar polnischen 
Widerstandsgruppen hervor, eine Übereinstimmung, die sich insbesondere 
darin äußert, »daß die große Mehrheit der Autoren und Texte, mit nur 
wenigen Übergängen, jeglicher Schonung der nationalstaatlichen Souve- 
ränität in den Bereichen der Außenpolitik, Wirtschaft und Verteidigung 
kategorisch als Halbheit widersprach«; vor allem müsse - das war stets 
der entscheidende Schritt - »eine einheitliche europäische Souveränität« 
geschaffen werden, das heißt eine Bundesregierung, die nicht den Regie- 
rungen der einzelnen Mitgliedstaaten verantwortlich ist, sondern einem 
direkt gewählten Bundesparlament 35 . 

Ähnliche Gedanken für die Neuordnung Europas im Sinne einer Födera- 
tion waren schon während des Krieges in England, Frankreich und den 
Vereinigten Staaten vertreten worden; »aber die sowjetische Führung hatte 
bereits Ende 1941 gänzlich andere, unverändert machtstaatlichem Denken 
entstammende Pläne angemeldet ... sie protestierte ab Frühjahr 1942 mit 
zunehmender Stärke zugleich gegen jede Art von Gedanken an eine Föde- 
ration dieses europäischen Staatengewimmels unter Wiederaufnahme des 
Vokabulars, mit dem Stalin schon 1930 gegen den Briandplan zu Felde 
gezogen war und alle Wünsche nach europäischer Föderation als >bour- 
geoise Bewegung zur Intervention gegen die Sowjetunion bezeichnet 
hatte.« 36 Im Ergebnis »verfügten daher die 1945 auf dem Boden des zer- 
störten Europa zusammentreffenden Weltmächte formal nichts anderes, 

31 Ebenda, S. 295. 

32 Abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 523-539. 

33 Auszugsweise abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 531 ff. 

34 A.a.O. 

35 W. Lipgens , a.a.O., S. 17. 

36 Ebenda, S. 22. 
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als die Wiederkehr des Nationalstaatensystems ... de facto aber teilten die 
beiden Weltmächte den alten Kontinent in Einflußsphären unter sich 
auf.« 37 

Die innereuropäischen Widerstandsbewegungen »hatten auf diese Ent- 
scheidungen . . . keinen Einfluß . . . Ihre Programme waren den entschei- 
denden amerikanischen Staatsmännern vermutlich unbekannt . . . Nun 
mußten sie 1944 nach und nach aus Funknachrichten usw. begreifen, eine 
wie wenig ihren Einsichten entsprechende Wendung die alliierte Nach- 
kriegsplanung tatsächlich genommen hatte. Bewegend formulierte sich der 
Aufschrei der Enttäuschung darüber, daß damit erneut >der Krieg ge- 
wonnen, aber der Friede verloren< sein sollte.« 87a 



37 Ebenda S. 23 f. 
3?a Ebenda. 
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III. Die deutsche Wirtschaftswissenschaft und der 
Nationalsozialismus 



In der deutschen Wirtschaftswissenschaft waren die Ideen des National- 
sozialismus von vornherein auf überwiegende Ablehnung gestoßen. Dies 
ergab sich nicht nur aus der Internationalität der modernen Wirtschaft und 
deren Wirtschaftstheorie, sondern auch aus der persönlichen Haltung der 
maßgebenden Hochschullehrer des Faches, die überwiegend der liberalen 
Lehre zuneigten. Noch die Dresdener Tagung des »Vereins für Social- 
politik« von 1932 hatte die führende Rolle der liberalen, international 
ausgerichteten Professoren klar erkennen lassen; auch die Autarkiedebat- 
ten der vorhergehenden Krisenjahre hatten deutlich gezeigt, wie wenig 
Anklang alle Planungs- und Lenkungsideologien der politischen Linken 
bei den maßgebenden Vertretern der Wirtschaftswissenschaft fanden. Der 
einzige Widerhall der Hitlerbewegung in der deutschen Nationalökono- 
mie vor 1933 war der Artikel »Nationalsozialismus« im Wörterbuch der 
Volkswirtschaft, dessen Verfasser, Jens Jessen, später zum Führer der 
Widerstandsbewegung innerhalb des Faches werden sollte; Jessen wurde 
Anfang 1945 als Mitverschworener des versuchten Staatsstreichs vom 
20. Juli 1944 im Zuchthaus Plötzensee hingerichtet. 

In den Jahren 1933-1945 hat die deutsche Wirtschaftswissenschaft gegen 
den Mißbrauch und die Verfälschung ihrer Lehren durch den Nationalsozia- 
lismus einen langen und im einzelnen nicht immer vergeblichen Kampf ge- 
führt, der freilich an dem Schicksal des deutschen Volkes und an der 
Katastrophe des verlorenen Krieges nichts zu ändern vermochte. In diesem 
Kampf sind zwei deutlich abgrenzbare Phasen zu unterscheiden. Bis etwa 
1937 handelte es sich in der Hochschulpolitik des nationalsozialistischen 
Regimes noch vorwiegend lediglich um die Durchführung des Berufs- 
beamtengesetzes und um eine mehr äußerliche »Gleichschaltung« der da- 
nach noch verbliebenen Lehrkräfte; persönliche Bespitzelung und »welt- 
anschauliche« Beeinflussung der Professoren waren in dieser Zeit zwar 
schon an der Tagesordnung, von einer eigenen nationalsozialistischen 
Wirtschaftsdoktrin und einer von Hochschullehrern getragenen, von in- 
nen heraus wirkenden Durchsetzung des Faches mit nationalsozialistischem 
Geist war aber noch wenig zu verspüren. 
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1937 trat an die Stelle der mit Vorgriffen auf spätere Steuereinnahmen 
finanzierten Arbeitsbeschaffung in der Wirtschaftspolitik des »Dritten 
Reiches« die kaum verhüllte Kriegsvorbereitung des Vier jahresplanes, in 
der Finanzpolitik die bedenkenlose »Kreditschöpfung«, lies: Inflationie- 
rung der Währung; spätestens im Frühjahr 1938 mußte jedem wirt- 
schaftswissenschaftlich Geschulten der wahre Kurs der Hitlerregierung 
mit erschreckender Deutlichkeit sichtbar werden. Um die gleiche Zeit er- 
hob sich aus dem Wust berufsständischer NS-Organisationen und -Gliede- 
rungen der vom Stabe Heß getragene parteihörige »NS-Dozentenbund« 
mit dem Anspruch auf entscheidenden Einfluß auf die Berufungspolitik an 
allen deutschen Hochschulen und mit dem Versuch, das nationalsozialisti- 
sche Gedankengut auch von innen heraus in den Lehrstoff der Wirt- 
schaftswissenschaft hineinzutragen. Dabei wurden diejenigen Hochschul- 
lehrer, die sich diesen Bestrebungen weiterhin versagten, gelegentlich 
diffamiert und in Einzelfällen von ihren Lehrstühlen verdrängt. Zu Trä- 
gern dieser Aktion gaben sich einige jüngere, charakterlich wenig gefestigte 
und wissenschaftlich nicht weiter ausgewiesene Hochschullehrer her, die 
ihre berufliche Laufbahn auf diesem Wege sichern wollten. 

Bis 1937 war es diesen Kräften gelungen, die Fachgruppe Wirtschafts- 
wissenschaft des NS-Dozentenbundes zu einer Zentrale »weltanschau- 
licher« Bespitzelung aller Fachkollegen auszugestalten; von nun an erhob 
der NS-Dozentenbund den Anspruch, bei der Besetzung aller freiwerden- 
den Lehrstühle maßgebend mitzureden und damit die nationalsozialisti- 
sche Weltanschauung an Stelle der wissenschaftlichen Befähigung zum 
Prüfstein des Berufungsverfahrens zu erheben. Zu diesem Zweck wurden 
regelmäßig sogenannte Lager abgehalten, die im Gewände einer »freien 
Aussprache« über wissenschaftliche Fragen Gelegenheit geben sollten, den 
Dozentennachwuchs auf die Hitlerdoktrin abzurichten und die nicht ge- 
nügend gläubigen Anwärter von den Hochschulen auszuschalten. Die Ver- 
anstalter benutzten diese Tagungen nebenher dazu, in Parteikreisen für 
ihre politisierte Wissenschaft zu werben und berufliche Rückversicherungs- 
verträge für ihre persönliche Laufbahn abzuschließen; auf den Vorschlags- 
listen, die der NS-Dozentenbund jetzt bei Vakanzen von sich aus vorzu- 
legen pflegte, erschienen ihre Namen regelmäßig an erster Stelle. Inzwi- 
schen hatte sich allerdings schon eine so durchgreifende Trennung zwischen 
diesen und den nicht nationalsozialistisch angehauchten Professoren voll- 
zogen, daß man in Berufungsangelegenheiten nichts so sehr fürchten mußte, 
als auf einer Vorschlagsliste des NS-Dozentenbundes namentlich auf- 
geführt zu werden; unter den »Gutgesinnten« galt jeder dort Genannte 
als wissenschaftlich erledigt. 

Für den passiven Widerstand gegen die nationalsozialistische Verfäl- 
schung der Wirtschaftswissenschaft und für den Kampf gegen die vom 
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NS-Dozentenbund betriebene Durchsetzung des Faches mit politisch- 
demagogischen Irrlehren waren in den gekennzeichneten beiden Phasen 
der Entwicklung durchaus verschiedene taktische Methoden gegeben. 
Konnte man in der ersten Phase noch hoffen, durch Erziehung der studen- 
tischen Jugend und Belehrung der noch belehrbaren Erwachsenen die 
Stimme der Vernunft allmählich wieder zur Geltung zu bringen, so zeigte 
sich in der zweiten Phase mit aller Deutlichkeit, daß es mit der national- 
sozialistischen Ideologie und Phraseologie, die inzwischen in der erwähnten 
Weise mit materiellen Interessen verquickt und politisch in den Dienst der 
Kriegsvorbereitung gestellt worden war, kein Arrangement mehr geben 
konnte; zugleich zwang die wachsende Terrorisierung der öffentlichen 
Meinung durch Gestapo und Sicherheitsdienst zu äußerster Vorsicht in 
allen Vorlesungen, Übungen und Vorträgen, so daß die gegen die Nazi- 
fizierung der Wirtschaftswissenschaft gerichteten Bestrebungen jetzt ganz 
von selbst einen gewissermaßen konspirativen Charakter annahmen. Wa- 
ren viele Hochschullehrer in der ersten Phase, einem starken auf sie aus- 
geübten Druck folgend, noch in die NSDAP eingetreten, um von innen 
heraus den offenbaren Übertreibungen und Absurditäten des National- 
sozialismus entgegenarbeiten zu können, so gab es nach 1937 zwar nicht 
den formalen Austritt - ein solcher wäre praktisch einer materiellen Exi- 
stenzgefährdung gleichgekommen - wohl aber die geheime Zusammen- 
arbeit aller Andersdenkenden mit dem Ziel, sich gegenseitig laufend zu 
informieren, den akademischen Unterricht vor dem Ungeist des National- 
sozialismus zu bewahren, über Methoden passiven Widerstandes zu berat- 
schlagen und insgeheim nach Möglichkeiten eines innerpolitischen Kurs- 
wechsels Ausschau zu halten, wobei der Gedanke an eine wenn nötig ge- 
waltsame Beseitigung des Naziregimes bei einigen Teilnehmern allmählich 
Fuß zu fassen begann. 

Eine offene Kampfansage gegen die NSDAP oder das von ihr propagierte 
Programm kam seit dem 30. 1. 1933 nicht mehr in Frage. Dagegen war es 
anfangs durchaus möglich, in Vorlesungen und Übungen, teilweise auch 
noch in öffentlichen Vorträgen und in Kursen der Verwaltungsakademien, 
die Übertreibungen und Irrtümer einzelner Punkte des Parteiprogramms 
sachlich zu behandeln (»Brechung der Zinsknechtschaft« u. dgl.). Ebenso 
konnte der einzelne Hochschullehrer seine Studenten durch gewissenhafte 
Darstellung der wirtschaftlichen Tatsachen und der Grenzen staatlicher 
Lenkungseingriffe weitgehend davor bewahren, den Behauptungen und 
Versprechungen der Goebbels-Propaganda ebenso kritiklos zum Opfer zu 
fallen, wie dies die große Mehrheit der Zeitungsleser und Rundfunkhörer 
leider tat. Vollends bei der großen Anzahl nationalsozialistischer Mode- 
disziplinen stand es dem einzelnen Hochschullehrer frei, eine gewisse Zu- 
rückhaltung an den Tag zu legen bzw. in der Wahl der Themen eigene 
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Wege zu gehen 38 . Endlich waren der literarischen Tätigkeit in den Jah- 
ren 1933-1937 noch nicht die gleichen Beschränkungen und Zensurmaß- 
nahmen auferlegt, wie später im Kriege unter dem Druck der Papier- 
knappheit; der Einzelne konnte durch Themenwahl und Inhalt seiner eige- 
nen Veröffentlichungen sowie in gewissem Grade durch vorsichtige Kritik 
an neuerschienenen nationalsozialistischen Schriften seine Stellungnahme 
zum Nationalsozialismus präzisieren. 

Ist auch die Mehrzahl der deutschen wirtschaftswissenschaftlichen Hoch- 
schullehrer nicht von dem Vorwurf freizusprechen, in dieser Zeit aus über- 
triebener Vorsicht, wenn nicht sogar aus fehlender Zivilcourage, häufig 
auch da geschwiegen zu haben, wo sie wahrscheinlich ungestraft hätten 
mahnen und warnen können, so ist doch eine Reihe rühmlicher Aus- 
nahmen zu nennen; andererseits kam es schon in dieser ersten Phase bei 
einzelnen Buchveröffentlichungen zu Beanstandungen und Verboten, die 
die engen Grenzen erkennen ließen, die im Dritten Reich der Freiheit der 
wissenschaftlichen Meinungsäußerung von vornherein gezogen waren. 
Gleichzeitig schossen in dieser Zeit Autoren und Schriften, die sich als 
nationalsozialistisch gebärdeten, wie Pilze aus der Erde; nur wenige Ver- 
leger brachten es fertig, gegenüber dem neuen Konjunkturschrifttum eine 
gewisse Zurückhaltung zu üben, und im Ausland konnte der Eindruck 
nicht ausbleiben, die deutsche Wirtschaftswissenschaft sei mit Haut und 
Haaren dem Nationalsozialismus verfallen. Um so erfreulicher war es für 
alle, denen der Ruf der deutschen Wirtschaftswissenschaft am Herzen lag, 
gelegentlich noch Neuerscheinungen oder Neuauflagen wissenschaftlicher 
Bücher zu begrüßen, in denen wenigstens inhaltlich keine Konzessionen an 
die Parteidoktrin gemacht wurden. Das gleiche gilt für die aufrechte Hal- 
tung einzelner wissenschaftlicher Zeitschriften, deren Herausgeber in 
dieser ersten Phase der Entwicklung noch verhältnismäßig unabhängig 
blieben. 

Dies änderte sich im Verlauf der Jahre 1937-1945 unvermerkt infolge der 

38 In der neuen »Wissenschaft« der Raumforschung und Raumordnung z. B., in 
der viele Kollegen eine Möglichkeit zu sachlicher Mitarbeit sahen, blieb die 
Wahl der Themen anfangs durchaus dem einzelnen überlassen. Es gelang daher 
gelegentlich, in den eigenen Spalten derartiger nationalsozialistischer Ver- 
öffentlichungen Aufsätze unterzubringen, deren Inhalt der amtlichen Raum- 
ordnungspolitik der Regierung entgegengerichtet war oder gewisse Behaup- 
tungen der offiziellen N.S.-Wirtschaftspolitik geradezu widerlegte. Vgl. G. 
Schmölders , Aufschwungsprovinzen und Aufschwungszentren, Raumforschung 
und Raumordnung 1937, Heft 8. In diesem Aufsatz wurde der Nachweis 
geführt, daß der Wirtschaftsaufschwung von 1933 bis 1936 im wesentlichen 
nur den Landesteilen zugute gekommen war, in denen sich der Aufbau der 
Rüstungsindustrie vollzog, während strategisch ungünstig gelegene Randge- 
biete, wie das Rheinland und Schlesien, von dem Aufschwung weitgehend 
unberührt geblieben waren. 
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allmählichen Durchsetzung des Faches mit jüngeren Nationalsozialisten 
und »Professoren«, die ihre Lehrstühle schon vorwiegend ihren Partei- 
beziehungen verdankten. Göttingen war die Keimzelle der Entwicklung 
in diesem Sinne; ähnliche Zustände bildeten sich in Heidelberg und an 
anderen Universitäten heraus. Der Widerstand, den die Fachkollegen dem 
Eindringen dieser Elemente anfangs noch entgegensetzten, schmolz unter 
dem Mangel an Zivilcourage einerseits, andererseits unter dem wachsen- 
den Gesinnungsterror der Amtswalter des Dozentenbundes, die z. T. mit 
der örtlichen Gestapo zusammenarbeiteten, allmählich dahin; konnte man 
es als Dekan einer großen Fakultät anfangs (1938) mit ein wenig Ge- 
schicklichkeit noch durchaus wagen, Berufungsvorschläge ohne und selbst 
gegen das Votum des Dozentenbundes einzureichen, so unterlagen die mei- 
sten Dekane und vor allem das Berliner Ministerium im weiteren Ver- 
laufe der Entwicklung immer stärker dem von München ausgehenden 
Druck, der die Berücksichtigung der Gegenvorschläge des Dozentenbundes 
verlangte. Infolgedessen nahm die Zahl der mit Parteianhängern besetz- 
ten Lehrstühle in den meisten Fakultäten (außer in Freiburg, das als eine 
Art Naturschutzpark der liberalen Wirtschaftswissenschaft galt) seit 1938 
stark zu. Gleichzeitig bildete sich unter der Führung des Dozentenbundes 
seitens einiger sogenannter »Aktivisten« eine Art pseudowissenschaftlicher 
Gemeinschaftsarbeit heraus, deren Produkte auch in die Spalten der Fach- 
zeitschriften eindrangen und den Ruf der deutschen Wirtschaftswissen- 
schaft im Ausland endgültig zu untergraben drohten. 

Infolgedessen gab es für die oppositionellen Kräfte des Faches keine an- 
dere Möglichkeit, als sich ebenfalls zu einer möglichst aktiven Gruppe zu- 
sammenzuschließen und sich durch gegenseitige Informationen, häufige 
Zusammenkünfte und engste Zusammenarbeit in allen Berufungsfragen 
dem wachsenden Einfluß des Dozentenbundes entgegenzustemmen. Diese 
Oppositionsgruppe bedurfte natürlich, da sie sich gegen eine parteiamt- 
liche Einrichtung auflehnte, sorgfältigster Tarnung und vorsichtiger An- 
lehnung an eine möglichst einflußreiche anerkannte Organisation, deren 
eigentliche Interessen außerhalb des Fachgebietes lagen, so daß von ihr 
keine störenden Eingriffe zu befürchten waren. Es ist das unvergängliche 
Verdienst /. Jessens , diese Oppositionsgruppe in Gestalt der Klasse Wirt- 
schaftswissenschaft der »Akademie für Deutsches Recht« organisiert und 
ihre Tätigkeit maßgebend in der Richtung eines passiven und sogar ge- 
legentlich aktiven Widerstandes gegen die Parteidoktrin und die Parolen 
des Dozentenbundes beeinflußt zu haben. Jessen berief alle Kollegen, von 
denen er sich eine einigermaßen ernsthafte Mitarbeit an wissenschaft- 
lichen Fragen - und damit eine natürliche Gegnerschaft gegen jegliche 
Pseudowissenschaft - versprechen konnte, in die verschiedenen Arbeits- 
gemeinschaften der neuen Organisation. Nach außen trat die Gruppe mit 
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der Veranstaltung wissenschaftlicher Tagungen und mit einer Reihe von 
Sammelwerken hervor, die sich gegenüber dem Dozentenbund nicht nur 
durch wissenschaftlichen Gehalt, sondern vor allem auch durch eine den 
Zielen des Nationalsozialismus offen oder versteckt entgegengesetzte 
Themenauswahl und innere Haltung auszeichneten; gegen die verdeckte 
Inflation der Jahre seit 1938 richtete sich die »Deutsche Geldpolitik« 
(Berlin 1941), gegen die kollektivistischen Tendenzen der DAF die »Wirt- 
schaftsgeschichte der deutschen Unternehmung« (Berlin 1942) und gegen 
die Planwirtschaftsbestrebungen die Sammelschrift »Der Wettbewerb als 
Mittel volkswirtschaftlicher Leistungssteigerung und Leistungsauslese« 
(Berlin 1942). Besonders das letztgenannte Werk ließ die Zielsetzung der 
Oppositionsgruppe offen erkennen; eine Besprechung, die Wilhelm Röpke 
in der »Neuen Zürcher Zeitung« veröffentlichte, erklärte mit dürren Wor- 
ten, daß mit dieser Schrift bzw. dem Euckenschen Beitrag dazu »das 
Fiasko der NS- Wirtschaftspolitik« offen angeprangert werde. 

Nicht mehr zur Ausführung gekommen ist in der Reihe dieser Veröffent- 
lichungen die von Jessen geplante Festschrift zum 60. Geburtstag von 
Johannes Popitz, der um diese Zeit bereits wegen Teilnahme an den Vor- 
bereitungen zum 20. Juli 1944 in Untersuchungshaft saß und bald darauf 
hingerichtet wurde. Popitz, der als preußischer Finanzminister ein natür- 
licher Gegner der von dem Nationalsozialisten Reinhardt betriebenen 
Reichsfinanzpolitik war, kannte und unterstützte die Bestrebungen der 
Jessenschen Gruppe in jeder Weise; lediglich die Rücksicht auf sein Amt 
hinderte ihn daran, an den Arbeiten der Gruppe selbst aktiv mitzuwirken. 
Von der sogenannten Mittwochgesellschaft, die in Popitz’ Dahlemer Pri- 
vatwohnung tagte, zogen sich jedoch enge persönliche Verbindungen bis zu 
Generaloberst Beck und Oberbürgermeister Goerdeler. 

Neben der nur unter größten Schwierigkeiten durchführbaren Publi- 
kationstätigkeit bestand die selbstgewählte Aufgabe der »Klasse Wirt- 
schaftswissenschaft« in der Heranziehung von Nachwuchskräften, die aus 
politischen Gründen vom Dozentenbund abgelehnt worden waren, und in 
der vertraulichen Beratung der Fakultäten in allen Berufungsfragen. Diese 
Beratungstätigkeit mündete mehr und mehr in einen offenen Kampf mit 
dem Dozentenbund, dessen weitgesponnene Intrigen es zu durchkreuzen 
galt; durch einen früheren Assistenten hatte Jessen gewisse Verbindungen 
zum Staatssicherheitsdienst, die er in diesem Sinne auszunutzen bestrebt 
war. Demgegenüber scheute sich der Dozentenbund nicht, ihm un- 
erwünschte Kollegen gelegentlich durch gegen sie angezettelte Gestapo- 
Verfahren zu diffamieren, um ihre Berufung zu torpedieren. 

Diese Intrigen und Kämpfe hinter den Kulissen nahmen viel Zeit und 
Nervenkraft in Anspruch, zumal die Kampfesweise des Dozentenbundes 
dabei meist äußerst undurchsichtig war; immer wieder zeigte sich, daß auch 
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die Einziehungen zur Wehrmacht bzw. die Aufkündigung einer vorher zu- 
gestandenen UK-Stellung politische Hintergründe hatte, was allerdings 
schwer schlüssig nachzuweisen war. Gegen Ende des Krieges spitzte sich 
dieser Kampf immer mehr zu; auf eine Freistellung vom Volkssturm bzw. 
auf Einreihung in das II. Aufgebot konnten in manchen Universitäts- 
städten nur gesinnungs- und dozentenbundtreue Hochschullehrer rechnen. 
Um sich in dieser Beziehung zu sichern, hatten zahlreiche Hochschullehrer 
in wehrpflichtigem Alter inzwischen Verbindung zu einflußreichen mili- 
tärischen oder Verwaltungsdienststellen angeknüpft, die für ihre Befrei- 
ung vom Wehrdienst sorgten und sie in dieser Beziehung von dem Wohl- 
wollen der Hochschulbehörden und damit des Dozentenbundes unabhän- 
gig machten. 

Eine engere Verbindung der Jessen-Gruppe mit dem Kreisauer Kreis kam 
erst 1943 zustande; Ulrich v. Hasseil hat sich in seiner Schrift »Vom ande- 
ren Deutschland« dankbar zu dieser, von Jessen hergestellten Verbindung 
bekannt 39 . Jessen hatte während des Krieges durch seine Tätigkeit beim 
Generalquartiermeister Fühlung mit allen Hauptquartieren und drang 
unablässig in die Generale, Hitler das Gesetz des Handelns aus der Hand 
zu nehmen. Unter dem Pseudonym »Nordmann« erscheint Jessen in der 
Geschichte der Widerstandsbewegung als einer der aktivsten Anhänger des 
Attentatsplanes, der am 20. Juli 1944 endlich ausgeführt wurde. Das 
Scheitern dieses letzten, verzweifelten Versuchs, dem Rad des Schicksals in 
die Speichen zu greifen, ist der tragische Wendepunkt seines Lebens. Im 
März 1944 erlitt Jessen einen schweren Autounfall, der ihn für viele Mo- 
nate von der aktiven Teilnahme an den politischen Dingen ausschaltete. 
Den Versuch einer Verwirklichung der lange gehegten Attentatspläne am 
20. Juli 1944 erlebte er nur vom Krankenhauslager aus mit. Es schien da- 
durch eine Zeitlang, als könne seine Teilnahme an der Verschwörung un- 
entdeckt bleiben; durch grausame Mittel entlockte die Gestapo aber im 
Verlauf der Untersuchung einzelnen Angeklagten auch seinen Namen. 
»Als letzter dieses Kreises wurde Prof. Jens Jessen von der Gestapo ge- 
holt ... Ihn drängte es im Grunde, zu seinen Kameraden gebracht zu 
werden. Am Vorabend des 20. Juli 1944 war Graf Stauffenberg mit den 
Hauptakteuren bei ihm gewesen, um die Pläne nochmals durchzusprechen« 
berichtet Wolf Ulrich von Hassell 40 ; das Tagebuch seines Bruders ver- 
zeichnet das Gespräch, in dem Jessen Jahre vorher die Technik des Atten- 
tats, das »diesen Verbrecher beseitigen« sollte, genau entworfen hatte 41 . 

89 Ulrich v. Hassell , Vom anderen Deutschland, Zürich 1946, S. 340. 

40 A.a.O., S. 360. 

41 Am 20. 4. 1943 sagte Jessen (nach einer Anmerkung von Ilse von Hassell ): 
»Es wäre in der Theorie so einfach, diesen Verbrecher (Hitler) zu beseitigen: 
der Vortragende Offizier bringt eine Mappe mit herein, die Sprengstoff- 
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In der geistigen Auseinandersetzung um die neue Wirtschaftsordnung, wie 
sie in den oppositionell gesonnenen Kreisen der Wirtschaftswissenschaft 
geführt wurde, sah Jessen seine besondere Aufgabe darin, die Wissen- 
schaft unter der Tarnkappe gewisser Konzessionen im Vokabular inner- 
lich sauber zu halten und die Schlagworte des Nationalsozialismus zu sinn- 
voller Bedeutung im Rahmen einer zweckmäßig aufgebauten Wirtschafts- 
ordnungskonzeption umzuschmieden. In allen seinen literarischen Äuße- 
rungen dieser Epoche findet sich ein leidenschaftliches Bekenntnis zum 
Wert und der Bedeutung der Persönlichkeit als Gegengewicht gegen eine 
allzu flach verstandene und im Grunde demagogisch verfälschte »Ge- 
meinschaft«; die Persönlichkeitswerte sah Jessen insbesondere in der In- 
stitution des Privateigentums, dessen ethische und wirtschaftliche Bedeu- 
tung er nachdrücklichst betonte. In der Verteidigung des landwirtschaft- 
lichen Großbetriebes als einer »Stätte für die Pflege unabhängiger Charak- 
tere« verdichtete sich dieser Gedankengang in echt Jessenscher Art zu der 
politischen Randbemerkung: »Machthabern, die solche Eigenschaften nicht 
wünschen, ist deshalb der landwirtschaftliche Großbetrieb ein Dorn im 
Auge gewesen.« 42 



ladung enthält, legt die Mappe auf den Schreibtisch von Hitler, läßt sich zu 
einem verabredeten Telefonanruf herausholen, und Hitler ist beseitigt« (a.a.O., 
S. 306). - Das Folgende nach G. Schmölders , In Memoriam Jens Jessen 
(1895-1944), in: Schmollers Jahrbuch, 59. Jg. (1949), S. 3 ff. 

42 /. Jessen , Grundlagen der Volkswirtschaftspolitik, Hamburg 1938, S. 42. 
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IV. Der Wettbewerb als Leistungsanreiz und 
Leistungsauslese 



»Die Wirtschaft«, so hieß es in der Präambel zum dritten Teil der Kreis- 
auer Grundsatzerklärung vom 18. 10. 1942 43 , »dient der Gemeinschaft 
und dem Einzelnen. Sie hat nicht nur Nahrung, Kleidung, Wohnung und 
die sonstigen Güter in ausreichendem Umfang bereitzustellen, sie hat 
gleichzeitig das Wachstum einer Lebensordnung zu ermöglichen, in der der 
Einzelne und seine Familie sich entfalten kann.« 

»Das Grundprinzip dieser Wirtschaft«, so hieß es weiter im zweiten Ab- 
schnitt unter den Grundsätzen des Wirtschaftens, »ist der geordnete Lei- 
stungswettbewerb, der sich im Rahmen staatlicher Wirtschaftsführung 
vollzieht und hinsichtlich seiner Methoden ständiger staatlicher Aufsicht 
unterliegt.« Was als »Leistungswettbewerb« gelten sollte, war Gegen- 
stand langer Erörterungen mit Yorck und Einsiedel. Von Yorck und 
Moltke wurde der Verfasser dieser Zeilen mit einer Ausarbeitung beauf- 
tragt, die die Fragen der persönlichen Leistung des Einzelnen und der 
organisatorischen Gewährleistung eines harmonischen Zusammenspiels 
aller unter ökonomischen Gesichtspunkten behandeln und daraus konkrete 
Vorschläge für die künftige Wirtschaftsordnung ableiten sollte; als Richt- 
linie galt die Idee eines »personalis tischen Sozialismus« im Sinne der oben 
geschilderten Staats- und Verfassungskonzeption 44 . 



a ) Der persönliche Leistungswettbewerb 

Als Ansatzpunkt für einen Wettbewerb, der als Leistungsanreiz und Lei- 
stungsauslese dienen sollte, erschien damit die persönliche Leistung des 

43 Abgedruckt in v. Roon, a.a.O., S. 547 ff. 

44 »Für die Wirtschaft wollte man weder liberale Unordnung noch national- 
sozialistische Zwangsordnung; der Mensch sollte im Zentrum stehen, woraus 
die Forderung auf schöpferische Teilnahme und Verantwortung auch des Ar- 
beiters sich ergab.« M. Braubach , Von Hitler und seinen Gegnern, Historische 
Zeitschrift 1968, S. 143. 
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Einzelnen und der persönliche Leistungswettbewerb gegeben. Allerdings 
waren die Kreisauer nicht so naiv, daß sie hätten glauben können, daß 
sich ein solcher persönlicher Leistungswettbewerb ohne weiteres von selbst 
einstellen und daß er reibungslos funktionieren müsse; dem standen viel- 
mehr mancherlei handfeste Hemmnisse entgegen, von denen hier nur auf 
die beiden wichtigsten näher eingegangen werden soll, weil sie auch unse- 
rer heutigen Wirtschaftsordnung noch immer als mehr oder weniger un- 
gelöste Probleme im Wege stehen, nämlich einerseits die Entpersönlichung 
der Leistung im modernen arbeitsteiligen Wirtschaftsleben und die dadurdi 
bewirkte Gefährdung des persönlichen Leistungsstrebens, andererseits die 
»Leistungsbremse«, die sich aus der Bürokratisierung und Verbeamtung 
großer Teile der Wirtschaft in der Kriegs- und Zwangswirtschaft ergab. 
Durch die auf breiter Front vollzogene Spezialisierung der Berufe und die 
Arbeitsteilung in allen wirtschaftlichen Funktionen hat die Beziehung des 
Einzelnen zu seiner Leistung viel von ihrer ursprünglichen Unmittelbar- 
keit eingebüßt; an die Stelle der Werktreue und des stolzen Leistungs- 
bewußtseins ist das abstrakte Erwerbsstreben getreten. Die aus dem eige- 
nen Leistungsbewußtsein ursprünglich abgeleitete starke Antriebskraft zur 
Arbeit muß infolgedessen heute durch andere Kräfte ersetzt werden, zu 
denen neben dem Streben nach Gelderwerb vor allem auch der soziale 
Geltungsdrang gehört. Das auf diesen beiden Antriebskräften beruhende 
Leistungsstreben war im nationalsozialistischen Wirtschaftssystem schon 
dadurch stark gefährdet, daß beide Begehren müheloser durch die Aus- 
übung politischer Macht als durch eigene Leistung erfüllt werden konn- 
ten; weiterhin war der persönliche Leistungswettbewerb durch die starke 
Bürokratisierung und »Verbeamtung« der in der Wirtschaft Tätigen in 
Frage gestellt. In weiten Bereichen der Dienstleistungs Wirtschaft (Ver- 
kehr, Handel, Banken, Versicherungen) fehlte es weitgehend an Maß- 
stäben für die Beurteilung der Leistung des Einzelnen; zum anderen sorgte 
das Vordringen von staatlichen Unternehmen und von Kollektivmono- 
polen aller Art ganz von selbst dafür, daß für mehr als die Hälfte aller 
Erwerbspersonen die Gefahr bestand, daß sie innerlich und äußerlich »ver- 
beamteten«, wenn sie es nicht schon waren. Damit war für einen großen 
Teil der Beschäftigten zumindest die Gefahr einer permanenten Schwä- 
chung des spontanen persönlichen Leistungsantriebs gegeben. 

Aus dieser Situation galt es wieder herauszukommen; die ursprüngliche 
volkswirtschaftliche Funktion des Wettbewerbs als Leistungsanreiz und 
als Ausleseprinzip mußte wieder zur Geltung gebracht werden. Als Mit- 
tel dazu schien u. a. die Steuerpolitik geeignet; durch entsprechende steuer- 
liche Gestaltungen sollte der natürliche Erwerbstrieb vor allem bei den 
Selbständigen, den Gewerbetreibenden und den Angehörigen der freien 
Berufe wieder gestärkt werden, um sie aus der Lethargie herauszulösen, in 
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die sie infolge einer mehr oder weniger konfiskatorischen Steuerpolitik 
gefallen waren. 

Voraussetzung für die Wirksamkeit dieses Mittels war es natürlich, daß 
die Steuerersparnis dazu verwendet werden konnte, sich für das gesparte 
Geld etwas zu kaufen, und man nicht gezwungen war, die liquiden Mittel 
entweder auf die Bank zu bringen oder gar in Staatsanleihen anzulegen. 
Diese Voraussetzung war kurzfristig nicht so leicht zu schaffen, da die 
Volkswirtschaft voll und ganz auf Kriegs- und Zwangswirtschaft ein- 
gestellt war; der Umstellungsprozeß würde zunächst sicherlich eine ge- 
wisse Zeit erfordern. Die Kreisauer beschäftigten sich weniger mit den 
Erfordernissen der Übergangswirtschaft, sondern mehr mit der späteren 
Dauerordnung, wie W. Eucken dies in seinem Beitrag »Wettbewerb als 
Grundprinzip der Wirtschaftsverfassung« gefordert hatte 45 . 

Bei der Stärkung des Leistungswettbewerbs dachten die Kreisauer aller- 
dings weniger an die Forcierung des persönlichen Erwerbstriebes, da sich 
nach ihrer Ansicht eine volle Freiheit des Einzelnen auf wirtschaftlichem 
Gebiet nicht mit den organisatorischen Großaufgaben der Zukunft ver- 
tragen hätte, als vielmehr, entsprechend ihrem »personalistischen» Kon- 
zept, an die Aktivierung bzw. Neubelebung des sozialen Geltungsdranges; 
dabei schien es ihnen allerdings mit Auszeichnungen und Titeln allein 
nicht getan, sondern sie erkannten, daß ein System des sozialen Aufstieges 
gefunden werden mußte, das in der persönlichen Leistung des Einzelnen 
begründet sein sollte. Dieses System durfte nicht nur im wirtschaftlichen 
Bereich verankert bleiben, sondern sollte auch einen Gradmesser für die 
gesellschaftliche Stellung und für die politische Verantwortlichkeit des 
durch seine Leistungen besonders Ausgezeichneten abgeben. Mit der Ver- 
wirklichung dieser Leistungsauslese vom wirtschaftlichen bis in den poli- 
tischen Bereich hinein sollte dem Ideal einer »Leistungsaristokratie«, die 
voll und ganz dem personalistischen Konzept entsprach, Rechnung ge- 
tragen werden. 



b) Der marktwirtschaftliche Leistungswettbewerb 

Als Folge der immer stärker werdenden Expansion der inflatorisch finan- 
zierten Nachfrage war 1936 durch die sogenannte Preisstopp- Verordnung 
ein allgemeines Verbot jeglicher Preiserhöhungen erlassen worden. Damit 
hatte der Preis seine Lenkungsfunktion sowohl auf den Absatz- als auch 
auf den Faktormärkten verloren; sie mußte durch die Lenkung mittels der 

45 W. Eucken , Wettbewerb als Grundprinzip der Wirtsdiaftsverfassung, in: Der 
Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftlicher Leistungssteigerung und Leistungs- 
auslese, hrsg. von G. Schmölders , Berlin 1942, S. 34. 
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zentralen Planung ersetzt werden, was sowohl eine Planung des Bedarfs 
als auch der Produktion erforderlich machte. Daran anschließend sowie 
als Kontrolle und Garantie der Planerfüllung bestand ein System von 
Rationierungen und Zuteilungen für Konsumenten und Produzenten. Ab- 
gesehen von den Schwerfälligkeiten dieses Systems, von dem riesigen Ar- 
beitsaufwand und den menschlichen Schwächen, die diesem System an- 
hafteten, widersprach eine solche starre Planung dem individualistischen, 
auf der Würde der Person aufbauenden Konzept der Kreisauer. 

Auf der einen Seite hatten die Kreisauer also die für sie nicht akzeptable 
Praxis der Zentralverwaltungswirtschaft, auf der anderen Seite einen sich 
selbst einschränkenden Wettbewerb vor Augen, den sie auch nicht gut- 
heißen konnten. Man könnte hier Parallelen zu ihren politischen Vorstel- 
lungen ziehen: sie verabscheuten die Diktatur des »Führers« und wollten 
doch die Parteienvielfalt der Weimarer Zeit mit ihren Fehlern und Män- 
geln nicht wiederaufstehen lassen, sondern suchten nach einem neuen Weg, 
dem demokratischen Rechtsstaat ohne Parteien. 

In der Denkschrift Einsiedels und Trothas 46 sowie in der des Verfas- 
sers 47 und in verschiedenen Beiträgen zu einem Sammelband 48 wurden 
die Einzelprobleme diskutiert und Wege aufgezeigt, wie ein wirksamer 
Leistungswettbewerb wiederhergestellt und gesichert werden konnte, wenn 
der unheimliche Spuk des Führerstaates und der Kriegswirtschaft erst ein- 
mal verschwunden sein würde. 

Als radikalste, wenn auch kaum praktikable Möglichkeit wurde die Auf- 
hebung sämtlicher staatlicher Lenkungs- und Planungsfunktionen und die 
Rückkehr zur »freien Wirtschaft« diskutiert. Hätte man einfach den be- 
stehenden staatlichen Einfluß auf die Wirtschaft beseitigt, so würden im 
Abstand einer »logischen Sekunde« alle jene privaten Machtkörper, wie 
Kartelle, Konzerne und Trusts sowie die Gewerkschaften die Funktionen 
übernehmen, aus denen sich die staatliche Macht soeben zurückgezogen 
hatte; diese Gebilde brauchten sich nicht erst auf Grund einer neugewon- 
nenen Vertragsfreiheit zu konstituieren, sondern waren als Erfüllungs- 
gehilfen der staatlichen Wirtschaftslenkung, geduldet oder gefördert, be- 
reits vorhanden. 

Folglich mußten Zwischenlösungen gefunden werden, die die »Freiheit« 
der »freien« Wirtschaft, sich selbst zu zerstören, einschränkten und einen 
heilsamen Wettbewerb gewährleisteten. Das Mittel hierzu war eine Mono- 
polkontrolle, begleitet von der Zerschlagung der Kollektivmonopole und 

46 Horst von Einsiedel , Carl Dietrich von Trotha, Die Gestaltungsaufgaben in 
der Wirtschaft, abgedruckt in: v. Roon , a.a.O., S. 523 ff. 

47 G. Schmölders , Wirtschaft und Wirtschaftsführung in einem Europa-Block 
nach dem Kriege, abgedruckt im Anhang. 

48 Vgl. dazu S. 37. 
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einem Kartellverbot. Mit der Monopolkontrolle konnte zwar ein Wett- 
bewerb nicht geschaffen werden, da der Monopolist ex definitione der 
einzige Anbieter für ein bestimmtes Produkt ist; die Monopolaufsicht 
konnte jedoch eine Möglichkeit bieten, jeden Monopolisten zu einer Preis- 
stellung zu zwingen, die sich der des Konkurrenzpreises wenigstens an- 
nähert. Eine Zerschlagung von Kollektivmonopolen war nach Eucken 
ohnehin überall dort angebracht, »wo sie den Zustand vollständiger Kon- 
kurrenz schafft« 49 . Voraussetzung einer solchen Wirkung ist, daß in dem 
Kollektivmonopol viele Mitglieder vereinigt waren. »Im anderen Falle 
kann ein Angebotsoligopol entstehen . . .; auch in diesem Falle wäre an 
Stelle der Zerschlagung des Kollektivmonopols eine Monopolkontrolle an- 
gebrachter.« 50 

Nicht nur die Selbstausschaltung des Wettbewerbs durch entsprechende 
Konzentrationsvorgänge, die Bildung von Kartellen und dergleichen 
wurde als Gefahr für die Wirtschaftsordnung empfunden, sondern ebenso 
auch die Anpassungsschwäche der einzelnen Unternehmer, insbesondere des 
Mittelstandes, an geänderte Marktsituationen. Außerdem waren den an 
einer Leistungshierarchie orientierten Kreisauern »unverdiente« Einkom- 
men aus der Ausnutzung günstiger Marktsituationen zuwider, da diese 
keiner eigentlich schöpferischen Leistung entstammten, eine Einstellung, 
die auch heute noch z. B. bei der Diskussion um den »gerechten« Miet- 
preis oder »den« Milchpreis und ähnliches immer wieder auf taucht; es ist 
daher kaum verwunderlich, daß die Kreisauer sich darum bemühten, sol- 
che »Auswüchse« zu unterbinden. Weiterhin erkannten sie, daß der Wett- 
bewerb auch eine volkswirtschaftlich kostspielige Angelegenheit sein kann, 
wenn nämlich von allen Konkurrenten gleichzeitig Erweiterungsinvesti- 
tionen getätigt werden, die aus betriebspolitischer Sicht durchaus an- 
gebracht sein können, volkswirtschaftlich jedoch Fehlinvestitionen darstel- 
len, die zudem noch Strukturkrisen hervorrufen können; daß wir auch in 
der heutigen Zeit damit noch keineswegs fertig geworden sind, zeigt die 
mit durch Überkapazitäten hervorgerufene Strukturkrise der Stahlindu- 
strie von 1966/67. 

Nicht nur dieser volkswirtschaftlich bedenkliche Investitionswettbewerb, 
sondern jeglicher Kräfteverschleiß durch Fehlinvestitionen sollte nach 
Möglichkeit verhindert werden. Hierin sahen die Wirtschaftsexperten des 
Kreises eine positive Aufgabe der Kartelle und - gerade im Falle der 
Stahlindustrie - auch des Staates, der in solchen Fällen lenkend eingreifen 
sollte. In der Grundsatzerklärung des Kreisauer Kreises vom 9. 8. 1943 51 

49 Walter Eucken, Wettbewerb als Grundprinzip der Wirtschaftsverfassung, 
a.a.O., S. 40. 

50 Ebenda S. 40 ff. 

51 »Grundsätze für die Neuordnung«, abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 561 ff. 
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war sogar die Überführung von »Schlüsselunternehmen des Bergbaus, der 
eisen- und metallschaffenden Industrie, der Grunddiemie und der Energie- 
wirtschaft in das Eigentum der öffentlichen Hand« verlangt worden, da 
»das Gemeinschaftsinteresse der Wirtschaft an der Großindustrie ... in 
besonderem Maße bei diesen Industriezweigen eine straffe Wirtschafts- 
führung des Staates« erfordere 52 ; diese Meinung wurde von den Wirt- 
schaftsexperten allerdings nicht geteilt. 

Da auch für andere Bereiche der Wirtschaft die freie Preisbildung nicht 
ohne weiteres wieder in Kraft treten konnte (z. B. Landwirtschaft und 
Wohnungswirtschaft), wäre nach dem Kreisauer Konzept neben der freien 
Marktwirtschaft ein Sektor mit Zentralverwaltungswirtschaft erhalten 
geblieben. Der großen Schwierigkeiten eines solchen Nebeneinanders 
gegensätzlicher Wirtschaftssysteme waren sich die Kreisauer voll bewußt; 
sie gedachten diese Probleme dadurch zu lösen, daß im Öffentlich-wirt- 
schaftlichen Sektor der Leistungswettbewerb durch scharfe Aufwands- 
kontrollen und Vergabesysteme gewissermaßen nachgeahmt werden sollte; 
sie waren optimistisch genug, fest daran zu glauben, daß dies gelingen 
würde, vor allem deshalb, weil sie der Meinung waren, »daß die Mög- 
lichkeiten der Wirtschaftsbeobachtungen so umfassend sind, daß bei ihrer 
richtigen Anwendung diese Gefahren (sc. staatlicher Fehlentscheidungen) 
sich sehr vermindern und weitgehend völlig ausschalten lassen.« 53 
Eine Problematik ergab sich dabei aus der Aufgabe der »richtigen« Ver- 
teilung von Arbeitskräften und Sachkapital auf die beiden Sektoren. Die 
öffentliche Hand mit ihren Aufträgen hätte zwar jeweils den öffentlich- 
wirtschaftlichen Sektor bevorzugen können; dann wäre jedoch der privat- 
wirtschaftliche Bereich zu kurz gekommen. Deshalb forderten die Gut- 
achter eine »weise Selbstbeschränkung« der staatlichen Führung sowohl 
hinsichtlich der Zielsetzung als auch des Umfanges des Auftragsvolumens; 
der privatwirtschaftliche Bereich sollte mindestens gleichberechtigt neben 
dem öffentlich- wirtschaftlichen stehen, in dem noch dazu ein Quasi- Wett- 
bewerb durchgeführt werden sollte. 

Mit dieser Absage an die nationalsozialistische Zwangs- und Kriegswirt- 
schaft verband das Kreisauer Konzept eines »personalistischen Sozialis- 
mus« ein offenes Bekenntnis zum geordneten Leistungswettbewerb in 
dem oben gekennzeichneten Sinne. Um für dieses Bekenntnis, soweit ir- 
gend tunlich, auch weitere Kreise der noch Urteilsfähigen zu gewinnen, 
veranstaltete der Verfasser im Rahmen der von J. Jessen geleiteten Klasse 
Wirtschaftswissenschaft der damals bereits weitgehend von Gegnern des 
Nationalsozialismus »unterwanderten« Akademie für Deutsches Recht 

52 Ebenda, S. 566. 

53 Einsiedel und Trotha , Die Gestaltungsaufgaben in der Wirtschaft, a.a.O., 
S. 532. 
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eine Aussprache führender Wirtschaftswissenschaftler, die unter dem Titel 
»Der Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftlicher Leistungssteigerung und 
Leistungsauslese« im Jahre 1942 veröffentlicht wurde 54 . W. Röpke be- 
zeichnete in seiner Besprechung in der Neuen Zürcher Zeitung diese Schrift, 
wobei besonders an den Beitrag von W. Eucken gedacht war, als offene 
Anprangerung des kompletten »Fiaskos« der nationalsozialistischen 
Kriegs- und Zwangswirtschaft 55 > 56 . »Die heutige Wirtschaftsordnung« 
schrieb Eucken, »ist keine Dauerordnung; der totale Umbau wird not- 
wendig sein . . . Ideologien und Wunschbilder jeder Art sind beiseite zu 
schieben. Wirtschaftspolitische Diskussion sollte nicht Diskussion über 
Doktrinen, sondern über konkrete Ordnungsaufgaben sein.« 57 
Im einzelnen forderte Eucken für den Sektor der mehr oder weniger voll- 
ständigen Konkurrenz ein strenges Vertrags- und Konkurrenzrecht, die 
Ausschaltung jedes unlauteren Wettbewerbs und überhaupt die genaue 
Einhaltung der Spielregeln des Leistungswettbewerbs; »unmittelbare Ein- 
griffe in die Preisbildung sind hier jedoch nicht nötig und nicht zweck- 
mäßig« 58 . In dem (größeren) Sektor »der privaten Machtkörper, der 
teilweisen Marktstarre und der teilweisen Unstabilität« 59 dagegen liege 
das wirtschaf tsverfassungspolitische Problem ganz verschieden; die Auf- 
lösung von bestehenden Monopolen sei nur dort zu fordern, wo sie den 
Zustand vollständiger Konkurrenz schafft, während die Angebotsmono- 
pole, durch deren Auflösung keine brauchbare Ordnung ihres Produk- 

54 G. Schmölders (Hrsg.) Der Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftlicher Lei- 
stungssteigerung und Leistungsauslese, Mit Beiträgen von Th. Beste , F. Böhm , 
W. Eucken , /. Jessen , L. Miksch , M. Muß y H. Peter , E . Preiser , Th. Wessels und 
Graf Yorck von Wartenburg , Berlin 1942. 

55 »Politisch war die Einberufung dieser Sitzung, die Auswahl der Sachver- 
ständigen und die Themastellung durch Prof. Schmölders , wie man ohne 
Übertreibung sagen kann, ein ganzes hübsches Komplott. Das gleiche gilt für die 
Diskussion, das gleiche für die Referate, ganz besonders für das Referat von 
W. Eucken , das gleiche für die Veröffentlichung«. (F. Böhm , Freiburger Schule 
und Nationalsozialismus, FAZ, 24. 5. 1955). 

56 Welcher Umwege es bedurfte, damit diese die nationalsozialistische Wirt- 
schaftsordnung offen kritisierende Schrift im Dritten Reich überhaupt erscheinen 
konnte, mag unserer Nachkriegsgeneration schwer verständlich erscheinen. Sie 
wurde, um die Zensur des Propagandaministeriums zu bestehen, zunächst mit 
einem Tarntitel vorgelegt (»Deutsche Preispolitik«), damit ihre politische 
Unbedenklichkeit durch ein Votum des Preiskommissars bescheinigt werden 
konnte (später als Vorwort verwendet); anschließend mußte das Manuskript 
der papierbewilligenden Stelle unter einem zweiten Tarntitel vorgelegt werden, 
um die Kriegswichtigkeit des Themas zu unterstreichen (»Preispolitik im Krie- 
ge«). Erst danach erhielt das Werk seinen ihm von Anfang an zugedachten Titel 
(s.o.). 

57 W. Eucken , a.a.O., S. 37 f. 

58 W. Eucken , a.a.O., S. 38 f. 

59 Ebenda, S. 39. 
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tionszweiges geschaffen werden könne, einer strengen Monopolkontrolle 
unterworfen werden sollten, um jeden Anbieter zu veranlassen, »den Preis 
auf den Punkt zu bringen, daß er soviel absetzt, ausbringt und überhaupt 
so handelt, als ob er sich in vollständiger Konkurrenz befände« 60 . Aus- 
gehend von der Verschiedenheit der vorhandenen Tatbestände müsse die 
Wirtschafts Verfassungspolitik nach Lösungen suchen, die diesen Verschie- 
denheiten voll Rechnung trügen, und dabei doch einheitlich auf den einen 
Zielpunkt ausgerichtet seien, den für das Funktionieren des Wirtschafts- 
prozesses optimalen Ordnungsrahmen zu bieten. »Dieser neuen, von eigen- 
artigen Machtbildungen durchsetzten modernen Wirtschaft ist eine Ord- 
nung zu geben, die wirtschaftlich funktionsfähig und menschenwürdig 
ist.« 61 

Die Wirtschaftsordnung des geordneten Leistungswettbewerbs als die allein 
menschenwürdige Verfassung einer personalistisch orientierten Volkswirt- 
schaft entsprach auch dem »Dritten Weg« Wilhelm Röpkes »zwischen 
Sozialismus und Monopolkapitalismus, zwischen Nationalismus und ste- 
rilem Partikularismus: Personalismus, Anerkennung der natürlichen Ge- 
setzlichkeit des Wirtschaftslebens, Antikollektivismus, Bekenntnis zu den 
Grundwerten abendländischer Sittlichkeit und Freiheit - dies waren, auf 
schlagwortartige Formeln gebracht, die leitenden Überzeugungen seiner 
Wirtschaftslehre« 62 . Für die Kreisauer trat das Recht auf Arbeit und die 
daraus folgende Notwendigkeit einer gewissen Wirtschaftslenkung sowie 
eine staatswirtschaftlich-sozialistische Komponente hinzu, von der nach- 
stehend noch berichtet werden muß. 



60 Ebenda, S. 40. 

61 Ebenda, S. 48. 

62 H. P. Schwarz , Vom Reich zur Bundesrepublik, Politica, Abhandlungen und 
Texte zur politischen Wissenschaft, Bd. 38, Neuwied und Berlin 1966, S. 393. 
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V. Das Recht auf Arbeit und die Pflicht zur Arbeit 



»Vor dem für die Wirtschaft geltenden Gesetz genießen alle wirtschaft- 
lich tätigen Menschen gleiche Rechte, gleichen Schutz und gleiche Freiheit. 
Alle in der Wirtschaft tätigen Menschen haben gleiche Mindestpflichten zu 
erfüllen; zu diesen Mindestpflichten gehören Ehrlichkeit und Sauberkeit in 
der Wirtschaftsführung, Vertrags- und Arbeitstreue im Rahmen der ab- 
geschlossenen Verträge. 

Dem arbeitenden Menschen wird dasjenige Existenzminimum gesichert, 
welches der Menschenwürde angemessen ist und seiner Bedeutung für die 
Gesamtheit entspricht. In dieser von dem Einzelnen, dem Betriebe, den 
Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft, der Deutschen Gewerk- 
schaft und dem Staat getragenen Existenzsicherung ist die von dem arbei- 
tenden Menschen abhängige Familie eingeschlossen.« 63 
Diese Verfassungsthesen der Grundsatzerklärung, in denen die Überzeu- 
gungen der Kreisauer sehr gut zum Ausdruck kommen, waren ebenfalls 
durch die Wirtschaftsexperten des Kreises näher zu konkretisieren; gleich- 
zeitig bemühten sich diese, nach Möglichkeiten zur Verwirklichung dieser 
Postulate Ausschau zu halten. Das Problem, das zunächst zur Lösung an- 
stand, schien damals das Gespenst einer drohenden Arbeitslosigkeit zu 
sein, die durch die Umstellung der Kriegs- auf eine Friedenswirtschaft und 
durch die Aufgabe der Wiedereingliederung der Wehrmachtsangehörigen 
in den Arbeitsprozeß hervorgerufen werden mußte, ganz ähnlich wie 
dieses Problem heute in den USA für die Zeit nach der Beendigung des 
Vietnamkrieges diskutiert wird. Wie sollte in dieser Situation das in der 
Grundsatzerklärung postulierte Recht auf Arbeit realisiert werden? Würde 
der Staat dem Arbeitsmarkt völlige Freiheit lassen, so wäre leicht ein 
Rückfall in die »Flegeljahre« des Kapitalismus, in Krise und Arbeits- 
losigkeit möglich gewesen; folglich mußte nach Ansicht der Wirtschafts- 
experten des Kreisauer Kreises die staatliche Wirtschaftsführung ordnend 

63 Aus der Präambel zur Grundsatzerklärung »Wirtschaft« des Kreisauer Kreises 
vom 18. 10. 1942, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 548. 
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eingreifen. Dazu gehörte der Gedanke einer Lohnordnung und die Fest- 
setzung gewisser Mindestlöhne. Was sollte aber mit den Arbeitswilligen, 
die zunächst keine Beschäftigung finden konnten, und mit solchen Arbeit- 
nehmern geschehen, die infolge des Ausscheidens eines Grenzunternehmers 
frei gesetzt würden? Eine versicherungstechnische Lösung im Sinne der 
früheren Arbeitslosenversicherung kam nicht in Frage, da diese sowohl 
dem personalistischen Bewährungsprinzip (Leistungsprinzip) widersprach 
als auch dem in der vorgesehenen Verfassung verankerten Recht auf 
Arbeit. Eine finanzielle Arbeitslosenunterstützung konnte jedenfalls nicht 
als Dauerlösung akzeptiert werden; langfristig hatte jeder Mensch ein 
Recht auf Arbeit, nicht auf Arbeitslosenunterstützung. Eine Lösung wurde 
darin gesehen, daß diese freigesetzten Arbeitskräfte in dem öffentlich- 
wirtschaftlichen Sektor beschäftigt werden sollten. 

Dabei war allerdings die Gefahr gegeben, daß die aus der Demobil- 
machung in die Wirtschaft zurückströmenden Millionen sich damit be- 
gnügten, die ihnen hier gebotenen Arbeitsplätze zu besetzen; die Attrak- 
tionskraft dieser Stellen mußte daher beschränkt werden. Infolgedessen 
sollten die Löhne in diesem staatswirtschaftlichen Bereich der Wirtschaft 
von Anfang an niedriger festgesetzt werden als im privatwirtschaftlichen 
Bereich. Dies konnte dadurch gerechtfertigt werden, daß das Lohngefälle 
als Ansporn für alle Arbeitnehmer wirken sollte, möglichst bald in den 
marktwirtschaftlichen Bereich überzu wechseln, in dem sich für leistungs- 
fähige Kräfte bessere Chancen boten; dabei konnte die Lohndifferenz als 
Preis für die Sicherung eines Arbeitsplatzes angesehen werden, ähnlich 
wie die Verfechter der Vermögensteuer argumentieren, man müsse die 
fundierten, d. h. »sicheren« Einkommen stärker belasten als beispielsweise 
die Arbeitseinkommen. Die Einsparungen, die die staatswirtschaftlichen 
Betriebe durch die niedrigeren Löhne erzielten, sollten durch Preissenkun- 
gen der Erzeugnisse dieser Betriebe der Allgemeinheit zugute kommen. 

Für diejenigen Arbeitskräfte, die selbst in diesen öffentlich-wirtschaft- 
lichen Sektor nicht Unterkommen sollten, war eine Art von Arbeitsdienst 
vorgesehen, der jedoch nach Möglichkeit keinerlei Strafcharakter aufwei- 
sen sollte; die »Pflicht zur Arbeit« stellte nach Ansicht der Kreisauer das 
natürliche Korrelat des staatlich gewährleisteten »Rechts auf Arbeit« 
dar. 

Waren die Schwierigkeiten, die sich aus der persönlichen Leistung, der 
wirtschaftlichen Lage sowie aus der unterschiedlichen Arbeitswilligkeit 
der Menschen ergaben, durch diese drei Möglichkeiten einer Verwirkli- 
chung des Rechts auf Arbeit gelöst - Beschäftigung im privatwirtschaft- 
lichen Bereich, im öffentlich-wirtschaftlichen Bereich oder letztlich im 
Arbeitsdienst, so ergaben sich weitere Probleme aus dem Ost- West-Lohn- 
gefälle im damaligen Reichsgebiet. Beseitigen, etwa mittels der staatlichen 
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Lohnverordnung, wollten die Kreisauer dieses Lohngefälle nicht, weil sie 
sich von den niedrigeren Löhnen des Ostens preisdämpfende Effekte ver- 
sprachen. Außerdem ließ sich von einer Standortverlagerung lohninten- 
siver Betriebe in diesen Gebieten eine erwünschte Strukturwandlung und 
eine verstärkte Nachfrage nach Arbeitskräften erhoffen, so daß sich die 
Effektivlöhne allmählich denen des Westens von selbst hätten angleichen 
können. Da eine solche Anpassung nicht von heute auf morgen zu erwar- 
ten war, sondern einen allmählich ablaufenden Anpassungsprozeß voraus- 
setzte, mußten für die Dauer dieses Anpassungsprozesses Möglichkeiten 
vorgesehen werden, die »Landflucht« nach Westen einigermaßen unter 
Kontrolle zu halten. Dies hätte sich sehr leicht durch eine Beschränkung 
der Freizügigkeit erreichen lassen; eine solche Maßnahme vertrug sich aber 
weder mit der individuellen Freiheit, die sich aus der personalistischen 
Komponente des Kreisauer Programmes ergab, noch mit der im Endeffekt 
als neo-liberal zu charakterisierenden Wirtschaftsauffassung der Wirt- 
schaftsexperten. Andererseits vertrauten die Kreisauer auch nicht völlig 
auf den Immobilismus der Arbeitskräfte, sondern sie überlegten, wie hier 
eventuell mit Hilfe der Steuerpolitik ein Ausgleich geschaffen werden 
könnte, so daß die Reallöhne in diesen Gebieten ohne Aufhebung des 
Nominallohngefälles wirksam angehoben werden könnten. Da auch die 
Wohnungswirtschaft zum öffentlich-wirtschaftlichen Bereich gehörte, sa- 
hen die Wirtschaftsexperten gewisse Möglichkeiten, größere Ost-West- 
Wanderungsbewegungen zu verhindern, in einer Verbilligung der Mieten 
in diesen Niedriglohn-Gebieten. Durch diese Maßnahmen hofften sie das 
(Nominal-)Lohn-Gefälle weiter aufrechterhalten zu können, um auch 
diese bisher wenig industrialisierten Gebiete wirtschaftlich voll zu er- 
schließen und somit das Recht auf Arbeit auch dort zu verwirklichen. 

Aus dem Recht auf Arbeit und seinem Korrelat, der Pflicht zur Arbeit, 
folgte logisch, daß die Arbeitnehmer angemessen zu bezahlen waren; dies 
suchten die Wirtschaftsexperten durch den Vorschlag einer Mindestlohn- 
ordnung und entsprechender steuerpolitischer Maßnahmen zu erreichen. 
Die Politiker im Kreisauer Kreis gingen noch weiter: sie forderten, daß 
in jedem Betrieb zwischen den Eigentümern des Betriebes und der Beleg- 
schaftsvertretung »der Anteil der Belegschaft an Gewinn und Wert- 
zuwachs des Betriebes« 64 festgelegt werden sollte, wobei diese Verein- 
barungen »der Genehmigung der wirtschaftlichen Selbstverwaltungs- 
körperschaft des Landes « 65 unterliegen sollte. Bei dieser Forderung 
blieben sie jedoch nicht stehen; aus dem Recht zur Arbeit leiteten sie auch 



64 Grundsatzerklärung »Wirtschaft« vom 18. 10. 1942, abgedruckt bei v. Roon, 
a.a.O., S. 549. 

65 Ebenda. 
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ein Recht zur Mitbestimmung im Betrieb und bei (überbetrieblichen) 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen ab. Interessant für die heutige 
Mitbestimmungsdiskussion ist dabei, daß nur Belegschaftsmitglieder das 
Recht zur betrieblichen Mitbestimmung haben sollten . 66 



66 Ebenda, S. 548. 
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VI. Die Wirtschaftslenkung 



»Die Reichsregierung sieht die Grundlage des Wiederaufbaus der Wirt- 
schaft in einem geordneten Leistungswettbewerb, der sich im Rahmen 
staatlicher Wirtschaftsführung vollzieht und hinsichtlich seiner Methode 
ständiger staatlicher Aufsicht unterliegt.« 67 

Der Staat mußte nach Ansicht Einsiedels und Trothas »um die Wirtschaft 
lenken zu können, auf drei Gebieten tätig sein: Er muß für die Voll- 
beschäftigung der Wirtschaft sorgen, die Richtung des Wirtschaftsaufbaues 
bestimmen und darauf achten, daß das wirtschaftliche Leben mit den 
Notwendigkeiten einer gesunden gesellschaftlichen Ordnung in Einklang 
steht « 68 . Die Notwendigkeit zu einer Wirtschaftslenkung erschien den 
Verfassern dieser Denkschrift damals in dreierlei begründet: 

1. in den natürlichen Grenzen, die durch Boden, Klima und Verkehrslage 
gezogen sind und der daraus resultierenden Auslandsabhängigkeit 

2. in dem ungeheuren Substanzverzehr durch die Kriegsjahre und dem 
daraus resultierenden Kapitalmangel, dem Nachholbedarf der Nach- 
kriegszeit 

3. in der verminderten Anpassungsfähigkeit kapitalintensiver Groß- 
betriebe. 

In dieser Aufzählung sind zugleich die verschiedenen »Ecken« des 
magischen Vielecks enthalten, wie Zahlungsbilanzausgleich, Preisstabilität, 
Vollbeschäftigung und Wachstum, von denen wir heute sprechen. 

Es ging also darum, die (knappen) Rohstoffe, das Kapital und die 
Arbeitskräfte nach dem Grade der volkswirtschaftlichen Dringlichkeit zu 
verteilen und einzusetzen. Die erforderlichen Lenkungsmaßnahmen soll- 
ten sich möglichst zwanglos in das Wirtschaftssystem einfügen, um den 
gesamtwirtschaftlichen Ablauf so wenig wie möglich zu stören, und sie 



67 Grundsätze für die Neuordnung vom 9. 8. 1943, abgedruckt bei v. Roon , 
a.a.O., S. 566. 

68 H. v. Einsiedel, C. D. v. Trotha, Die Gestaltungsaufgaben in der Wirtschaft, 
abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 529. 
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sollten »immer wieder unter dem Gesichtspunkt der Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft überprüft« werden 69 . 

Einsiedel und Trotha machten darauf aufmerksam, daß »die auf Grund 
einer richtigen staatlichen Rechnung getroffenen Lenkungsmaßnahmen . . . 
die Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft immer erhöhen, nicht mindern« 
sollten 70 ; da die staatliche Wirtschaftsführung auch die nicht in die 
Kostenrechnung der Unternehmen eingehenden Kosten, die sogenannten 
volkswirtschaftlichen oder sozialen Kosten, berücksichtigen müsse, könnten 
anderseits auch Erträge mit in die staatliche Rechnung einbezogen werden, 
die nicht in die Gewinnrechnung der Betriebe eingingen. Darüber hinaus 
betrachte die private Wirtschaftsrechnung oftmals viel zu kurze Zeit- 
räume; eine staatliche Planung könnte viel langfristiger und umfassender 
sein und die Interdependenzen besser berücksichtigen, um damit die 
Leistungsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft erheblich zu steigern. 
Wenn es ihr gelänge, ständige Vollbeschäftigung zu erreichen, wäre der 
Vorteil gegenüber einer nicht gelenkten Wirtschaft mit ihren Konjunktur- 
schwankungen sehr bedeutend. 

Das deutsche Reich war auch im Kriege gezwungen, Außenhandel zu 
betreiben, da die Rohstoff- und Nahrungsmittelversorgung selbst bei 
Einbeziehung in einen großeuropäischen Wirtschaftsraum nicht gesichert 
war. Zwar könnte, so wurde es in der Denkschrift ausgedrückt, durch 
eine planmäßige Aufschließung und Nutzung der vorhanden Bodenschätze 
sowie durch bessere Ausbildung und Nutzung des Arbeitskräftepotentials 
ein größerer Grad an außenwirtschaftlicher Unabhängigkeit erreicht 
werden; jedoch galt das nur für Europa als Ganzes. Außerdem hätte ein 
außenwirtschaftlich isoliertes Europa nicht an den Entwicklungen und 
Erfindungen von Drittländern teilhaben können. Ein Verzicht auf die 
Teilnahme am technischen Fortschritt hätte relative Stagnation und 
eventuell sogar Rückbildung bedeutet. Hätte man diese Konsequenz nicht 
gewollt, so müßte man Forschung auf allen Gebieten selbst betreiben, was 
aber über die Kräfte Europas oder gar des damaligen Reiches hinaus- 
gehen würde. 

Hieraus ergab sich also bereits ein Zwang zum Außenhandel. Auf der 
anderen Seite konnte man keinen reinen Freihandel Vorschlägen, da an- 
sonsten ganze Wirtschaftsbereiche hätten preisgegeben werden müssen; 
dabei dachten die Kreisauer vor allem an die Agrarwirtschaft, deren 
Probleme ja bis heute noch nicht gelöst sind, aber auch an weite Bereiche 
der Fertigindustrie. 

Dem allgemeinen Zuge der damaligen Zeit entsprach es, daß auch die 

69 H. v. Einsiedel , C. D. v. Trotha , Die Gestaltungsaufgaben in der Wirt- 
schaft, a.a.O., S. 536. 

70 Ebenda, S. 536. 
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Kreisauer noch mehr in nationalen Kategorien dachten und in einer zu 
starken »Auslandsabhängigkeit« Deutschlands oder auch Europas eine 
Gefahr erblickten. Diese Einstellung hat sidi bis in unsere Tage erhalten, 
und zwar nicht nur bei uns, sondern in der ganzen westlichen und auch in 
der östlichen Welt; man mißtraut den Partnern im Außenhandel viel zu 
sehr, als daß man völlig auf eine eigene, wenn auch bescheidene Produk- 
tion verzichten möchte. Der Abbau dieses Mißtrauens wird politisch nicht 
gerade dadurch gefördert, daß immer wieder versucht wird, an die 
Lieferung von im Importland nicht hergestellten Gütern entweder 
bestimmte Bedingungen zu knüpfen oder die Lieferung von Fall zu Fall 
zu erschweren oder ganz zu verweigern; immer gilt es, das richtige Maß 
zwischen Autarkie einerseits und Freihandel andererseits zu finden. 

War dieses Maß jedoch einmal gefunden, so konnte die Lenkung des 
Außenhandels zum Ausgangspunkt der heimischen Wirtschaftslenkung 
werden. Bei der Außenhandelslenkung dachten die Verfasser entsprechend 
den damaligen Verhältnissen nicht nur an die Zollpolitik, sondern auch an 
die stärkeren Mittel der Kontigentierungspolitik, an (bilaterale) Liefe- 
rungs- und Abnahmeverträge, Einfuhr- und Ausfuhrverbote usw. 

Um Befürchtungen vor einem riesigen Beamtenheer vorzubeugen, das 
diese ganze Maschinerie in einem zukünftigen Außenhandelsministerium 
bewältigen sollte, wiesen die Verfasser auf das im Merkantilismus auf- 
gekommene Kolonial- und Handelsprivileg hin, durch welches die unter- 
nehmerische Initiative in den Dienst der Außenhandelslenkung gestellt 
werden könnte. Den Verfassern kamen freilich auch gewisse Bedenken, ob 
diese staatliche Außenhandelslenkung nicht doch die Eigeninitiative der 
Unternehmer lähmen würde. Daher empfahlen sie beispielsweise die Zu- 
erkennung von Steuervergünstigungen für die Erschließung neuer Aus- 
und Einfuhrmöglichkeiten und dergleichen. 

Da die Weltmarktpreise sowohl nach oben als auch nach unten von den 
Binnenmarktpreisen abweichen konnten, wurden Überlegungen darüber 
angestellt, wie man bei der damaligen Außenhandelssituation die 
Differenzen zwischen Weltmarkt- und Binnenmarktpreise gesamtwirt- 
schaftlich optimal ausnutzen konnte. Nach Ansicht der Verfasser waren 
hierzu Außenwirtschaftskartelle am besten geeignet, die den inländischen 
Abnehmern und Produzenten die Außenhandelsgüter zu Binnenmarkt- 
preisen ab- bzw. verkauften. Damit sollte gleichzeitig das Binnenpreis- 
niveau sich unabhängig von dem Weltmarktpreisniveau entwickeln 
können; diese Maßnahme hätte auch bewirkt, daß die Gefahr einer 
importierten Inflation nicht entstanden wäre, da zwischen Welt- und 
Binnenmarkt gewissermaßen ein Puffer eingebaut werden konnte. 

Die Lenkung des Außenhandels war insofern ein guter Ausgangspunkt 
der Wirtschaftslenkung, als die meisten deutschen Industriebetriebe und 
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teilweise auch die Agrarwirtschaft von Einfuhren abhängig sind. Über die 
Verteilung der Einfuhrgüter konnte infolgedessen sowohl die Art als auch 
die Menge der im Inland zu produzierenden Waren beeinflußt werden. 
Die Wirtschaftsexperten des Kreisauer Kreises waren der Ansicht, daß die 
Verteilung der Importgüter nicht über die stark wirkenden Mittel der 
Zuteilung und Kontingentierung erfolgen müsse, sondern daß sie entspre- 
chend dem Wettbewerbsprinzip über den Preis erfolgen könne, wobei die 
Preise nach den Opportunitätskosten hätten festgesetzt werden können. 
Eine große Bedeutung schrieben Einsiedel und Trotha 71 auch dem staat- 
lichen Wirtschaftsplan zu. Sie waren der Ansicht, daß jeder Plan, sogar 
ein unzureichender, sämtliche Kräfte einer Volkswirtschaft aktivieren 
könnte, da die Menschen der damaligen Zeit geradezu danach verlangten, 
»ihrem eigenen Leben durch Mitarbeit an einer gemeinsamen Ordnung 
einen Sinn zu geben.« 72 

Dazu wäre es erforderlich, diesen Plan »unter Hinzuziehung sämtlicher 
Beteiligten, vor allem aber der Wirtschaftszweige und der Gebietskörper- 
schaften« festzulegen 73 . 

Diese Pläne hätten allerdings auch die Wirtschaftspläne der anderen 
Volkswirtschaften berücksichtigen müssen. Da in der damaligen Zeit 
allenthalben staatlicherseits nationale Wirtschaftspläne aufgestellt wurden, 
wäre bei der großen Abhängigkeit des Deutschen Reiches vom Außen- 
handel eine Nichtabstimmung wenigstens mit den wichtigsten Liefer- und 
Abnehmerländern mit schwerwiegenden Konsequenzen für die deutsche 
Volkswirtschaft verbunden gewesen: die Vorausschätzungen wären bald 
überholt gewesen und dadurch dauernde Umstellungen des nationalen 
Wirtschaftsplanes erforderlich geworden. Damit wäre die Orientierungs- 
funktion des Planes (s. u.) nicht mehr gegeben gewesen. Bei einer Ab- 
stimmung der einzelnen nationalen Wirtschaftspläne hätten andererseits 
auch zukünftige Entwicklungen in diesen Staaten in den eigenen Plan 
eingebaut werden können, so daß die Qualität der Planung sich weiter 
verbessert hätte. 

Versucht man eine Rangfolge für die zu ergreifenden Maßnahmen für die 
staatliche Wirtschaftslenkung aufzustellen, so ergibt sich nach dieser Kon- 
zeption folgendes Bild: 

An erster Stelle sollte das bloße Vorhandensein eines staatlichen Planes die 
Wirtschaft lenkend beeinflussen. Es handelte sich dabei im Grunde ge- 
nommen um die gleiche Überlegung, die auch heute im Rahmen der 
Diskussion um Vor- und Nachteile einer mittelfristigen Finanzplanung 
angestellt werden: daß sich nämlich jeder Unternehmer an den vom 

71 Ebenda, S. 530 ff. 

72 Ebenda, S. 530. 

73 Ebenda, S. 538. 
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Staat gesetzten Leitlinien und Schwerpunkten orientieren kann, so daß 
der staatliche Plan die allgemeine Richtung angezeigt und der Unter- 
nehmer nicht allein auf seine eigenen Untersuchungen und Vermutungen 
über die ungewisse Zukunft angewiesen ist. 

Das bloße Vorhandensein eines Planes konnte freilich nicht ausreichen, 
um die Wirtschaft so zu lenken, wie die Wirtschaftsexperten des Kreisauer 
Kreises es für erforderlich hielten; dessen waren sie sich auch voll bewußt. 
Daher schlugen sie ergänzend die Anwendung »indirekter« Mittel vor. 
Hierunter verstanden sie solche Maßnahmen, die dem Unternehmer nicht 
direkt vorschrieben, was er zu tun oder zu lassen hätte, sondern die ihm 
grundsätzlich zwar seine Entscheidungsfreiheit ließen, ihn aber in die von 
der staatlichen Wirtschaftsführung gewünschte Richtung drängten, wenn 
er nach dem ökonomischen Prinzip handeln wollte. Im Vordergrund 
standen vor allem eine zweckorientierte Gestaltung des Staatshaushaltes, 
der Einsatz der Steuer- und Zollpolitik, der Lohn-, Preis-, Tarif- und 
Kartellpolitik sowie der Geld- und Kreditpolitik. 

Als Voraussetzung für die Anwendung zur Wirtschaftslenkung wurde die 
richtige Kombination aller Mittel im Rahmen der staatlichen Wirtschafts- 
politik angesehen; isolierten Maßnahmen wurden wenig Erfolgsaussichten 
eingeräumt. 

Mit diesem »Policy mix«, um einen modernen Ausdruck für die kombi- 
nierte Anwendung diese Maßnahmen zu verwenden, glaubten Einsiedel 
und Trotha 74 sowohl konjunktur- und wachstumspolitische als auch 
gesellschaftspolitische Zielsetzungen verwirklichen zu können. Aus unserer 
heutigen Sicht mag sich das etwas optimistisch anhören; man könnte leicht 
geneigt sein, die Verfasser dieser Denkschriften als hoffnungslose Uto- 
pisten abzutun. Aber betrachten wir doch einmal, wie wir die Probleme 
heute lösen: Es sind vielfach ganz die gleichen Maßnahmen, die damals 
bereits vorgeschlagen wurden. Durch die »indirekte« Methode der 
Lenkung, so glaubten die Wirtschaftsexperten des Kreisauer Kreises, 
bliebe die Dispositionsmöglichkeit der Unternehmer weitgehend aufrecht- 
erhalten. Solange der Staat seine Einflußnahme nämlich lediglich auf die 
Gestaltung der Marktverhältnisse ausübe, ändere sich für den Unter- 
nehmer überhaupt nichts; er würde dort seine Einkäufe tätigen, wo es für 
ihn am günstigsten sei, ohne viel über das Zustandekommen des Preises 
zu rätseln. Es sei für ihn uninteressant, ob die Preisbildung lediglich durch 
Angebot und Nachfrage oder durch staatliche Preisfixierungen bzw. 
Interventionen (z. B. Vorratskäufe- bzw. Verkäufe) bewirkt werde. 

Auch die Entscheidung darüber, ob und wann er Kredit aufnehmen soll, 
verbleibt dem Unternehmer auch dann, wenn die Kreditbedingungen von 
staatlichen Stellen einschließlich der Notenbank manipuliert werden. 
74 A.a.O., S. 531 f. 
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Gerade in dieser anscheinend unbehinderten Dispositionsfreiheit des 
Unternehmers liegt allerdings die Problematik der Anwendbarkeit solcher 
indirekten Maßnahmen der Geld- und Wirtschaftpolitik. Wenn große 
Nachfrage nach Kredit vorhanden ist, ist es zwar leicht, das Geldangebot 
über eine Liquiditätsverknappung bei den Kredit-Banken zu verteuern 
und somit auch hier die Selektionsfunktion des Preises (Zinses) zum Zuge 
kommen zu lassen; im Falle einer zu geringen Kreditnachfrage dürfte es 
jedoch schon wegen der geringen Zinsreagibilität sdiwerf allen, zusätz- 
liches Geld in die Wirtschaft zu »pumpen« 75 . 

Daher wurde von den Kreisauern als Voraussetzung für eine wirtschafts- 
politische Effizienz ihrer sogenannten indirekten Maßnahmen auf die 
Notwendigkeit einer richtigen Kombination aller Mittel verwiesen. 
Gebote und Verbote sahen die Wirtschaftsexperten des Kreisauer Kreises 
als äußerstes Mittel der staatlichen Wirtschaftslenkung an, insbesondere 
da sie der Auffassung waren, daß das Vorhandensein eines Planes und die 
vorgeschlagenen indirekten Maßnahmen ausreichen würden, die gesteckten 
Ziele zu erreichen. 

Lediglich in einer Hinsicht sollte der Staat in die unternehmerische 
Dispositionsfreiheit eingreif en: wenn nämlich die regionale oder auch 
sektorale Produktionsstruktur lediglich auf Grund der Entscheidung einer 
einzelnen Unternehmung entscheidend verändert würde. Diese Möglich- 
keit wäre bei Großunternehmen bzw. Großkonzernen gegeben gewesen. 
In diesem Bereich hielten Einsiedel, Trotha 76 und der Verfasser 77 
direkte Eingriffe des Staates für durchaus zulässig bzw. notwendig. 
Jedoch wiesen sie darauf hin, daß man nicht auf eine Auflösung der 
Konzerne in selbständige Unternehmungen oder eine Verstaatlichung als 
Allheilmittel vertrauen dürfe; vielmehr müßte man rechtliche und organi- 
satorische Formen finden, die den Besonderheiten der einzelnen Produk- 
tionsfähigkeiten angepaßt sein müßten, um derartige, die ganze Wirt- 
schaftsstruktur verändernde Entscheidungen zu verhindern. 
Organisatorisch sollte diese Wirtschaftslenkung durch eine in Kammern 
gegliederte Selbstverwaltung der Wirtschaft - bis hinauf zu einer Reichs- 
wirtschaftskammer - und durch die staatliche Wirtschaftsverwaltung 
gewährleistet werden, die die Kammern auch mit »Auftragsangelegen- 
heiten« des Reiches oder des Landes betrauen können sollte; diese Ent- 
würfe für konkrete Organisationsformen der Wirtschaftslenkung sind 
jedoch mit den Wirtschaftsexperten des Kreises nicht im einzelnen 
abgestimmt worden. 

75 Über diese Zusammenhänge vgl. z. B. G. Schmölders , Geldpolitik, 2. Aufl., 
Tübingen - Zürich 1968. 

76 A.a.O., S. 534. 

77 Anhang. 
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VII. Staatswirtschaft oder Privatwirtschaft: 
Das Sozialisierungsproblem 



Das Sdilagwort »personalistisdier Sozialismus«, mit dem insbesondere 
Yorck die Wirtschaftsordnungskonzeption des Kreisauer Kreises zu kenn- 
zeichnen pflegte, hat mit dem marxistischen Sozialismus oder gar mit der 
kollektivistischen Zwangswirtschaft des Ostens nichts zu tun, noch weniger 
mit der Ideologie des Nationalsozialismus«, die zu überwinden sie ent- 
worfen wurde. »Sozialistisch« war die Haltung der beiden Hauptver- 
antwortlichen, Moltke und Yorck, eher in dem Sinne, daß sie der Über- 
zeugung waren, das Zusammenwirken der wirtschaftlich Tätigen in den 
Betrieben und in der Gesamtwirtschaft müsse allein von ihrer gerecht 
entlohnten Leistung sowie von ihrer gesellschaftlichen Eingliederung 
gemäß eben dieser Leistung statt von ihrer Herkunft, ihrem ererbten 
Besitz oder ihrem sozialen Status bestimmt sein. 

Die Forderung nach Verstaatlichung der Schlüsselunternehmen kehrt in 
mehreren Denkschriften und Grundsatzerklärungen wieder. In der ersten 
Fassung der Moltkeschen Denkschrift von 1941 hieß es noch etwas diffe- 
renzierter: »Die nicht funktionellen Rechte an allen Produktionsmitteln 
sind weiter einzuengen, ohne die Freude an Verantwortung und Initiative 
zu nehmen« 78 ; zu dieser Stelle bemerkte Yorck lapidar: »Sozialisie- 
rung« 79 . Einsiedel und Trotha gingen in ihrer Ausarbeitung nicht näher 
auf diese Forderung ein, warnten jedoch davor, auf Maßnahmen wie 
Verstaatlichung oder Auflösung von Konzernen in einzelne selbständige 
Unternehmen »als alleinige Möglichkeit zu vertrauen«; gerade hier 
müßten »vielfach neue rechtliche Lösungen gefunden werden, die den 
Besonderheiten der einzelnen Produktionstätigkeiten angepaßt sind, die 
Gefahren der Bürokratisierung berücksichtigen und die Mitarbeit aller 
geeigneten Personen sichers teilen« 80 . 

78 H. ]. Graf v. Moltke , Ausgangslage, Ziele und Aufgaben. Abgedruckt bei 
v. Roon, a.a.O., S. 513. 

79 Ebenda. 

80 H. v. Einsiedel , C. D. v. Trotha , Die Gestaltungsaufgaben in der Wirtschaft. 
a.a.O., S. 534. 
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In einer Ausarbeitung des Verfassers 81 wurde näher begründet, warum 
eine Verstaatlichung weiter Bereiche der Wirtschaft volkswirtschaftlich 
schädlich sei. Diese Denkschrift versuchte mit der Vorstellung aufzu- 
räumen, daß eine zentralgeleitete Wirtschaft »produktiver« sei als eine 
Wettbewerbswirtschaft. Hierzu war es erforderlich, den Produktivitäts- 
begriff etwas näher zu untersuchen und auch auf die Frage einzugehen, 
nach welchen Kriterien sich die staatlichen Stellen bei ihren Investitions- 
entscheidungen richten müssen, um das zentrale Organisationsproblem 
einer jeden Wirtschaft zu lösen, nämlich die rechtzeitige Vorsorge für den 
dauernden Einklang von Bedarf und Deckung. 

Unter volkswirtschaftlicher »Produktivität« kann nicht jegliche Vermeh- 
rung der Produktion oder Dienstleistung als solche verstanden werden, 
sondern nur eine solche Vermehrung, die einen dringenden Bedarf deckt. 
Es nützt also gar nichts, wenn unverkäufliche, weil nicht mehr nachgefragte 
Schuhe hergestellt werden, obwohl die »Produktivität« bei deren Her- 
stellung nach wie vor sehr groß sein und der Bedarf insgesamt bei weitem 
nicht gedeckt werden kann. 

Die nützlichste Form der Produktivität, fanden schon Adam Müller und 
Friedrich List, bestehe in der Vermehrung der »produktiven Kräfte« einer 
Nation, d. h. aller derjenigen größtenteils immateriellen Werte, die der 
Wohlstandsentwicklung der Volkswirtschaft nicht unmittelbar, sondern 
mittelbar zugute kämen. Diese Art der Produktivität hat jedoch einen 
Nachteil: sie ist kurzfristig und vor allem im voraus nicht quantifizierbar; 
nachträglich und besonders bei Betrachtung größerer Zeiträume wird man 
den Erfolg einer solchen Produktivitätssteigerung jedoch jederzeit fest- 
stellen und auch beziffern können. 

Für alle im voraus zu treffenden Entscheidungen, insbesondere Inve- 
stitionsentscheidungen im Bereich der »produktiven« Wirtschaft oder des 
Dienstleistungssektors im weitesten Sinne (einschließlich der öffentlichen 
Hand), ist ein an der Vergangenheit orientierter Produktivitätsbegriff 
schlechterdings nicht tauglich; würde man sich danach richten, hätte man 
langfristig immer mehr am Bedarf vorbeiproduziert. Selbst von Zeit zu 
Zeit vorgenommene Anpassungen der Produktion an den jeweils 
gewandelten Bedarf würden nur »lindernd« wirken. Die Auslese der 
Investitionsvorhaben durch eine irgendwie bürokratisch organisierte staat- 
liche Planung ist der Auslese durch Privatinitiative und Leistungswett- 
bewerb auf die Dauer stets unterlegen; das galt auch für die von den 
Kreisauern geplante Umstellung der deutschen Volkswirtschaft von der 
Kriegs- auf die Friedensproduktion. Zwar würde für eine Übergangsphase 
eine zunächst noch fortgesetzte, aber auf Zivilbedarf umgeschaltete 

81 Anhang. 
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staatliche oder staatlich geleitete Produktion in Kauf genommen werden 
müssen, um den ersten Nachholbedarf zu decken; doch dürfe diese Produk- 
tion nicht zum Selbstzweck werden. Sie müsse vielmehr zugunsten der 
freien unternehmerischen Produktionsleistung in den Hintergrund treten, 
um eben nicht die Gefahr eines Am-Markt-vorbei-Produzierens herauf- 
zubeschwören. Im Anschluß an diese Periode, die Befriedigung des ersten 
Nachholbedarfs, in der eine Rationierung unerläßlich sei, um einen 
Preisauftrieb wegen des noch knappen Angebots zu vermeiden, müsse 
sich aber die Produktion mehr und mehr auf die Befriedigung jener 
Nachfrage umstellen, die sich am dringlichsten geltend mache. Dringlich 
geltend machen könne sich aber eine Nachfrage nur über den Preis, und 
dieser würde zwar nicht einen Plan-Vollzugsbeamten, wohl aber den 
freien Unternehmer veranlassen, die Produktion eben dieses Produktes 
zu erhöhen bzw. überhaupt erst aufzunehmen. 

Um diesen Zustand zu erreichen und dann auch zu erhalten, müßte sich 
der Staat in seinen Betrieben eine »weise Selbstbeschränkung« auferlegen. 
Er dürfe also nicht durch eine Erweiterung seiner Betriebe oder durch 
einen Monopolmißbrauch beispielsweise bei der Zuteilung der importier- 
ten Rohstoffe die Expansionsmöglichkeiten der übrigen (freien) Wirt- 
schaft beeinträchtigen. Ganz im Gegenteil müsse er den privatwirtschaft- 
lichen Bereich dadurch fördern, daß er - wie oben bereits erwähnt - 
Anreize zur Entwicklung und Entfaltung dieses Bereiches gäbe, so daß 
Rohstoffe und Arbeitskräfte baldigst wieder den Weg in die freie Wirt- 
schaft finden könnten. Darüber hinaus müsse der Staat die Sachkapital- 
bildung und eine rationelle Nutzung der vorhandenen Kapitalgüter 
fördern. 

Da die Kreisauer und vor allem ihre Wirtschaftsexperten nicht mit Aus- 
landskrediten oder gar mit etwas der späteren Marshallplanhilfe Ver- 
gleichbarem für die Nachkriegswirtschaft des Deutschen Reiches rechnete, 
blieb nur die Möglichkeit einer planvollen Nutzung des damaligen Wirt- 
schaftsraumes mit seinem Lohngefälle, aber auch die Nutzung der Vor- 
teile einer weitgehenden Arbeitsteilung und der Massenproduktion. Zwar 
war man sich bewußt, daß sich die für die deutsche Volkswirtschaft 
hieraus ergebenden materiellen Vorteile nicht mit denen der USA ver- 
gleichen lassen würden; jedoch sahen die Kreisauer darin immerhin einen 
Weg, die Folge der allzu knappen Kapitaldecke der deutschen Volks- 
wirtschaft, wenn nicht zu beseitigen, so doch zu mildern. 

Die konsequente gedankliche Verfolgung dieses Weges führte jedoch zu 
neuen Konflikten. Auf der einen Seite würden neue und/oder größere 
Betriebe entstehen, auf der anderen Seite würden aber auch eine ganze 
Reihe von Betrieben dem steigenden Wettbewerb nicht mehr gewachsen 
sein und ausscheiden müssen. Die Erhaltung dieser Betriebe - etwa durch 
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Subventionen - hätte die Vorteile der Rationalisierung wieder zunichte 
gemacht und die Wirksamkeit des Wettbewerbs als Ausleseprozeß stark 
beeinträchtigt. Dadurch, daß die von der Schließung der nicht mehr 
wettbewerbsfähigen Betriebe betroffenen Arbeitnehmer in dem öffent- 
lich-wirtschaftlichen Bereich Beschäftigung finden konnten 82 , wären auch 
diese (negativen) Folgen beseitigt gewesen. 

Ein anderes Problem sahen die Kreisauer darin, daß ein oder mehrere 
Unternehmen einer Branche - eventuell durch Marktabsprachen - den 
fachlich qualifizierten Mittelstand immer stärker verdrängen und damit 
die Leistungsauslesefunktion des Wettbewerbs beeinträchtigen könnten. 
Darüber hinaus wurde eine Gefahr darin gesehen, daß damit an die 
Stelle staatlicher Macht nunmehr wirtschaftliche Machtgebilde treten 
könnten, die mitunter unerträglicher als die des Staates seien, da die 
Ausübung dieser Macht allen im Interesse der Unternehmer erfolgen 
würde. Die angestrebte volkswirtschaftliche Rationalisierung ist eben nicht 
mit einer bloßen einzelwirtschaftlichen Rationalisierung, aber auch nicht 
mit einer privaten »Marktordnung«, d. h. mit selbstauf erlegten Wett- 
bewerbsbeschränkungen zu verwechseln. Um diese negativen Folgen zu 
vermeiden, forderten die Wirtschaftsexperten eine entsprechende Aus- 
gestaltung der Wirtschaftsverfassung und eine konsequente Kartellpolitik. 
Folgerichtig spricht die Grundsatzerklärung des Kreisauer Kreises audi 
nicht von Leistungswettbewerb schlechthin, sondern von einem »geord- 
neten Leistungswettbewerb, der sich im Rahmen der staatlichen Wirt- 
schaftsführung vollzieht und hinsichtlich seiner Methoden ständiger staat- 
licher Aufsicht unterliegt.« 83 

Die Wirtschaftsexperten waren also nicht der Meinung, daß ein »geord- 
neter Leistungs Wettbewerb« die Forderung nach einer Verstaatlichung 
»der Schlüsselunternehmen des Bergbaues, der eisen- und metallschaffen- 
den Industrie der Grundchemie und der Energiewirtschaft« enthalte, wie 
sie die Grundsatzerklärung »Wirtschaft « 84 postulierte und wie sie 
sozusagen zum eisernen Bestand jeder »sozialistischen« Ideologie gehört 
(sie hat bekanntlich auch in der Verfassung Nordrhein-Westfalens Auf- 
nahme gefunden, ohne freilich bisher verwirklicht zu werden). Daß diese 
Forderung somit nicht als integrierender Bestandteil des Wirtschafts- 
programms des Kreisauer Kreises angesehen werden kann, wertet 
Gerstenmaier als ein Zeichen dafür, »wie vielköpfig und selbständig die 
Kreisauer unter Moltkes Führung immer waren und geblieben sind.« 85 

82 Vgl. S. 39 ff. 

83 Grundsatzerklärung »Wirtschaft« vom 18. 10. 1942, abgedruckt bei v. Roon , 
a.a.O., S. 547. 

84 Ebenda. 

85 E. Gerstenmaier , Der Kreisauer Kreis, a.a.O., S. 22. 
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Im Unterschied zu den anderen Grundsatzerklärungen blieb der Aufruf 
Mierendorffs zu einer sozialistischen Aktion 86 , in der diese Forderung 
enthalten war, »ohne programmatische Verbindlichkeit« für den Kreis- 
auer Kreis. Mierendorff selber kam es mit seinem Aufruf auch weniger 
auf die politische Programmatik an als auf die Förderung des Staats- 
streiches. »Ihm ging es einfach nicht energisch genug vorwärts. Er drängte 
zum Handeln. Er war unzufrieden mit den Generalen, aber er wollte 
sich auch nicht begnügen mit der Planungsarbeit der Kreisauer. Der 
politische Gehalt des Aufrufs Mierendorffs vom Juni 1943 kann in 
wichtigen Teilen mit den Vorstellungen des Kreisauer Kreises zur Deckung 
gebracht werden. Aber das ist in anderen wichtigen Teilen ganz unmöglich. 
So sehr die Kreisauer sich insbesondere auch mit Hilfe von Schmölders 
um eine von den Sozialisten wie von den Nichtsozialisten zu akzeptieren- 
de Formulierung der Wirtschaftspolitik bemühten, so wenig hätten sie 
sich z. B. doch als Ganzes für die von Mierendorff proklamierte »Enteig- 
nung der Schlüsselbetriebe der Schwerindustrie< ... als Grundlage der 
sozialistischen Ordnung der Wirtschaft ausgesprochen.« 87 
Die anstelle dieser Sozialisierung schon in der Denkschrift von Einsiedel 
und Trotha angedeuteten »neuen rechtlichen Möglichkeiten« sahen die 
Kreisauer insbesondere in der Neugestaltung der Betriebsverfassung im 
Sinne der Bildung von »Betriebsgewerkschaften«. Es heißt dazu in der 
Grundsatzerklärung : 88 

»1. Der Betrieb ist die Wirtschaftsgemeinschaft der in ihm schaffenden 
Menschen. 

2. Ihre Form findet diese Wirtschaftsgemeinschaft in der Betriebs- 
gewerkschaft, die von dem Eigentümer des Betriebes und der Gesamt- 
heit der Belegschaft des Betriebes gebildet wird. 

3. Die Betriebsgewerkschaft betreibt ihr wirtschaftliches Unternehmen 
gemeinschaftlich. Die Betriebsführung unterliegt dem Betriebsführer, 
der die Vertretung der Belegschaft laufend unterrichtet und von ihr 
beraten wird. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder der Betriebs- 
gewerkschaft, insbesondere der Anteil der Belegschaft an Gewinn und 
Wertzuwachs des Betriebes wird vertraglich zwischen dem Eigentü- 
mer des Betriebes und der Vertretung der Belegschaft festgelegt. Der 



86 Abgedruckt bei v. Roon , S. 589 f. 

87 E. Gerstenmaier, Der Kreisauer Kreis, a.a.O., S. 22. »Die Enteignung der 
Schlüsselbetriebe der Schwerindustrie war in einem Aufruf Mierendorffs vom 
Juni 1943 gefordert, entsprach nach Gerstenmaier aber nicht der Meinung des 
ganzen Kreises, der sich vielmehr mit Hilfe von Schmölders um eine von Sozi- 
alisten und Nichtsozialisten zu akzeptierende neue Formulierung der Wirt- 
schaftspolitik bemühte.« ( Braubach , a.a.O., S. 143.) 

88 Grundsatzerklärung »Wirtschaft«, a.a.O., S. 548f. 
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Vertrag unterliegt der Genehmigung der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltungskörperschaft des Landes.« 

Diese »Stärkung der Kompetenz und Eigenverantwortung der Betriebs- 
gewerkschaften« wurde als besserer Weg zur Bildung der Betriebsgemein- 
schaft angesehen, als ein einheitlicher übermächtiger Gewerkschaftsbund, 
der naturgemäß die klassenmäßige Scheidung und den Kampfgedanken 
betone. Größeren Machtgebilden und Zentralorganisationen standen die 
Kreisauer sehr mißtrauisch gegenüber. Am liebsten wäre es ihnen gewesen, 
außer diesen Betriebsgewerkschaften gar keine »Deutsche Gewerkschaft« 
mehr zu haben. Deshalb stehen auch im Protokoll »Wirtschaft« der 
zweiten Kreisauer Tagung die Bestimmungen über eine »Deutsche 
Gewerkschaft« ganz am Ende. Zwar sei sie »ein Mittel zur Durchsetzung 
des wirtschaftspolitischen Programms, aber die Notwendigkeit ihres 
Fortbestehens danach wurde stark bezweifelt.« 89 



89 v. Roon , S. 430 f. 
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VIII. Die Kreisauer Wirtschaftsordnungskonzeption 
im Licht der späteren »Sozialen Marktwirtschaft« 
der Bundesrepublik 



Faßt man die Grundgedanken der vorstehend dargestellten Wirtschafts- 
ordnungskonzeption des Kreisauer Kreises im Lichte der später in der 
Bundesrepublik verwirklichten »Sozialen Marktwirtschaft« zusammen, 
so zeigen sich manche Gemeinsamkeiten, aber auch viele Gegensätze. 
Gemeinsam war der Kreisauer Konzeption und der späteren Verwirk- 
lichung der Sozialen Marktwirtschaft die primäre Funktion des Wett- 
bewerbs als höchster Ordnungsinstanz der Marktwirtschaft, die der plan- 
wirtschaftlichen »Marktordnungen« und der Preiskontrolle der Kriegs- 
wirtschaft nicht mehr bedurfte. Im Oktober 1936 war der Preisstopp 
verfügt worden; seit diesem Datum war die ganze Volkswirtschaft durch 
dirigistische Maßnahmen gekennzeichnet, wie Preisstopp, Kreditauswei- 
tung zur Rüstungsfinanzierung, Zuweisung von Waren und Arbeits- 
kräften usw. Als eines der Lenkungsmittel war die Genehmigung für 
Erhöhungen der gestoppten Preise durch den Preiskommissar anzusehen, 
um einerseits die Preise den gestiegenen Kosten anzupassen und anderer- 
seits die Nachfrage über den Preis zu regulieren. Da ein solches System 
viel zu schwerfällig war und optische Manipulationen mit den Kosten 
geradezu provozierte, funktionierte diese Lenkungstechnik nicht. 

Graf Yorck, damals Grundsatzreferent im Reichspreiskommissariat, 
stellte in seinem Amt mancherlei Überlegungen darüber an, ob es möglich 
sei, die Lenkungsinstrumente durch den Einbau von Wettbewerb aufzu- 
lockern und effizienter zu gestalten. »Der ihm befreundete Vorsitzende 
der Untergruppe »Preis« (sc.: an der Akademie für Deutsches Recht), 
Professor Dr. G. Schmölders, berief sodann eine Sitzung dieser Untergruppe 
ein, in der das gesamte System der damaligen Wirtschaftslenkung einer 
kritischen wissenschaftlichen Erörterung unterzogen werden sollte.« 90 
In den Referaten dieser Tagung verwarfen Eucken, Miksch, Böhm und 
andere »das ganze auf dem Boden einer zurückgestauten Inflation 
aufgebaute System der Wirtschaftslenkung und erklärten, daß es gar 
keinen Sinn habe, in ein solches System Wettbewerb einzubauen«. 

90 F. Böhm, Freiburger Schule und Nationalsozialismus, F. A. Z. v. 24. 5. 55. 
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Ebenso dachte, wie erwähnt, Wilhelm Röpke, der mit seinem markt- 
wirtschaftlichen Konzept wesentlich zu der 1948 von Ludwig Erhard 
verwirklichten Wirtschaftsordnung beigetragen hat, für die A. Müller- 
Armack kurz zuvor den Namen »Soziale Marktwirtschaft« vorgeschlagen 
hatte 91 . »Kein Publizist kann mit größerem Recht die geistige Vater- 
schaft der Bundesrepublik in Anspruch nehmen als Wilhelm Röpke . . . 
Als einer der intelligentesten Verfechter eines Liberalismus von welt- 
anschaulich konservativer Prägung hat er den orientierungslos gewordenen 
Führungsschichten des deutschen Bürgertums einen »Dritten Weg< zwi- 
schen Sozialismus und Monopolkapitalismus, zwischen Nationalismus 
und sterilem Partikularismus gewiesen« 92 . 

Die Funktion des Wettbewerbs geht im System der sozialen Marktwirt- 
schaft ebenso wie in der Kreisauer Wirtschaftsordnungskonzeption weit 
über die eines bloßen Preisbildungsmechanismus hinaus. Für die Kreisauer 
war der Wettbewerb ein Mittel zur Leistungssteigerung und ein System 
der Leistungsauslese; auch Ludwig Erhard stand dabei stets ein höheres 
Ziel vor Augen: »Das erfolgversprechende Mittel zur Erreichung und 
Sicherung jeden Wohlstandes ist der Wettbewerb. Er allein führt dazu, 
den wirtschaftlichen Fortschritt allen Menschen, im besonderen in ihrer 
Funktion als Verbraucher, zugute kommen zu lassen, und alle Vorteile, 
die nicht unmittelbar aus höherer Leistung resultieren, zur Auflösung zu 
bringen. Auf dem Wege über den Wettbewerb wird - im besten Sinne des 
Wortes - eine Sozialisierung des Fortschritts und des Gewinns bewirkt und 
dazu noch das persönliche Leistungsstreben wachgehalten.« 93 
Diese »Sozialisierung des Fortschritts und des Gewinns« begann mit der 
Währungsreform und der Aufhebung fast aller Preis- und Bewirtschaf- 
tungsvorschriften auf dem Gebiete der gewerblichen Wirtschaft. Die plötz- 
lich freigegebenen Preise, die zunächst unter der Wirkung des angestauten 
Nachholbedarfs kräftig angezogen hatten, wurden schon 1950 von dem 
wiedereinsetzenden scharfen Wettbewerb wieder abgefangen; gleichzeitig 
erreichte der Index der industriellen Produktion wieder das Vorkriegs- 
niveau. Das Produktionsergebnis je Arbeiterstunde erreichte und überstieg 
im März 1951 die entsprechende Ziffer des Jahres 1936; in weniger als drei 
Jahren war die durch den Krieg zerrüttete Wirtschaft wieder leistungs- 
fähig geworden. Diese Leistung kam im wesentlichen den breiten Verbrau- 
cherschichten zugute; die Bruttowochenverdienste aller Industriearbeiter 
nahmen wesentlich schneller zu, als die Lebenshaltungskosten anstiegen. 
Mit dem Grundgedanken des Leistungswettbewerbs stimmte auch die Kon- 

91 A. Müller- Armack, Soziale Marktwirtschaft, in: »Der Wirtschaft Spiegel«, 
Dezemberheft 1947. 

92 H. P. Schwarz, a.a.O., S. 393. 

93 Ludwig Erhard, Wohlstand für alle, Düsseldorf 1957, S. 8. 
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zeption überein, die die Kreisauer im Sinne Eudkens für die Behandlung 
der Monopole und wettbewerbsbeschränkenden Kartelle entwickelt hat- 
ten; Franz Böhm hat sein Programm, das er in der erwähnten Sammel- 
schrift mitten im Kriege zuerst veröffentlicht hatte 94 , später als Ab- 
geordneter des Deutschen Bundestages in jahrelangen Auseinandersetzun- 
gen erfolgreich vertreten und mit dem »Gesetz über Wettbewerbsbeschrän- 
kungen« 1957 zur Verwirklichung geführt. 

Im Nationalsozialismus und in der Mangelwirtschaft der Kriegsjahre war 
die Kartellverordnung von 1923, die als erster Vorläufer dieser Gesetz- 
gebung auf deutschem Boden betrachtet werden kann, stark durchlöchert 
und mit z. T. gegensätzlichen Tendenzen kombiniert worden, wie sie im 
Zwangskartellgesetz von 1933 und der Preisbindungs Verordnung von 1940 
zum Ausdruck kamen. Vollends die Kartellsteuerverordnung vom 20. De- 
zember 1941 erkannte die Kartelle durch ihre Einbeziehung in den Kreis 
der steuerpflichtigen Unternehmen ausdrücklich als selbständige Wirt- 
schaftsgebilde an; zugleich wurden zahlreiche »Reichs Vereinigungen« ge- 
gründet, die einen Teil der bisher von den Kartellen wahrgenommenen 
»Marktordnungsaufgaben« an sich zogen. 

Der Kreisauer Kreis stand durch Yorck, der seit 1936 die Grundsatz- 
abteilung beim Reichskommissar für die Preisbildung leitete, diesen Pro- 
blemen besonders nahe. In der Grundsatzerklärung »Wirtschaft«, deren 
Text in Kreisau am 18. 10. 1942 abschließend vereinbart worden war, 
heißt es unter der Überschrift »Grundsätze des Wirtschaften« : »Wo die 
vorhandenen Bindungen und Verflechtungen der Wirtschaft (Monopole, 
Kartelle, Konzerne) einen Leistungswettbewerb ausschließen, ist es Auf- 
gabe der Wirtschaftsführung, die Grundsätze des Leistungswettbewerbs 
zur Geltung zu bringen und die Interessen der Gesamtheit zu wahren.« 95 
Wie dies geschehen sollte, darüber bestand bei den Wirtschaftsexperten 
weitgehende Übereinstimmung. Sie machten den Vorschlag zur Schaffung 
eines »Monopolamtes«, um die Marktüberlegenheit der Kartelle, Kon- 
zerne und (Einzel-)Monopole laufend zu überwachen und Marktmiß- 
bräuche möglichst früh auszuschließen. Einsiedel und Trotha 96 meinten, 
der Staat müsse auf dem Wege der Kartell- und Monopolaufsicht dafür 
sorgen, daß weder die Leistungsfähigkeit bestehender Betriebe noch die 
Entstehung neuer Betriebe behindert werde. Gleichzeitig müsse der Staat 
sich aber zur Vermeidung eines volkswirtschaftlich unsinnigen Kräftever- 
schleißes auch die positiven Seiten der Kartelle dienstbar machen. 

94 F. Böhm , Der Wettbewerb als Instrument staatlicher Wirtschaftslenkung, 
in: Der Wettbewerb als Mittel volkswirtschaftlicher Leistungssteigerung und 
Leistungsauslese, hrsg. von G. Schmölders , Berlin 1942, S. 51 ff. 

95 A.a.O., S. 548. 

96 Die Gestaltungsaufgaben in der Wirtschaft, a.a.O. 
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Ähnlich hieß es in dem von Ludwig Erhard dem Frankfurter Wirtschafts- 
rat unmittelbar nach der Währungsreform zugeleiteten »Gesetz über die 
Leitsätze für die Bewirtschaftung und Preispolitik nach der Geldreform« 
vom 24. Juni 1948: »Soweit der Staat den Verkehr mit Waren und Lei- 
stungen nicht regelt, ist dem Grundsatz des Leistungswettbewerbs Geltung 
zu verschaffen. Bilden sich wirtschaftliche Monopole, so sind sie zu besei- 
tigen und bis dahin der staatlichen Aufsicht zu unterstellen.« Darauf zielte 
der erste Entwurf zu einem »Gesetz zur Sicherung des Leistungs Wett- 
bewerbs« und zu einem zweiten über ein »Monopolamt«, den ein Sach- 
verständigenausschuß am 5. Juli 1949 vorlegte und der zur Grundlage des 
späteren Wettbewerbsgesetzes wurde. 

»Das ist ja gerade das Geheimnis der Marktwirtschaft«, schrieb Bundes- 
wirtschaftsminister Erhard am 10. Juli 1952 an den Präsidenten des 
Bundesverbandes der deutschen Industrie, Fritz Berg, »und das macht ihre 
Überlegenheit gegenüber jeder Art von Planwirtschaft aus, daß sich in ihr 
sozusagen täglich und stündlich die Anpassungsprozesse vollziehen, die 
Angebot und Nachfrage, Sozialprodukt und Volkseinkommen sowohl in 
quantitativer als auch in qualitativer Beziehung zu rechter Entsprechung 
und somit auch zum Ausgleich bringen. Wer also nicht Leistungswett- 
bewerb und freien Marktpreis will, hat jedes Argument gegen die Plan- 
wirtschaft aus der Hand gegeben . . . Wenn darum das Streben nach 
Kollektivverbindungen sogar im Lager der Unternehmer überhand nimmt, 
dann wird wahrscheinlich früher, als es diese Unternehmer glauben, der 
Zeitpunkt kommen, der auf der politischen Ebene die Frage auftauchen 
läßt, mit welchen Gründen denn noch privates Eigentum an den Produk- 
tionsmitteln und das freie wirtschaftliche Entscheidungsrecht des Unter- 
nehmers vertreten werden kann.« 97 

Im Ahlener Wirtschaftsprogramm der CDU hieß es: »Ausgangspunkt 
aller Wirtschaft ist die Anerkennung der Persönlichkeit. Freiheit der Per- 
son auf wirtschaftlichem und Freiheit auf politischem Gebiet hängen eng 
zusammen. Die Gestaltung und Führung der Wirtschaft darf dem einzel- 
nen nicht die Freiheit seiner Person nehmen. Daher ist notwendig: 

Stärkung der wirtschaftlichen Stellung und Freiheit des einzelnen, Ver- 
hinderung der Zusammenballung wirtschaftlicher Kräfte in der Hand von 
Einzelpersonen, von Gesellschaften, privaten oder öffentlichen Organi- 
sationen, durch die die wirtschaftliche oder politische Freiheit gefährdet 
werden könnte. Kohle ist das entscheidende Produkt der gesamten deut- 
schen Volkswirtschaft. Wir fordern die Vergesellschaftung der Berg- 
werke.« 98 



97 L. Erhard , Wohlstand für alle, a.a.O., S. 176, 196. 

98 Das Ahlener Wirtschaftsprogramm, nach: »Was will die CDU?«, Köln 1948. 
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Die Ähnlichkeit der beiden Konzeptionen ist unverkennbar; die personali- 
stische Komponente fehlt ebensowenig wie die Forderung nach »Ver- 
gesellschaftung der Bergwerke«, die mit der Kreisauer Grundsatzerklä- 
rung über die Überführung der Schlüsselunternehmen des Bergbaues usw. 
in das Eigentum der öffentlichen Hand übereinstimmt. 

Gemeinsam ist den beiden Programmen schließlich auch ihre ausgespro- 
chen christliche Grundlage. In der ersten Nachkriegsphase, als die politi- 
schen Strömungen sich zu formieren begannen, kam es zur Gründung der 
Christlich-Demokratischen Union auf der Grundlage der Vorstellung eines 
»christlichen Sozialismus«. Dabei wollte man die Linderung und Beseiti- 
gung der sozialen Not nicht so sehr durch praktische Einzelmaßnah- 
men erreichen; vielmehr richteten sich die Überlegungen auf eine völlig 
neue Ordnung, die sich auch in einer neuen sozialen Konzeption des Le- 
bens dokumentieren sollte. »Neben dem Christlichen ist der soziale Im- 
puls - zumindest am Anfang - das am stärksten integrierende Element der 
Partei gewesen. Für die Frage der Gesellschaftsordnung, insbesondere der 
Integration der arbeitenden Menschen in der Gesamtgesellschaft, versuch- 
ten diese Konzeptionen neue Lösungen aufzuzeigen. Der Aufbau in der 
sozialen Programmatik der CDU verweist sehr stark auf Traditionen der 
sozialen Bewegung des Katholizismus in Deutschland; seine Gedanken 
wurden in erster Linie von alten christlich-sozialen und christlichen Ge- 
werkschaftlern, die dem Zentrum angehört hatten, in die regionalen 
Gründungen der CDU hineingetragen.« 99 

Ausdrücke wie »christlicher Sozialismus« und »Sozialismus aus christlicher 
Verantwortung«, wie sie von der Grundlage der geistigen Tradition der 
katholischen Soziallehre her die anfängliche Diskussion beherrschten, gal- 
ten weiterblickenden Politikern allerdings schon damals als wenig an- 
gebracht; nach einer Aktennotiz von Konrad Adenauer hielten die Vor- 
sitzenden der CDU/CSU der britischen und amerikanischen Besatzungs- 
zone, die am 3. April 1946 in Stuttgart zusammenkamen, diese »Schlag- 
worte ohne besonderen Inhalt« für geeignet, »Verwirrung und tief- 
gehende Meinungsverschiedenheiten hervorzurufen« 10 °. Folgerichtig ist 
schon im Ahlener Programm von einem christlichen Sozialismus nicht mehr 
die Rede; das christliche Element blieb im Namen der Partei, das soziale 
in der Spezifizierung der angestrebten Wirtschaftsordnung als »Soziale 
Marktwirtschaft« enthalten. 

Unter den Kreisauern war es Yorck, der im Briefwechsel mit Moltke 101 

99 Th. Blank , Vom Ahlener Programm zu den Düsseldorfer Leitsätzen. Zur 
Dogmengesdiichte der CDU, in: Wirtschafts- und Finanzpolitik im Zeichen 
der Sozialen Marktwirtschaft. Festschrift für Franz Etzel, Stuttgart 1967, S. 31. 

100 Th. Blank , a.a.O. 

101 Abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 478-497. 
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immer wieder darauf beharrte, daß »Recht und Sittlichkeit untrennbar 
zusammengehören« und daß auch der Staatswille »sich der Sittlichkeit 
beugen« müsse. Der wahre Inhalt des Staates ergäbe sich dort, »wo er als 
Trieb göttlicher Ordnung den Menschen erscheint und von ihnen emp- 
funden wird« ; die Staatslehre sei nur von der Theologie her zu begründen. 
Moltke, der demgegenüber auf dem Standpunkt stand, »daß die Staats- 
lehre zu dem Gebiet der Philosophie, nicht der Theologie gehört«, hielt es 
zunächst für »außerordentlich gefährlich, einer staatlichen Ordnung eine 
religiöse Erklärung und einen religiösen Unterbau zu geben«; er gab 
Yordk aber schließlich darin recht, »daß wir uns einen Staat nicht außer- 
halb unserer Vorstellung der Weltordnung denken können, und das ist bei 
den Europäern durch Christentum und klassische Geistes- und Geschichts- 
bildung geformt. Diesem Gedanken will ich in der Neufassung Rechnung 
tragen«. 

In den »Grundsätzen für die Neuordnung« (Entwurf Moltkes) vom 9. 8. 
1943 hieß es dementsprechend: »Die Regierung des Deutschen Reidies sieht 
im Christentum die Grundlage für die sittliche und religiöse Erneuerung 
unseres Volkes, für die Überwindung von Haß und Lüge, für den Neu- 
aufbau der europäischen Völkergemeinschaft. Der Ausgangspunkt liegt in 
der verpflichtenden Besinnung des Menschen auf die göttliche Ordnung, 
die sein inneres und äußeres Dasein trägt . . .« 102 Die »Erste Weisung an 
die Landesverweser« vom gleichen Datum führt folgerichtig als »die- 
jenigen Volkskräfte, aus denen heraus der Aufbau in Angriff genommen 
werden kann«, die freiheitlich gesonnene deutsche Arbeiterschaft und die 
christlichen Kirchen an: »Sie allein garantieren in diesem Augenblick auf 
Grund ihrer fortwirkenden geistigen Überlieferung, daß die Substanz des 
deutschen Volkes als Kulturnation gewahrt bleibt und seine Zusammen- 
arbeit als Staatsnation aus seiner gegenwärtigen Gefährdung gerettet wer- 
den kann.« Auf diese Kräfte gestützt, sollte der Landes Verweser »sein 
hohes Amt übernehmen und sich in den Besitz der dafür erforderlichen 
Machtmittel setzen.« 103 

Neben diesen Gemeinsamkeiten treten jedoch auch starke Unterschiede 
zwischen der im Kreisauer Kreis entwickelten Konzeption für den zu- 
künftigen Staats- und Wirtschaftsaufbau und der später in der Bundes- 
republik verwirklichten Verfassungs- und Wirtschaftsordnung hervor. 
Das gilt in erster Linie für die wirtschaftspolitische Willensbildung in 
Parlament und Regierung; eine »pluralistische« Willensbildung durch die 
im Parlament vertretenen Parteien und die hinter ihnen stehenden Kräfte 
war nach dem Kreisauer Konzept eines demokratischen Rechtsstaats ohne 

102 Grundsätze für die Neuordnung, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 561. 

103 Erste Weisung an die Landesverweser, abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., 
S. 567 ff. 
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Parteien, mit seinem föderalen Aufbau von den »kleinen überschaubaren 
Gemeinschaften« bis zu den von den Landtagen gewählten Abgeordne- 
ten des Reichstages, undenkbar. Demgegenüber war der so zustandegekom- 
menen Reichsregierung, wie oben erwähnt, eine sehr starke Machtstellung 
zugedacht; ihr Kanzler war in der Lage, notfalls auch mit einer gewissen 
Härte zu regieren, solange der Reichstag dem Reichsverweser nicht im 
Wege des konstruktiven Mißtrauensvotums einen Nachfolger präsentieren 
konnte. 

Nur auf Grund dieser starken Stellung der Exekutive konnte auch die 
weitgehende Wirtschaftslenkung funktionieren, die in dem Kreisauer Kon- 
zept vorgesehen war. Monopolkontrolle und Kartellaufsicht, Arbeitsdienst 
und straffe Wirtschaftsführung im verwaltungswirtschaftlichen Sektor der 
Volkswirtschaft, Außenwirtschaftslenkung und Lohnpolitik sollten nicht 
der pluralistisch-parlamentarischen Meinungs- und Willensbildung, son- 
dern der kontrollierten Verantwortung der Regierung und ihrer Ver- 
waltung anvertraut werden, die sich bei der Durchführung ihrer Maß- 
nahmen der Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft bedienen konnte; der 
erforderliche Sachverstand sollte nicht von den Interessenverbänden, son- 
dern von dieser gewählten Selbstverwaltung mit ihrer Spitze in der Reichs- 
wirtschaftskammer beigesteuert werden. 

In der Grundsatzerklärung »Wirtschaft« des Kreisauer Kreises heißt es 
zum Thema der staatlichen Wirtschafts Verwaltung 104 : 

»1. Die staatliche Führung der Wirtschaft obliegt dem Reichswirtschafts- 
ministerium, das sämtliche wirtschaftlichen Teilgebiete einschließlich 
Landwirtschaft, Verkehrswesen, Arbeit usw. umfaßt. 

2. Der Reichswirtschaftsminister läßt sich durch die Reidiswirtschafts- 
kammer beraten und bedient sich zur Durchführung seiner Maß- 
nahmen der Landeswirtschaftsämter als der obersten Wirtschafts- 
behörden der Länder. 

3. Die Landesbehörden der Wirtschaft (Landeswirtschaftsämter und 
Untergliederungen) umfassen die gleichen wirtschaftlichen Teilgebiete 
wie das Reichswirtschaftsministerium. 

Die Wirtschaftsverwaltung ist Teil der allgemeinen Staatsverwaltung. 
Das Reichswirtschaftsministerium verkehrt mit den regionalen Selbst- 
verwaltungsorganisationen der Betriebe und den Betrieben über die 
wirtschaftlichen Landesbehörden. 

4. Die Wirtschaftsverwaltung des Reiches und der Länder bedient sich 
der Reichsfachämter, deren Aufgabe es ist, zusammenfassendes Ma- 
terial über sämtliche Vorgänge des Industriezweiges zu beschaffen 
und auszuwerten. Diese Reichsfachämter stehen gleichzeitig den Be- 

104 Abgedruckt bei v. Roon , a.a.O., S. 549 f. 
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trieben zur Durchführung von Gemeinschaftsaufgaben zur Verfü- 
gung. 

Sie haben das Recht auf Auskunfterteilung. Ihre Organe sind Leiter 
und Beirat. Der Leiter und seine Mitarbeiter sind Beamte der Reichs- 
wirtschaftsverwaltung. 

Der Beirat wird von den Betrieben gewählt; er berät den Leiter und 
beschließt in den zur Selbstverwaltung gehörigen Angelegenheiten.« 
Diese Organisationspläne für eine gemischtwirtschaftliche Lenkung und 
Selbstverwaltung der Wirtschaft sind nur aus der Sicht der 1942 bestehen- 
den kriegswirtschaftlichen Gliederung der Wirtschaft zu verstehen. Die 
Wirtschaft sich selbst zu überlassen, ohne sie staatlicher Lenkung und 
Führung zu unterwerfen, war für die meisten Mitglieder des Kreisauer 
Kreises von ihrer ganzen Herkunft und Denkweise her unvorstellbar; 
noch weniger vermochten die Kreisauer die Entwicklung des Verbands- 
wesens und des »vorparlamentarischen Raumes« vorherzusehen, wie sie in 
den letzten 20 Jahren in der Bundesrepublik eingetreten ist. Dieser Man- 
gel an Voraussicht ist leicht zu verstehen; selbst ein so guter Wirtschafts- 
theoretiker wie Walter Eucken hatte die Wirksamkeit der Verbände bei 
dem Entwurf seiner Wettbewerbsordnung noch gänzlich außer Betracht 
gelassen. Eucken verstieg sich sogar zu der Forderung, die Politik des 
Staates solle darauf gerichtet sein, »wirtschaftliche Machtgruppen auf- 
zulösen oder ihre Funktionen zu begrenzen« 105 ; dem entsprach in der 
Grundsatzerklärung des Kreisauer Kreises die scharfe Trennung zwischen 
politischen und wirtschaftlichen Aufgaben, die unbedingte Unterstellung 
der Wirtschaft unter den Staat und die schon erwähnte starke Monopol- 
und Kartellaufsicht. Moltke selbst ging noch weiter; in der ersten Fassung 
seiner Denkschrift von 1940 betonte er den unbedingten Primat des Staa- 
tes über die Wirtschaft 108 : 

»A) Der Staat ist der unbeschränkte Herr der Wirtschaft ; ob zur Er- 
reichung der wirtschaftlichen Zwecke der Weg der wirtschaftlichen 
Freiheit oder der wirtschaftlichen Gebundenheit gewählt werden soll, 
ist keine grundsätzliche, sondern eine Zweckmäßigkeitsfrage. 

B) Es ist Aufgabe des Staates, durch die Verteilung des wirtschaftlichen 
Ergebnisses 

a) allen die Beschaffung der notwendigen Lebensgüter zu ermög- 
lichen; 

b) zu verhindern, daß einzelne sich einen ungerechten Anteil an den 
überschüssigen Lebensgütern verschaffen und daß einzelne, viele 

105 W. Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik, Tübingen und Zürich, 4.Aufl. 
1968. S. 334. 

106 Über die Grundlagen der Staatslehre, abgedruckt bei v. Roon, a.a.O., S. 501 
(Hervorhebungen durch den Verfasser). 
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oder alle die wirtschaftlichen Möglichkeiten zu bloßer Ablenkung 
oder zur Herstellung von wirtschaftlichen Herrschafts Verhältnis- 
sen mißbrauchen; 

c) die nichtwirtschaftlichen Zwecke des Staates zu fördern, wie z. B. 
die Jugend- und Erwachsenenerziehung, die Schaffung lebens- 
fähiger Verwaltungseinheiten, die möglichst weitgehende Ver- 
teilung der Bevölkerung des Gesamtgebietes; 

d) die Mittel für alle höheren Zwecke bereitzustellen, ohne der Wirt- 
schaft Einfluß auf den Inhalt dieser Zwecke zu gestatten. 

C) Es ist Aufgabe des Staates , zu verhüten, daß die durch die wirt- 
schaftliche Betätigung errungene Unabhängigkeit von der Natur nicht 
durch eine erhöhte rein wirtschaftliche Abhängigkeit von anderen 
Menschen erkauft wird.« 

Sind auch diese krassen Ausgangsthesen Moltkes in den späteren Grund- 
satzerklärungen des Kreisauer Kreises nicht mehr vertreten oder doch stark 
abgemildert worden, so blieb doch der etatistische Grundakkord dieser 
Einstellung zum Wirtschaftsleben weitgehend erhalten; kein Gedanke 
wurde der Möglichkeit gewidmet, daß sich aus der Wirtschaft heraus 
Interessengruppen, Verbände oder Machtgruppen bilden könnten, die der 
politischen Willensbildung der Parteien (die es nach dem Kreisauer Kon- 
zept gar nicht geben sollte) oder gar der Regierung Hinweise geben oder 
Maßstäbe setzen könnten. 

In der Tat hat diese Entwicklung erst später eingesetzt; daher entschloß 
sich beispielsweise der Verein für Socialpolitik (Gesellschaft für Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaften) erst 1960, dem Einfluß der Interessen- 
verbände der Wirtschaft auf die öffentliche Meinung, auf die politischen 
Parteien sowie auf Legislative und Exekutive eine eigene Untersuchungs- 
reihe zu widmen. Es sei, so heißt es in dem Vorwort der Herausgeber zu 
den inzwischen erschienenen Bänden dieser Untersuchung 107 , nicht in Ab- 
rede zu stellen, daß die Aktivitäten dieser Verbände und zumal die von 
ihnen zum Einsatz gebrachten Methoden sowohl dem klassischen Bild der 
Demokratie wie insbesondere auch dem wirtschaftspolitischen Ordnungs- 
bild unserer Bundesrepublik »nicht selten kräftig widerstreiten«. Anderer- 
seits lasse sich zeigen, daß den Interessenverbänden der Wirtschaft zumal 
in ihrer Eigenschaft als Selbsthilfeorganisationen »höchst wichtige, ja origi- 
näre Ordnungsfunktionen« zukämen, »die aus dem Wirtschaftsleben un- 
serer Zeit, aber auch aus unserem politischen Leben nicht mehr weggedacht 
werden« könnten. 

Gegenüber diesem Verbandspluralismus, wie er in der Verfassungs Wirklich- 
keit der Bundesrepublik heute zutage tritt, hatte der Kreisauer Verfas- 

107 Schriften des Vereins für Socialpolitik, Neue Folge, Bd. 36-41, Berlin 
1965-1968. 
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sungsentwurf gänzlich andere Vorstellungen über die politische Willens- 
bildung entwickelt. Mit der Schaffung einer personellen Spitze in Gestalt 
des »Reichsverwesers« sollte die straffe Führung des Staates institutionell 
verankert werden; der Reichsverweser hatte »die Stellung eines konsti- 
tutionell gesicherten und gebundenen Staatsoberhauptes, wie es deutscher 
staatsrechtlicher Tradition entsprechen mochte. Sie war nur zu verstehen 
und zu vertreten mit dem Rückhalt und zugleich den Gegengewichten, die 
die Kreisauer Verfassung in Form einer neuen politischen Elite voraus- 
setzte, die sich aus der Selbstverwaltung heraus bilden und in Landes- 
räten und Reichsrat zum verfassungsrechtlichen Einsatz kommen sollte. 
Ein solcher Verfassungsaufbau entspricht einer Grundhaltung, die der 
Einsicht der Menschen nicht allzuviel politische Verantwortung anver- 
vertrauen möchte, sondern sie in »gesetzmäßiges institutioneile Form 
bringen will. Freilich kann gerade auch sie dabei nicht auf ein gefügtes, 
durch Einsicht gestärktes Ethos der Menschen verzichten.« 108 
Im Lichte der späteren verfassungsrechtlichen Entwicklung des Bundes 
urteilt der gleiche Verfasser: 

»Auch das Grundgesetz der Bundesrepublik stand unter dem Eindruck des 
Versagens der Weimarer Republik und ihrer Verfassung. Doch die Folge- 
rungen, die es daraus zog, führten nicht zu so einschneidenden Reformen, 
wie sie die Kreisauer vorschlugen. Der Parlamentarische Rat schloß früh- 
zeitig einen Kompromiß mit den gegebenen soziologischen und geistigen 
Voraussetzungen. So ist das meiste von dem, was die Kreisauer Reformer 
wollten und erhofften, nicht in Erfüllung gegangen.« 109 
Bei einer solchen Betrachtung darf jedoch nicht vergessen werden, daß 
zwischen den Ausarbeitungen des Kreisauer Kreises und denen des Parla- 
mentarischen Rates nicht nur eine Zeitspanne von mindestens 5 Jahren lag 
(der Parlamentarische Rat trat erstmalig am 1. 9. 1948 zusammen), son- 
dern daß in diesen Jahren bereits die Weichen für das Nachkriegs deutsch- 
land gestellt worden waren, die auch die Ordnung des Wirtschaftslebens 
abweichend von der Wirtschaftsordnungskonzeption des Kreisauer Krei- 
ses präjudizieren. 



108 Hornung , a.a.O., S. 735. 

109 Ebenda, S. 735 f. 
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Anhang: 



Denkschrift von Prof. Dr. G. Schmölders 
»Wirtschaft und Wirtschaftsführung 
in einem Europa-Block nach dem Kriege« 
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Vorbemerkung 



Die nachstehend unverändert abgedruckte Denkschrift wurde 1942 und 
1943 zur Unterrichtung von Moltke und Yorck und als Diskussionsgrund- 
lage für den Kreisauer Kreis ausgearbeitet. Sie wird hier, abgesehen von 
dem kurzen Auszug bei v. Roon 110 , erstmals veröffentlicht, um den Geist 
und die Grundtendenzen zu veranschaulichen, von denen die Wirtschafts- 
ordnungskonzeption der Kreisauer für den Neubau nach Beseitigung Hit- 
lers seinerzeit beherrscht war; sie ist somit als historisches Dokument zu 
verstehen, das, ausgehend von den Besonderheiten der damaligen Kriegs- 
wirtschaft, das Gelingen des Attentats und ein vernünftiges Zusammen- 
gehen mit den westlichen Kriegsgegnern voraussetzte, an dessen Zustande- 
kommen die Kreisauer damals noch glaubten. 



A. Die Erhaltung und Steigerung des Sozialprodukts 
in einem künftigen Europa-Block 



a) Technische Produktivität und volkswirtschaftliche Leistung 

Allen Erwägungen über die Größe des Sozialproduktes oder des volks- 
wirtschaftlichen Leistungsgrades, seine Grenzen und die Möglichkeiten sei- 
ner Steigerung muß eine Besinnung auf den Inhalt dieser Begriffe voran- 
gehen, mit denen häufig keineswegs genügend klare Vorstellungen ver- 
knüpft werden. 

Seit dem Erlebnis von Ch. Fourier, der als junger Kaufmann im Hafen 
von Marseille der Versenkung einer Schiffsladung Reis beiwohnte, durch 
die dem beginnenden Abgleiten des Reispreises Einhalt geboten werden 
sollte, ist die Problematik des Produktivitätsbegriffs nicht mehr aus der 
Wirtschaf tstheorie verschwunden. Einerseits ist der Vorgang, durch dessen 
Beobachtung Fourier zum Sozialisten wurde, zweifellos ein besonders 
sinnfälliger Ausdruck für den jederzeit möglichen Konflikt zwischen der 
Produktions- und der Verteilungsleistung des »kapitalistischen« Wirt- 
schaftssystems; andererseits ist von der Wirtschaftstheorie nicht mit Un- 
recht darauf aufmerksam gemacht worden, daß die zur Sicherstellung 
eines die Kosten der Marktversorgung auf die Dauer gewährleistenden 
Preises gegebenenfalls objektiv notwendige Vernichtung wertvoller Pro- 



110 v. Roon , a.a.O., S. 539-541. 
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dukte in Wirklichkeit nur den Ausdruck einer vorhergegangenen Fehl- 
investition darstellt, die im Produktionsvorgang gelegen und mit der 
künstlichen Angebotsverknappung notgedrungen erst nachträglich wieder 
zu korrigieren war; der Arbeits- und Kapitalaufwand, der auf das Zuviel 
an Reiszufuhr verwendet worden war, hätte mit anderen Worten von 
vornherein mit größerem Nutzen einer anderen Bedarfsversorgung dienst- 
bar gemacht, d. h. »produktiver« verwendet werden können. 

Die Frage, welches Wirtschaftssystem besser geeignet ist, derartige Fehl- 
investitionen wirksam zu verhindern, das »sozialistische« Fouriers und 
seiner Nachfolger oder das »kapitalistische« klassischer Prägung, ist mit 
dieser Erkenntnis zwar keineswegs beantwortet; die rechtzeitige Vorsorge 
für den dauernden Einklang von Bedarf und Deckung ist das zentrale 
Organisationsproblem jeder Wirtschaft schlechthin, und ob eine noch so 
straffe Zentralverwaltungswirtschaft ohne gelegentliche Wertvernichtun- 
gen vielleicht ganz anderen Ausmaßes auszukommen vermag, ist durch- 
aus zweifelhaft. Das Beispiel veranschaulicht jedoch vollkommen die 
eigentliche Problematik des Produktivitätsbegriffes, wie er nicht nur der 
klassischen englischen Freihandelstheorie, sondern gerade auch Ch. Fourier 
und dem ganzen späteren Sozialismus bis hin zur russischen Planwirt- 
schaft vorschwebte: volkswirtschaftliche »Produktivität« kann nicht 
schlechthin in jeder Substanzvermehrung oder Dienstleistung als solcher 
erblickt werden, sondern nur in der volkswirtschaftlich sinnvollen Lei- 
stung, die knappen Produktivkräfte möglichst rationell für die Deckung 
des ganzen, ihnen mit verschiedenem Dringlichkeitsgrad gegenüberstehen- 
den Bedarfs einzusetzen. 

Dabei kommt es natürlich nicht darauf an, ob die volkswirtschaftliche 
Produktivität in diesem Sinne mit statistischen oder sonstigen Vergleichs- 
maßstäben meßbar und darstellbar, sondern nur darauf, ob sie vorhanden 
ist. Die deutsche Volkswirtschaftslehre hat seit Fr. List immer wieder 
darauf hingewiesen, daß die wertvollste Form der Produktivität in der 
Vermehrung der »produktiven Kräfte« der Nation, d. h. in der Förderung 
aller derjenigen großenteils immateriellen Werte liege, die der Wohlstands- 
entwicklung in der Volkswirtschaft mittelbar zugute kommen, sich nach 
Zahl und Maß in der Regel aber gar nicht abschätzen lassen. Damit ist 
nicht gesagt, daß sich nicht wenigstens der Erfolg einer derartigen Pro- 
duktivitätssteigerung, zum mindesten über längere Zeiträume gesehen, 
dennoch mit einem hohen Grade an Bestimmtheit feststellen ließe; nur ist 
diese Feststellung immer erst nachträglich und nur im Wege des Vergleichs 
möglich, sei es im Vergleich mit Lebenshaltung und Kulturhöhe anderer 
Volkswirtschaften, sei es durch Gegenüberstellung der Wirklichkeit mit 
dem Bilde dessen, was als Ergebnis der Leistungssteigerung angestrebt oder 
versprochen worden ist (Planwirtschaft). 
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Aus dieser kurzen begrifflichen Vorbemerkung ergibt sich bereits ein An- 
haltspunkt für die Zielsetzung einer jeden Wirtschaftspolitik in einem 
künftigen Europa-Block. Das Ziel wäre zu eng begrenzt, wollte man ledig- 
lich die möglichste Steigerung der Erzeugung sichtbarer Sachgüter und 
Leistungen ins Auge fassen, wie dies eine oberflächliche materialistische 
»Planung« in der Regel zu tun pflegt. »Produktiv« sind nicht nur die un- 
mittelbar auf die Steigerung der materiellen Gütererzeugung gerichteten 
Maßnahmen, soweit sie von dauerhaftem Erfolg begleitet sind, sondern 
auch alle diejenigen Vorkehrungen einer weitausschauenden Wirtschafts-, 
Sozial- und Bevölkerungspolitik, die geeignet sind, die »produktiven 
Kräfte« des Europa-Blocks im ganzen oder einzelner seiner Teile zu stär- 
ken oder die elastische Anpassung zwischen Bedarf und Deckung zu för- 
dern; nicht das technische Maximum des Arbeitserfolges, sondern das 
volkswirtschaftliche Optimum der Gesamtleistung gilt es zu erkennen. 



b) Die persönliche Leistung des Einzelnen 

An erster Stelle unter den Voraussetzungen einer wirksamen Erhaltung 
und Steigerung des Sozialprodukts in dem angedeuteten Sinne steht die 
persönliche Leistung des Einzelnen, gleichgültig an welcher Stelle des Wirt- 
schaftsprozesses er steht, solange nur die von ihm ausgeübte Funktion als 
solche im Rahmen des Ganzen sinnvoll und notwendig ist. Die berechtigte 
Bewunderung der modernen gesellschaftlichen Arbeitsteilung und der 
durch sie bewirkten Steigerung des volkswirtschaftlichen Leistungsgrades 
(A. Smith) darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Beziehung des 
Einzelnen zu seiner Leistung infolge der weit fortgeschrittenen Berufs- 
gliederung und Spezialisierung viel von der Unmittelbarkeit verloren hat, 
die im Urzustände in der Gefahr des Verhungerns bei mangelhafter Ar- 
beitsintensität bestand. Der Antrieb zur Arbeit, der letztlich in der Lebens- 
angst des Einzelnen und dem Bewußtsein jederzeit drohender Existenzein- 
buße wurzelt, ist in den europäischen Kulturländern weitgehend durch das 
Streben nach einer verbesserten Lebenshaltung und durch den sozialen 
Geltungsdrang ersetzt worden, der heute vielleicht das stärkste Antriebs- 
moment mindestens aller gehobenen Arbeit darstellt. In dem Maße, in 
dem eine Befriedigung dieses Begehrens auf anderem Wege als dem ehr- 
licher Anstrengung und Leistung möglich wird (z. B. durch Geltend- 
machung politischer »Verdienste«, Ausnutzung persönlicher Beziehungen 
oder Druckmittel, letztlich durch jede Ausübung von Macht schlechthin) 
ist das immanente Leistungsstreben als Bestandteil der Wirtschaftsgesin- 
nung gefährdet; das Ethos der Arbeit leidet schon durch das Beispiel, das 
vielleicht Einzelne in dieser Beziehung geben. 
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Betrachtet man es als Aufgabe der Wirtschaftspolitik, dieses Leistungs- 
streben zu erhalten und zu steigern, so gilt es in erster Linie, eine mög- 
lichst unmittelbare Beziehung zwischen der Lebenshaltung und sozialen 
Stellung des Einzelnen und seiner Leistung zu schaffen bzw. wiederherzu- 
stellen. In der Sphäre der Handarbeit, von der ungelernten Schwerarbeit 
bis zu den hochmechanisierten Verrichtungen im modernen industriellen 
Betrieb, ist diese Beziehung teils weitgehend erhalten geblieben, teils durch 
Akkordsysteme und dergleichen konstruktiv ersetzt und erweitert worden; 
in den Leistungsbegriff sind in diesen Systemen teilweise bereits Elemente 
überbetrieblichen Wirtschaftswollens einbezogen (Material- und Arbeits- 
zeitersparnis, Betriebsverbesserungen usw.). Im Gegensatz hierzu fehlt es 
in der Sphäre der nichtmanuellen Arbeit, in Handel und Verkehr, in der 
Kredit- und Versicherungs Wirtschaft, bei den beruflich Selbständigen in 
Landwirtschaft und Industrie sowie endlich in der öffentlichen Verwal- 
tung einschließlich der sozialen und politischen Organisationen und der 
Wehrmacht mehr oder weniger völlig an einer wirksamen Abstufung der 
Entlohnung nach der Leistung, ja überhaupt an Maßstäben für ihre Be- 
urteilung. 

In dieser Tatsache lag die ursprüngliche volkswirtschaftliche Funktion des 
Wettbewerbs als Ausleseprinzip beschlossen, das jeden selbständig am 
Wirtschaftsleben Beteiligten im Falle mangelnder Bewährung mehr oder 
weniger prompt mit dem Verlust seiner Existenz oder doch mit der Ein- 
buße seiner gesellschaftlichen Stellung bestrafte. Der Wettbewerb, der diese 
seine Auslesefunktion in der Vergangenheit durch das Vordringen mono- 
polistischer und kollektivistischer Wirtschaftsformen bereits weitgehend 
eingebüßt hatte, ist inzwischen durch die allgemeine Mangellage der 
Kriegsjahre und die dadurch bedingte Zuteilungs- und Verwaltungswirt- 
schaft vollends denaturiert und in seiner Wirkung als Leistungskontrolle 
ausgeschaltet worden; hinzu kommt, daß die wachsende Verbeamtung des 
Wirtschaftslebens und das Vordringen der öffentlichen Unternehmungen 
das mögliche Anwendungsgebiet dieser Leistungsauslese immer weiter ein- 
geengt und die politische Entscheidung in weitem Umkreis an die Stelle der 
wirtschaftlichen Bewährung gesetzt haben. 

Die aus dieser Entwicklung resultierende Gefahr einer dauernden 
Schwächung des spontanen persönlichen Leistungsantriebes ist nach der 
Art ihrer Berufe gegenwärtig bereits für mehr als die Hälfte aller Er- 
werbspersonen unverkennbar. Sie darf in ihrer Bedeutung für Wirtschafts- 
struktur und Wirtschaftserfolg in dem künftigen Europa-Block um so 
weniger unterschätzt werden, als sie seit langem durch die Steuerpolitik 
unterstützt wird, die sich mit der Höhe der Steuerbelastung in den Schich- 
ten der beruflich Selbständigen bereits in fühlbarem Maße zu einer 
Leistungsbremse entwickelt und den Erwerbstrieb zu lähmen begonnen 
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hat. Gelingt es nicht, in die Wirtschaftsordnung des Europa-Blocks 
Elemente eines genügend kräftigen Leistungsantriebs einzubauen, die 
diesen Tendenzen entgegenwirken können und in der Lage sind, den 
Einzelnen nachhaltig zu vollem Einsatz seiner Kräfte zu veranlassen, so 
ist die Lebenskraft des neuen Raumgebildes gegenüber ihrer von Natur 
günstiger ausgestatteten Umwelt von vornherein zweifelhaft; schon aus 
diesem Hinweis ergibt sich der eminent politische Charakter des in Rede 
stehenden Problems, das keineswegs ausschließlich auf der wirtschaftlichen 
Ebene mit Erfolg in Angriff genommen werden kann. Papierene Anord- 
nungen über Arbeits- und Leistungspflichten, selbst wenn sie mit Straf- 
vorschriften verbunden sind, müssen im Hinblick auf die Stärke des 
notwendigen Leistungsantriebes als gänzlich unzureichend bezeichnet 
werden; vollends die Zwangsarbeit, in welches Extrem dieses System 
letzten Endes ausarten müßte, ist erfahrungsgemäß dem Leistungsgedan- 
ken wie aller höheren Kultur in höchstem Maße abträglich. 

Die hochstehende Wirtschaftsethik des Mittelalters beweist m.E. über- 
zeugend, daß echte Leistung nicht nur im System schrankenloser Wett- 
bewerbsfreiheit, sondern auch im Rahmen straffer politischer und sozialer 
Bindungen möglich und mit der menschlichen Natur vereinbar ist. Jakob 
Burckhardt hat zuerst auf die Bedeutung hingewiesen, die die Wieder- 
entdeckung des Menschen als sozialer Einzelpersönlichkeit für die 
Kultur der Renaissance und für die Entstehung des Einzel- und Gruppen- 
bewußtseins in der mittelalterlichen Gesellschaft besaß. Der sichtbare 
soziale Aufstieg aus eigener Kraft, wie er in dieser Zeit in wenigen 
hervorragenden Handelsherren verkörpert war, wurzelt ebenso wie der 
wagnisreiche Gemeinschaftshandel der deutschen Hanse zutiefst in der 
Anerkennung und Bejahung von Persönlichkeitswerten, denen alle kirch- 
lichen und weltlichen Bindungen des mittelalterlichen Menschen mit Erfolg 
ein- und untergeordnet werden konnten. Auch die Zünfte waren in ihrer 
Blütezeit nichts anderes als Norm gewordene Wirtschaftsethik aus Ge- 
werbefleiß und Bürgerstolz, die die Gemeinschaftspflichten von innen 
heraus, aus Tradition und freier Überzeugung bejahten; die spätere Er- 
starrung dieses Wirtschaftssystems und die mit den erweiterten technischen 
Möglichkeiten nicht mehr vereinbare Enge des Zunftgeistes wurde gleich- 
falls durch den historischen Durchbruch des Individuums und die 
Besinnung auf die Kraft der Einzelpersönlichkeit überwunden, die freilich 
im Schwung der liberalen Ideen ihren Traditionen entwuchs und gelegent- 
lich in das entgegengesetzte Extrem der Schrankenlosigkeit entartete, das 
seinerseits wiederum staatlichen Zwang und sozialistisch-kollektivistische 
Ideen der Wirtschaftsordnung auf den Plan rufen mußte. 

Heute ist die daraus resultierende Staats- und sozialistische Planwirtschaft 
allenthalben an dem Punkte angelangt, wo die Ordnungs- und Bändigungs- 
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maßnahmen gegen den individuellen Erwerbsgeist die eigene Quelle, aus 
der er entspringt, die lebendigen Kräfte der Persönlichkeit, zu verschütten 
und zu überwuchern begonnen haben; der Leistungswille, nach dem Sinn 
des Wirtschaftssystems die einzige gültige Legitimation des Erwerbs- 
strebens, verliert mit dessen fortschreitender Lähmung seinen wichtigsten 
Antrieb. Aus diesem Grunde muß es als Utopie erscheinen, wenn man 
versucht, die Antriebskräfte für die notwendige Leistung und Leistungs- 
steigerung jedes Einzelnen mittels neuer Vorschriften, die notwendiger- 
weise neue Einengungen bedeuten, aus den bereits sichtbar schwindenden 
Energien des individuellen Erwerbsstrebens zu schöpfen, ohne diese selbst 
durch Bejahung und Förderung der lebendigen Kräfte der Persönlichkeit 
zu beleben; nicht »Gemeinnutz« oder »Eigennutz«, sondern die über den 
materialistischen Nutzenvorstellungen gelegene Schicht der Persönlichkeit 
und des sozialen Bewußtseins gilt es zu stärken und als Urgrund des 
Leistungswillens nach Kräften zu entwickeln. 

Die Mittel, die der Wirtschaftspolitik hierfür zu Gebote stehen, sind 
begrenzt; volle Freiheit des Einzelnen auf wirtschaftlichem Gebiete 
verträgt sich kaum mehr mit den organisatorischen Großaufgaben der 
Zukunft, und auch daran, dem Einzelnen wenigstens die Früchte seiner 
Arbeit uneingeschränkt zu belassen, ist schon angesichts des auch weiterhin 
gegebenen Vorranges staatlicher Großinvestitionen nicht zu denken, ganz 
abgesehen von der Unmöglichkeit einer gerechten Zuteilung nach dem 
Maß der »Leistung«. Die Lösung dieses ursprünglich wirtschaftlichen 
Problems kann infolgedessen nur auf der politischen Ebene gesucht 
werden; zu den Triebkräften des Leistungswillens gehört, wie bereits 
erwähnt, neben dem Erwerbstrieb auch der soziale Geltungsdrang, und es 
liegt nahe, sich dieser zweiten großen Antriebskraft menschlichen Han- 
delns zur Stärkung des Leistungswillens zu bedienen, wenn die erste 
ihrer Erschöpfung näherrückt. Mit der Verteilung von Titeln und Aus- 
zeichnungen ist es dabei allerdings nicht getan; so bedeutsam gerade in 
der Geschichte des Beamtentums die Praxis der »Entlohnung durch Ehre« 
gewesen ist, so leicht verfällt diese Form des Leistungsanreizes der Ab- 
nutzung, sobald sich der Seltenheitswert der Ehrung verflüchtigt. 

Für die dauernde Stärkung und immer erneute Belebung des Leistungs- 
willens bedarf es vielmehr wirksamerer Mittel als dieser gelegentlichen 
Auszeichnungen; das Äquivalent für erbrachte Leistung muß in einem 
fühlbaren sozialen Aufstieg und zugleich in einer sichtbaren Anerkennung 
der Persönlichkeit des Leistenden bestehen, die ihm selbst zu innerer 
Befriedigung gereicht und allen Mitbewerbern erstrebenswert erscheint. 
Diesen Bedingungen wird am besten ein System des sozialen Aufstiegs 
gerecht, das die Leistung zum Gradmesser der gesellschaftlichen Stellung 
und zur Legitimation für eine verantwortliche Mitwirkung an der poli- 
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tischen Willensbildung erhebt; wie die selbständige Verantwortung erst 
die volle Erfüllung der Persönlichkeit, so ist eine eigenverantwortliche 
Teilnahme am öffentlichen Leben die entscheidende Komponente einer 
geachteten sozialen Stellung. Ohnehin ist die gegenwärtig vorherrschende 
Trennung von Politik und Wirtschaft wie jede politische Willensbildung, 
deren Träger von dem täglich erneuten Nachweis eigener Bewährung 
befreit sind, mit einem Wirtschaftssystem unvereinbar, das von jedem 
Einzelnen Höchstleistungen verlangen muß; es liegt nahe, die Abkehr von 
diesem System politischer Willensbildung mit dem Übergang zu einer 
Verfassung zu verbinden, die in der eigenen Leistung die einzige Legiti- 
mation verantwortlichen politischen Handelns erblickt und damit neuartige 
Leistungsanreize zu schaffen vermag, die im Endergebnis dem Sozialpro- 
dukt und damit dem allgemeinen Wohlstand der Nation zugute kommen. 
Die konstruktive Ausgestaltung dieser Verfassung im einzelnen gehört 
nicht hierher. Ob sich die erwähnten Ziele etwa im Rahmen einer Art 
Ständestaat oder in einer aufgelockerten regionalen Selbstverwaltung 
erreichen lassen, bedarf noch näherer Untersuchung; auch über die Maß- 
stäbe der Leistung, die zu verantwortlicher politischer Mitwirkung 
berechtigt, sind naturgemäß im einzelnen gewisse Meinungsverschieden- 
heiten möglich. Für einen großen Sektor des Wirtschaftslebens wird es 
mit der Rückkehr zu normaler Beanspruchung möglich sein, wieder einem 
echten Leistungswettbewerb Raum zu geben; Elemente einer Leistungs- 
auslese lassen sich auch in stärker gebundenen Wirtschaftszweigen (Land- 
wirtschaft) einbauen. Überall wird es darauf ankommen, das Privileg 
selbständiger Verantwortung nur dem zu erteilen, der sich durch eigene 
Leistung dieses Privilegs würdig erweist, überdurchschnittliche Leistungen 
mit erweiterter, letztlich politischer Verantwortung zu entlohnen und 
damit die Staaten und Völker des Europa-Blocks dem Verfassungsideal 
einer »Leistungsaristokratie« näherzubringen, die die Kraft zur Selbst- 
behauptung auch einer feindlichen Umwelt gegenüber in sich trägt und 
dauernd neu erzeugt. 



c) Die organisatorische Leistung (das harmonische Zusammenspiel) 

An zweiter Stelle gehört zur Erhaltung und Steigerung der volkswirt- 
schaftlichen Produktivität in dem eingangs erläuterten Sinne das möglichst 
harmonische Zusammenwirken aller Einzelleistungen zu einer möglichst 
ergiebigen volkswirtschaftlichen Gesamtleistung. Dieses Zusammenspiel, 
auch als volkswirtschaftliche Arbeitsteilung bezeichnet, bedarf in jedem 
Wirtschaftssystem der Organisation; mit der Größe des Raumes und der 
Vielfalt der persönlichen und sachlichen Vorbedingungen für Bedarf und 
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Deckung nimmt die Notwendigkeit, aber auch die Schwierigkeit dieser 
organisatorischen Leistung zu. 

Die Aufgabe besteht darin, die begrenzte Menge an Naturschätzen und 
Bodenkraft sowie an menschlicher Arbeitskraft mit den grundsätzlich 
unbegrenzten Individual- und Kollektivbedürfnissen in Einklang zu 
bringen, so daß im Endergebnis das oben gekennzeichnete volkswirt- 
schaftliche Optimum der Gesamtleistung gewährleistet wird. Die Lösung 
dieser Aufgabe kann, da beide Seiten dieses Verhältnisses von Natur- 
tatsachen bedingt sind, auf die die Wirtschaftspolitik ihrerseits keinen 
nennenswerten Einfluß besitzt, nur in der Richtung einer möglichst 
genauen Anpassung der Produktion an den Bedarf und umgekehrt des 
Bedarfs an die Möglichkeiten der Produktion, des Transports usw. liegen. 
Diese Anpassung ist grundsätzlich nicht durch behördliche Planung und 
staatlichen Befehl, sondern nur durch das System der Marktwirtschaft und 
den in ihrem Rahmen entwickelten Leistungswettbewerb gewährleistet, 
der dahin wirkt, in Gestalt der freien Preisbildung jeweils die Bestleistung 
zu prämiieren und umgekehrt alle Fehlinvestitionen unmittelbar zu 
bestrafen. Die Selbstverantwortlichkeit des Einzelnen für sein wirtschaft- 
liches Schicksal erzieht und stärkt die Persönlichkeit, auf deren Bedeutung 
für die Leistung und damit die Gemeinschaft oben hingewiesen wurde; 
die freie Berufswahl, die Gewerbefreiheit und die Freiheit der unter- 
nehmerischen Initiative sind Bestandteile einer Organisationsform, auf 
deren Leistungsantrieb die Wirtschaftsführung im Nachkriegsdeutschland 
unter keinen Umständen verzichten kann. Dahin gehört auch die Schonung 
der nationalen und lokalen Eigenarten, die Differenzierung des Bedarfs 
und die Respektierung der persönlichen Sphäre gegenüber allen »plan- 
wirtschaftlichen« Ideen der platt-nützlichen Gleichmacherei und eines 
zentralistischen Schematismus; jede doktrinäre Bindung der persön- 
lichen Lebensgestaltung, die über das Maß einer jedem Einsichtigen 
verständlichen Wahrnehmung der Gemeinschaftsinteressen hinausgeht, 
beeinträchtigt den Leistungswillen und die Wirkung der freien An- 
passungsvorgänge, die den großen Vorzug der Marktwirtschaft gegenüber 
jedem System bürokratischer Verwaltungs Wirtschaft bildet. 

Das marktwirtschaftliche Wettbewerbsprinzip, das somit grundsätzlich 
die Organisationsform der künftigen Wirtschaft bestimmen muß, hat in 
seiner praktischen Verwirklichung in der Vergangenheit beträchtliche 
Mängel und Lücken erkennen lassen, die in Zukunft keinesfalls wieder in 
Kauf genommen werden können. Einmal hat sich gezeigt, daß die An- 
passung der Erzeugung an die Schwankungen eines völlig sich selbst bzw. 
höchstens der einseitigen reklamemäßigen Beeinflussung der Interessenten 
überlassenen Bedarfs im Zeitalter der industriellen Großinvestitionen und 
der langfristig ausgebildeten Facharbeiter nicht mehr ausreichend funk- 
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tioniert; der Marktmechanismus reagiert auf Nachfrageschwankungen 
schneller und kräftiger, als die Angebotsseite zu folgen vermag. 

Die daraus resultierende Krisenempfindlichkeit der Produktion führte in 
der Vergangenheit im industriellen Sektor zu dem Versuch, sich dem 
Wirken des freien Wettbewerbs durch einseitige Hemmungen des Markt- 
mechanismus zu entziehen (Kartelle, Monopole usw.); der gewerbliche 
Mittelstand und die Landwirtschaft blieben dagegen als Opfer einer ihnen 
unverständlichen und ihren Erzeugungsbedingungen nicht entsprechenden 
Marktpreisbildung in weitem Umfange auf der Strecke. Zweitens liegt 
es im Wesen dieses Marktmechanismus, daß seine Auslesefunktion nicht 
nur der echten schöpferischen Leistung, sondern ebenso einem bloßen 
geschickten Marktverhalten, erfolgreiche]* Ausspähung und skrupelloser 
Ausnutzung gegebener oder gar künstlich geschaffener Marktsituationen 
zugute kommt; durch ehrliche Arbeit ist dabei in der Regel bei weitem 
nicht so viel zu verdienen wie durch mühelosen Handel und geschickte, 
wo nicht gerissene Spekulation. Endlid 1 stellt auch der ungehemmte 
Wettbewerbskampf selbst eine gelegentlich volkswirtschaftlich kost- 
spielige und einer planmäßigen Ausnutzung der Erzeugungskapazitäten 
abträgliche Methode der Leistungsauslese dar, die durch Begünstigung 
der Großbetriebe und der industriellen Zusammenschlüsse die Sozial- 
struktur auf die Dauer nachteilig zu verändern droht. Allen diesen aus 
der Erfahrung bekannten Mängeln des marktwirtschaftlichen Wett- 
bewerbssystems muß die künftige Wirtschafts Verfassung im Europa-Block 
durch geeignete Vorkehrungen vorzubeugen suchen, ohne das Prinzip des 
Leistungswettbewerbs selbst preiszugeben oder seine Auslesefunktion 
als solche zu zerstören; auf die praktisch«; Durchführung dieser Grund- 
gedanken wird unten noch näher einzugehen sein. 

Festzuhalten bleibt, daß die notwendige Anpassung zwischen Bedarf und 
Deckung grundsätzlich auf dem Wege eines möglichst unbehinderten 
Auspendelns von Angebot und Nach frag? in einer freien Preisbildung 
erfolgen sollte, die die Wertrelationen der einzelnen Güter und Leistungen 
nach dem Verhältnis von Bedarfsdringlichkeit und Erzeugungskosten 
bestimmt. Allerdings wird es von diesem Grundsatz eine Reihe von Aus- 
nahmen geben müssen; die Ausnahmen bedeuten jedoch keinen Verzicht 
auf die systematische Geschlossenheit der vorgeschlagenen Organisations- 
form, sondern lediglich eine gewisse Einschränkung des Sektors der freien 
Preisbildung, dem eine Anzahl Güter und Leistungen schon immer ent- 
zogen war (Verkehrs- und Versorgungs Wirtschaft, Schule, Sozialver- 
sicherung). Der freien Preisbildung entzogen bleiben müßte demnach 
zunächst der Markt der unmittelbar lebensnotwendigen Nahrungsmittel 
(Getreide, Brot, Kartoffeln und tierische Erzeugnisse), deren Erzeugung 
aus versorgungswirtschaftlichen Gründen nicht von wechselnden Markt- 
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Situationen abhängig sein darf, ferner zum mindesten vorläufig die 
städtische Wohnungswirtschaft, die seit fast einem Menschenalter reine 
Zwangswirtschaft ist und nicht übergangslos der freien Preisbildung 
überlassen werden kann, sowie endlich ein noch näher abzugrenzender 
Kreis staatswirtschaftlich wichtiger Industriebetriebe der Rohstoffstufe 
(Eisen und Stahl, Kohle, Zement, Düngemittel und anderes mehr), die 
gleichfalls praktisch bereits seit langem öffentlich bzw. in quasi-öffent- 
lichen Syndikaten und Zwangskartellen bewirtschaftet werden. Die 
»Einschleusung« dieser Grundstoffe in die Verarbeitungsstufe bietet keine 
unüberwindlichen Schwierigkeiten und stört die Einheitlichkeit des Preis- 
bildungsprozesses nicht, solange die Abgabe an die weiterverarbeitenden 
Betriebe ohne diskriminierende Zuteilung und zu einheitlichen Preisen 
erfolgt; von der weiteren Voraussetzung für die Wiederzulassung der 
freien Preisbildung, der Wiederherstellung der Kaufkraft der Währungs- 
einheit, ist unten noch im einzelnen zu sprechen. 

Ist demnach grundsätzlich eine Teilung der Märkte in einen öffentlich- 
bewirtschafteten und einen Wettbewerbssektor unumgänglich, so entsteht 
doch an dieser Stelle die eigentliche Problematik jeder gelenkten Volks- 
wirtschaft, nämlich die »richtige« Verteilung von Arbeitseinsatz und 
Sachkapital auf die beiden genannten Sektoren. Bei freier Berufswahl 
und Gewerbefreiheit strömt der Arbeits- und Kapitaleinsatz stets in 
Richtung seiner lohnendsten Verwendung; dies führt im Wettbewerbs- 
sektor zu dem gewünschten Erfolg der Leistungsauslese, entzieht jedoch 
gleichzeitig dem öffentlich-bewirtschafteten Sektor unter Umständen 
unentbehrliche Produktionsgrundlagen. Umgekehrt bedeutet eine Besser- 
stellung des öffentlich-bewirtschafteten Sektors u.U. eine Prämie auf das 
risikolose Beamtendasein des zentralverwalteten Unternehmers, so daß 
in diesem Falle dem »freien« Sektor der Volkswirtschaft Arbeitskräfte 
und Sachkapital entzogen werden; die Folge wäre Verarmung und 
Leistungsrückgang der Gesamtwirtschaft. Die Lösung dieses Problems 
liegt in der Richtung einer straffen gemeinwirtschaftlichen Führung des 
»verbeamteten« Teils der Volkswirtschaften mit scharfer Aufwands- 
kontrolle und Lohn-, Gehalts- und Gewinnbegrenzung bei gleichzeitiger 
Freigabe der Verdienst- und Gewinnchancen in dem verbleibenden 
»freien« Sektor, dem sich der gesunde und leistungsfähige Nachwuchs 
bevorzugt zuwenden wird, wenn ihm dort entsprechende Erfolgsaus- 
sichten winken. Gleichzeitig bedarf es im gemeinwirtschaftlichen Sektor 
auch einer Leistungsauslese, die die heilsame Wirkung des Wettbewerbs 
auch diesem Teil der Volkswirtschaft zugute kommen läßt; der Leistungs- 
wettbewerb muß dabei durch entsprechende Vergebungs verfahren usw. 
gewissermaßen »nachgeahmt« werden, damit Arbeits- und Kapitaleinsatz 
auch hier zur Bestleistung gebracht werden. 
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Dieses Nebeneinander zweier Wirtschaftssysteme , die miteinander um 
Arbeitskräfte und Kapitaleinsatz konkurrieren, ist vielleicht, um einen 
naheliegenden Vergleich zu gebrauchen, am besten mit dem Nebenein- 
ander der Aktien- und der Rentenmärkte an der Effektenbörse zu 
veranschaulichen, das in normalen Zeiten durchaus zu funktionieren pflegt 
und durch den Zusammenhang von Landeszinsfuß und Durchschnitts- 
rendite einen wechselseitigen Stabilitätsfaktor für beide Märkte darstellt; 
ähnlich wäre in vergrößertem Maßstab ein Nebeneinander von Zentral- 
verwaltungs- und freier Verkehrs Wirtschaft denkbar, bei dem der öffent- 
lich- wirtschaf tlidie Standard der Löhne, Gehälter und Gewinne stabili- 
sierend auf den marktwirtschaftlichen Standard zurückwirkt, dem er 
sich seinerseits anpassen muß, um genügend Anziehungskraft auf die 
benötigten Arbeitskräfte und Kapitalgüter auszuüben. 

Voraussetzung für eine sinnvolle Aufteilung der Wirtschaftskräfte auf die 
genannten, zweckmäßigerweise deutlich voneinander zu trennenden 
Sektoren ist eine weise Selbstbeschränkung der staatlichen Führung 
hinsichtlich des Umfangs und der Zielsetzung ihres Lenkungsanspruches. 
Uber die Verteilung des Sozialprodukts zwischen öffentlicher und privater 
Wirtschaft vgl. unten S. 87 f.; daß die Verwirklichung einer derartigen 
sinnvollen Nebeneinanders konkurrierender öffentlicher Verwaltungs- 
und ziviler Verkehrs Wirtschaft im Rahmen einer totalen Kriegswirtschaft 
nicht möglich ist, bedarf keiner Erwähnung. 



d) Sachkapitalbildung, Rationalisierung und Produktion 

An dritter Stelle ist unter den Voraussetzungen der Erhaltung und Steige- 
rung des Sozialprodukts die Ausrüstung der Volkswirtschaft mit sach- 
lichen Produktionsmitteln zu nennen, von der die Bedarfsversorgung quan- 
titativ und qualitativ abhängig ist. Die durch den Krieg bewirkte allge- 
meine Verarmung macht sich an dieser Stelle am deutlichsten fühlbar; wäh- 
rend Millionen Menschen von den Fronten zu ihren Arbeitsplätzen zurück- 
strömen und große Mengen bisher kriegswirtschaftlich gebundener Roh- 
stoffe für die zivile Bedarfsversorgung freiwerden, fehlt es im gleichen 
Augenblick an fertigen und betriebsfähigen Fabrikanlagen und Maschinen, 
um diese Aufgabe mit Erfolg in Angriff nehmen zu können. Zur Ver- 
meidung der sich hieraus ergebenden Gefahr umfangreicher Arbeitslosig- 
keit bedarf es planvoller wirtschaftspolitischer Maßnahmen, um einmal 
alle friedenswirtschaftlichen Erzeugungskapazitäten alsbald möglichst 
vollständig wieder in Betrieb zu setzen und zum anderen schleunigst 
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Der allgemeine Warenhunger 
erleichtert beide Aufgaben, ohne jedoch die staatliche Lenkung dieses 
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Prozesses entbehrlich zu machen; im Gegenteil liegt in der Art und Weise 
der Kapitalbildung und ihrer staatlichen Förderung zu einem wesentlichen 
Teil der ganze künftige Aufbau der Volks wirtsdiaft beschlossen. 

Den Übergang von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft wird eine zunächst 
noch fortgesetzte, aber auf Zivilbedarf umgeschaltete staatliche oder doch 
staatlich geleitete Produktion bilden müssen (Volkswagen statt Panzer, 
Handels- statt Kriegsschiffe, Wohnblocks statt Bunker usw.). Es ist jedoch 
streng darauf zu sehen, daß dieser Teil der öffentlichen Wirtschaft nicht 
unversehens zum Selbstzweck wird, sondern allmählich mehr und mehr 
zugunsten der freien unternehmerischen Produktionsleistung in den 
Hintergrund tritt; das Sozialprodukt wird nicht dadurch größer, daß 
schließlich womöglich unverkäufliche Personenwagen zu Hunderttausen- 
den bereitstehen, während z. B. die Textil- oder Schuhversorgung der 
Bevölkerung Mangel leidet, sondern nur durch eine möglichst genaue 
Anpassung der Produktionsleistung an den Bedarf, wie sie am besten 
durch den freien marktwirtschaftlichen Preisbildungsprozeß zustande 
kommt. 

Im Anschluß an die erwähnte Übergangsperiode wird infolgedessen die 
Produktion mehr und mehr auf die Befriedigung jeweils der Nachfrage 
umzustellen sein, die sich am dringlichsten, d. h. am kaufkräftigsten 
geltend macht; die Erstellung der hierfür erforderlichen Produktionsan- 
lagen ist selbst auf Kosten fiskalischer oder öffentlich-wirtschaftlicher 
Belange nach Kräften zu fördern. Das bedeutet, daß die »Übergangs- 
betriebe« darauf verzichten, von sich aus durch Angliederung neuer 
Betriebsabteilungen oder Übernahme zusätzlicher Produktionsaufgaben 
auf lange Sicht der übrigen Wirtschaft ihre Expansionsmöglichkeiten zu 
beeinträchtigen und mit ihnen, womöglich unter Mißbrauch ihrer staat- 
lichen Monopolstellung, auf den Rohstoff- und Produktionsmittelmärk- 
ten in Wettbewerb zu treten; im Gegenteil sollten sowohl die Gewinn- 
chancen als auch die Löhne und Gehälter in diesen Betrieben bewußt 
niedrig gehalten werden, um Rohstoffe und Arbeitskräfte baldigst wieder 
den Weg in die freie Wirtschaft finden zu lassen. 

Neben diesem Verzicht auf jede überflüssige Inanspruchnahme der sach- 
lichen Produktionsmittel der Wirtschaft für öffentliche Arbeiten wird es 
darauf ankommen, die Sachkapitalbildung und die rationelle Nutzung 
der vorhandenen Kapitalgüter durch positive Maßnahmen nach Mög- 
lichkeit zu fördern. Der Ausweg, den Kapitalmangel der Nachkriegszeit 
durch umfangreiche Auslandskredite mit Devisencharakter, d. h. durch 
Auslandsrohstoffe u. dgl. zu überbrücken, wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach der zukünftigen Friedenswirtschaft nicht zur Verfügung stehen; auch 
mit Reparationen, Tributen usw., sei es in Form von Gold oder Rohstoffen 
u. dgl., wird kaum zu rechnen sein. Als zusätzliche Wohlstandsquelle 
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verbleibt vielmehr nur die planvolle Ausnutzung des Wirtschaftsraumes 
mit ihren Ergänzungsmöglichkeiten und den neuen Kombinationen, die 
sich für die unternehmerische Initiative daraus ergeben (Standortvorteile, 
Ausnutzung des natürlichen Lohngefälles sowie der Lebenshaltungsunter- 
schiede, Spezialisierung, Massen- u. Serienherstellung usw.). In der Hand 
vorausschauender Unternehmer sind diese wirtschaftlichen Möglichkeiten 
volkswirtschaftliches Kapital; ungenutzte Produktivkräfte sind zu ent- 
falten, unentwickelte Märkte zu entwickeln, neue Verbrauchswünsche 
mit erweiterten Produktionsmöglichkeiten zu kombinieren usw. Sind auch 
die materiellen Vorteile, die sich der Großraum Wirtschaft Europas in 
dieser Richtung darbieten, in ihrer Größenordnung nicht mit den großen 
wirtschaftlichen Möglichkeiten der USA oder des Britischen Weltreichs 
in seiner Blütezeit zu vergleichen, so ist doch auf der anderen Seite die 
Entfaltung der gesamtwirtschaftlichen Leistungskräfte in einem künftigen 
Europa-Block nicht zu unterschätzen; unwillkürlich drängt sich der 
Vergleich mit dem deutschen Zollverein als dem Vorläufer der wirtschaft- 
lichen Nationaleinheit Deutschlands auf, die vor einem Jahrhundert den 
Grund zu der wirtschaftlichen Blüte des Kaiserreichs gelegt hat. 

Um die in dieser Raumerweiterung gelegenen wirtschaftlichen Kräfte zu 
aktivieren, bedarf es allerdings einer großzügigen und weitsichtigen 
Wirtschaftspolitik, die sich nicht durch kleinliche Bedenken oder Augen- 
blickserwägungen von dem als grundsätzlich richtig erkannten Wege ab- 
bringen läßt. Nur durch Zollfreiheit und Währungsgleichheit im Innern 
kann der neue Großraum Europa zu jener wirtschaftlichen Einheit 
gelangen, die die Voraussetzung für die Nutzbarmachung der erweiterten 
raumwirtschaftlichen Kräfte darstellt; die Beseitigung der Zollschranken 
bedeutet, allgemein betrachtet, die Erschließung neuer möglicher industri- 
eller Standorte, die durch Herstellung der Währungsgleichheit alsbald 
der Bewährungsprobe des Wettbewerbs mit den bisherigen Standorten 
und damit einer strengen Auslese unterzogen werden. Entstehen dadurch 
neue oder größere Betriebe auf Grundlage rationaler Standortwahl, ist 
nicht zu verkennen, daß die Öffnung der Grenzen und die Beseitigung 
schützender Währungsdisparitäten manche den erhöhten Anforderungen 
eines europäischen Wettbewerbs nicht gewachsenen Betriebe zum Erliegen 
bringen muß. Schwäche gegenüber diesen Einzelschicksalen würde Verzicht 
auf die einzige wesentliche Quelle einer volkswirtschaftlichen Rationalisie- 
rung der Industriestandorte bedeuten; nach einem Jahrzehnt gebundener 
Wirtschaft ist diese Aufgabe ohnehin so vordringlich geworden, daß der 
notwendige Ausleseprozeß im Gesamtraum wie in einzelnen Teilräumen 
bei aller Schonung der Sozialstruktur und Lebensbedingungen der betrof- 
fenen Bevölkerungsteile keinesfalls durch sentimentale Rücksichten auf 
das historisch Gewordene gestört oder unterbunden werden darf. 
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Die Bedenken, die gegen eine europäische Einheitswährung und gegen die 
Beseitigung der europäischen Binnenzölle vorgebracht werden, können 
hier nicht im einzelnen erörtert werden. Zur Gewinnung des richtigen 
Maßstabs für diese Probleme ist lediglich darauf hinzuweisen, daß die 
Konservierung des aus der dynastischen Entwicklung überkommenen 
bunten Bildes der europäischen Landkarte gleichbedeutend mit einem 
Verzicht auf die einzige zusätzliche Wohlstandsquelle wäre, die dem vom 
Kriege ausgebluteten Erdteil angesidits seines absoluten Kapitalmangels 
zu Gebote steht, um die Nachwirkungen der Kriegszeit allmählich wieder 
auszugleichen; daran, daß die europäische Völkergemeinschaft den Vor- 
sprung älterer Großräume, insbesondere der USA, mit diesem Mittel 
einholen könnte, ist ohnehin nicht zu denken. Belastet mit der Hypothek 
der Rohstof farmut, in einem Klima, das den Anbau wichtiger Industrie- 
pflanzen schlechthin verbietet, kann Europa es sich nicht leisten, die 
Entwicklung seiner Wirtschaft zu einer leistungsfähigeren Einheit durch 
Aufrechterhaltung künstlicher Handelshemmnisse im Innern hintanzuhal- 
ten; ohnehin bleiben sprachliche, technische (Verkehrswege!) und sonstige 
Erschwerungen des Binnenhandels und der gewerblichen Freizügigkeit 
genug, die dem Aufbau und der Neuordnung Europas im Wege stehen. 
Eine andere Frage ist es, in welchem Zeitraum der Übergang zur vollen 
Zoll- und Währungseinheit vollzogen werden kann; eine gewisse An- 
gleichungszeit wird schon darum notwendig sein, damit die Tendenzen 
der künftigen strukturellen Wandlungen in den einzelnen Ländern sich 
deutlicher abzeichnen können, so daß die Wirtschaftspolitik sie in ihre 
Überlegungen einbeziehen kann. Das gilt z. B. für die Frage der Industriali- 
sierung von Agrargebieten, des planmäßigen Abbaus von Naturschätzen 
und der Planung europäischer Verkehrswege, aber auch für die Erkenntnis 
künftiger industrieller Ballungsgefahren mit ihren sozial unerwünschten 
Einflüssen, des Landfluchtproblems und der Arbeitseinsatzfragen (Saison- 
arbeiter, Pendelwanderung usw.); in diesen und vielen anderen Fragen 
wird die Übergangszeit unter dem Eindruck der Gewißheit demnächstiger 
Zoll- und Währungseinheit genauere Erkenntnisse und Planungsgrund- 
lagen schaffen, als sie bei dem mangelhaften Zustand der Auslands- 
statistik gegenwärtig zu gewinnen sind. 

Die volkswirtschaftliche Rationalisierung im Zusammenhang mit dem 
Übergang zur Großraumwirtschaft wird auch an der Betriebsstruktur der 
einzelnen Unternehmen nicht vorübergehen können. Neben der Standort- 
frage ist das Übersetzungsproblem in einer Reihe von Industrien und 
im Handel, die Frage der optimalen Betriebsgröße, der Mechanisierung 
(Landwirtschaft) und Normung zu klären; vollends in einer Wirtschafts- 
verfassung, die den Wettbewerb wieder (oder richtiger: erstmalig) in 
seine vollen Rechte als staatlich geschützte Auslese-Einrichtung im Wirt- 
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schaftsleben einsetzt, bleibt die Überwachung und Lenkung dieses Pro- 
zesses eine täglich neu gestellte Aufgabe. Dabei gilt es, wie oben erwähnt, 
die rechte Mitte zwischen einem Emporwuchern kommerziell erfolgreicher 
Großbetriebe auf Kosten des fachlich qualifizierten Mittelgewerbes und 
einer womöglich durch interne Marktvereinbarungen unterbauten Selbst- 
herrlichkeit der Interessenten zu halten: volkswirtschaftliche Rationali- 
sierung ist nicht mit einzelbetrieblicher (technischer) Rationalisierung, aber 
auch nicht mit privater »Marktordnung« zu verwechseln. Von hier aus 
ergeben sich Aufgaben für die staatliche Kartellpolitik ebenso wie für 
die Umgestaltung der sonstigen Wirtschaftsverfassung, der Steuerpolitik 
usw., auf die an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden kann; je 
größer die Energie ist, die die wirtschaftspolitische Führung des Europa- 
Blocks auf diesem Gebiet entfaltet, um so eher ist es zu hoffen, daß es all- 
mählich gelingt, die durch den Krieg eingetretene Verarmung und den 
Kapitalmangel der europäischen Nachkriegswirtschaft auszugleichen und 
einer möglichst zweckmäßigen Sachkapitalbildung die Wege zu ebnen. 



B) Wirtschaftsordnung und Wirtschaftslenkung im Europa-Block 

a) Der Kapitalmangel als Strukturprinzip der Nachkriegswirtschaft. 

Die Stabilität der politischen Ordnung, auf der die künftige Wirtschaft 
beruht, hängt mit in erster Linie davon ab, wieweit das im Vorstehenden 
gekennzeichnete Wirtschaftssystem in der Lage ist, der arbeitenden oder 
arbeitswilligen Bevölkerung eine Lebenshaltung zu gewährleisten, die, 
gemessen am Vorkriegsmaßstab oder am Lebensstandard außereuropä- 
ischer Völker, das Leben lebenswert und Arbeit und Erwerb erstrebenswert 
erscheinen läßt. Die Erfüllung dieses Wunsches liegt keineswegs in der 
Macht der staatlichen Wirtschaftspolitik, die heute mit Vorliebe für die 
wirtschaf tliche Lage jedes Einzelnen verantwortlich gemacht wird; vollends 
die Kriegswirtschaft hat weite Schichten der Bevölkerung, die als Wehr- 
machtangehörige, Empfänger von Familienunterhalt oder Fliegergeschä- 
digte Kostgänger des Reichsfiskus waren, daran gewöhnt, die Sicher- 
stellung ihrer Lebenshaltung von der öffentlichen Hand zu erwarten. Mit 
der Einstellung der Geldschöpfung und der Rückkehr zum Haushalts- 
gleichgewicht auf der Grundlage einer festen Währung kann von einer 
Fortsetzung dieser Leistungen keine Rede mehr sein; die Wirtschafts- 
politik muß sich von diesem Zeitpunkt an wieder darauf beschränken, 
durch die Schaffung einer gesunden Wirtschaftsordnung und durch vor- 
sichtig eingreifende Lenkungsmaßnahmen die Entwicklung des Wirt- 
schaftslebens zu fördern. 
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Bei diesem Beginnen stößt die Europa- Wirtschaft von vornherein auf 
natürliche Grenzen, die ihr durch Boden, Klima und Verkehrslage unab- 
änderlich gezogen sind und die auch durch die beste technische und organi- 
satorische Leistung nicht wesentlich verändert werden können; eine vom 
Welthandel hermetisch abgeschlossene, auf völlige Selbstversorgung aus- 
gerichtete europäische Binnenwirtschaft wäre nicht nur durch Rohstoff- 
und Nahrungsmittelnöte, sondern vor allem auch durch strukturelle Ar- 
beitslosigkeit in allen mittelbar oder unmittelbar für den Export tätigen 
Wirtschaftszweigen bedroht, ganz abgesehen von dem Verzicht auf 
technische und wirtschaftliche Fortschritte aller Art, der an sich schon auf 
die Dauer Stagnation und Rückbildung bedeuten müßte. Umgekehrt wäre 
eine rückhaltlose Öffnung der europäischen Zollschranken, die Aufhebung 
aller Devisenbestimmungen und die völlige Eingliederung der Europa- 
wirtschaft in den Welthandel gleichbedeutend mit der Vernichtung der 
europäischen Landwirtschaft und mit der Preisgabe großer Teile der 
Fertigwarenindustrie, ganz abgesehen von der politischen Untragbarkeit 
der damit geschaffenen Auslandabhängigkeit. Zwischen Autarkie und 
Freihandel gilt es daher eine Mittellinie zu finden, die auf der einen 
Seite durch das unverzichtbare Maß an wirtschaftlicher Unabhängigkeit 
vom Ausland, auf der anderen Seite durch die Rücksicht auf die Lebens- 
haltung der europäischen Völker bestimmt sein muß, denen auf die Dauer 
nicht ungestraft ihr angemessener Anteil an den Gütern der Welt vor- 
enthalten bleiben kann. 

Die damit gestellte Aufgabe wurde in der Diskussion um die »Neuordnung 
Europas« in der Regel lediglich unter dem Gesichtspunkt der vorhandenen 
Naturschätze und der Möglichkeiten ihrer Erschließung, also gewisser- 
maßen naturwissenschaftlich-technisch betrachtet. Bei dieser Betrachtungs- 
weise erscheint die Lösung der europäischen Versorgungsfragen verhältnis- 
mäßig einfach; ist auch der Europa-Block von einer auch nur annähernden 
Selbstversorgung mit den notwendigen Rohstoffen und Nahrungsmitteln 
noch weit entfernt, so verspricht doch die planmäßige Aufschließung und 
Nutzung der vorhandenen Bodenschätze und Arbeitskräfte und ihr Ein- 
satz an den günstigsten Produktionsstätten einen verhältnismäßig hohen 
Grad an äußerer Unabhängigkeit für den europäischen Kontinent als 
Ganzes. Die beliebten Zukunftsbilder von dem kommenden europäischen 
Großwirtschaftsraum gehen in der Regel von diesen geographisch-techni- 
schen Grundlagen einer europäischen Gemeinschaftswirtschaft aus, ohne 
viel nach den praktischen, greifbaren Möglichkeiten ihrer Erschließung 
und Nutzung zu fragen, ähnlich wie die Utopien der Technokraten in den 
Jahren nach dem Weltkriege der Menschheit eine Verdoppelung ihres 
Wohlstandes durch bloße konsequente Ausnutzung des technischen Wissens 
und der industriellen Möglichkeiten der Welt bei einer Verminderung der 
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durchschnittlichen täglichen Arbeitszeit auf die Hälfte oder gar ein Viertel 
versprachen. 

Gemeinsam ist allen diesen technischen Phantasien und Konstruktionen 
die Vorwegnahme eines Idealzustandes , der als Ausgangspunkt der 
weiteren Entwicklung kurzerhand zugrunde gelegt wird, obgleich er selbst 
erst als Ergebnis einer jahrzehntelangen planvollen Wirtschaftspolitik 
denkbar ist; gleichzeitig pflegen die Utopisten der menschlichen Organi- 
sationsfähigkeit, aber auch der Organisierbarkeit des wirtschaftlichen 
Geschehens und der Disziplin und Lenkbarkeit der beteiligten Menschen 
ein Vertrauen entgegenzubringen, wie es nach aller geschichtlichen Erfah- 
rung keineswegs gerechtfertigt ist. Der Kardinalfehler der Technokraten 
lag in der Verkennung des Kapitalproblems; zur restlosen Ausnutzung 
des technischen Fortschritts und zur Verwirklichung aller organisatorischen 
Ideen würde es einer Erneuerung und Rationalisierung sämtlicher vor- 
handener und der Schaffung gewaltiger neuer Produktions- und Verkehrs- 
anlagen bedürfen, wie sie weder zeitlich noch finanziell jemals denkbar 
wäre. Auch die heutigen Utopisten unterschätzen in der Regel die Beein- 
trächtigung der künftigen Wirtschaft durch den vorangegangenen 
Substanzverzehr der Kriegsjahre und den strukturellen Kapitalmangel 
der ausgebluteten Volkswirtschaften des gesamten am Kriege beteiligten 
Kontinents; auf die Bedeutung dieses Umstandes ist schon im Vorstehen- 
den hingewiesen worden. Bevor an eine allgemeine Hebung des Lebens- 
standards zu denken ist, gilt es zunächst die Wiederherstellung und 
Erweiterung der abgenutzten und zerstörten Produktionsanlagen in 
Angriff zu nehmen; die Notwendigkeit, wenigstens die wichtigsten, durch 
den zoll- und währungsmäßigen Zusammenschluß der europäischen Län- 
der ermöglichten neuen Produktionszweige und -kombinationen einiger- 
maßen auszubauen, wird von selbst dafür sorgen, daß die europäische 
Binnen Wirtschaft noch auf Jahre hinaus eine Wirtschaft nicht des Reich- 
tums und des Überflusses, sondern des Mangels und der mehr oder weniger 
zwangsweisen Einschränkungen der Lebenshaltung bleibt. 

Dies vorausgeschickt, kann auf einige Einzelprobleme des künftigen 
binnenwirtschaftlichen Aufbaues im Europa-Block eingegangen werden. 
Die Aufgabe, aus dem bisher in Einzelwirtschaftsräume mit individuellen 
Autarkiebestrebungen eingeteilten Europa einen einheitlichen Großwirt- 
schaftsraum ohne Zoll- und Währungsgrenzen zu schaffen, verlangt Opfer 
von allen Ländern und Landesteilen, die sich im Interesse ihrer Auslands- 
unabhängigkeit »künstlich« industrialisiert oder aus Exportrücksichten 
spezialisiert haben, ohne die Voraussetzungen dieser Industrialisierung 
und Spezialisierung im gleichen Maße wie die »natürlichen« Weltmarkt- 
lieferanten hierzu zu besitzen. Das beste Beispiel bietet die hochgezüchtete 
Veredelungs-Landwirtschaft Hollands und Dänemarks, die eine Art 
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Industrialisierung der Agrarwirtschaft im Exportinteresse, aber unter In- 
kaufnahme totaler Futtermittelabhängigkeit vom Weltmarkt darstellt; 
das Maß der Viehhaltung in den landwirtschaftlichen Betrieben wird sich 
im Europa-Block ebenso in erster Linie nach der wirtschaftseigenen Futter- 
basis richten müssen, wie das Maß und die Art der Industrialisierung nach 
den natürlichen Standortgrundlagen (Rohstoffe, Arbeitskräfte, Verkehrs- 
lage usw.). Die im Vergleich mit den übrigen Teilen Europas erhöhte 
Lebenshaltung, die sich aus dieser auf Weltmarkt Verflechtung abgestell- 
ten Spezialisierung ergab, wird sich im Rahmen der europäischen Binnen- 
wirtschaft nur aufrechterhalten lassen, wenn die Außenhandelssituation 
des Europa-Blocks den Fortbestand derartiger enger Weltmarktbeziehun- 
gen erlaubt; ebenso werden Industriezweige, die ihr Bestehen lediglich 
dem nationalen Autarkiestreben einzelner europäischer Länder verdanken, 
im Rahmen der europäischen Binnenwirtschaft dem Wettbewerb mit den 
standortmäßig besser situierten Industrieländern nicht auf die Dauer 
gewachsen sein. Schutz- und Subventionswünsche anläßlich der Beseiti- 
gung der europäischen Zoll- und Währungsgrenzen werden daher stets 
daraufhin zu prüfen sein, ob die Lebensfähigkeit der antragstellenden 
Wirtschaftszweige im Rahmen einer sinnvoll gegliederten europäischen 
Binnen Wirtschaft noch bejaht werden kann oder nicht; je strenger der 
dabei angelegte Maßstab ist, um so vollkommener ist die Anpassung der 
europäischen Volkswirtschaften an die Gegebenheiten ihres Raumes 
gewährleistet. 

Auf der anderen Seite bedarf es wirksamer Vorkehrungen gegen Stand- 
ortverlagerungen und Konzentrationstendenzen, die geeignet sind, die 
Wirtschaftsstruktur ganzer Länder und Landesteile zum Nachteil der 
produktiven Gesamtleistung im oben dargelegten Sinne zu gefährden. Die 
Abgrenzung dieser Aufgabe von den vorher erwähnten Fällen notwen- 
diger Preisgabe nicht mehr lebensfähiger Betriebe und Wirtschaftszweige 
ist sicherlich nicht immer ganz einfach; einen Anhaltspunkt kann gege- 
benenfalls die Entwicklung der amerikanischen Volkswirtschaft mit der 
volkswirtschaftlichen Integration ihrer 48 Einzelstaaten zu einer florie- 
renden Gesamtwirtschaft bieten. 



b) Ziele und Mittel der Wirtschaftslenkung im Europa-Block 

Die Notwendigkeit einer gewissen zentralen Wirtschaftslenkung ist im 
vorstehenden bereits mehrfach zur Sprache gekommen; das harmonische 
Zusammenspiel der wirtschaftlichen Kräfte ist angesichts der mangelnden 
Substituierbarkeit der Produktionsfaktoren untereinander, der vermin- 
derten Anpassungs- und Umstellungselastizität der kapitalintensiven 
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Großbetriebe und der geringen Freizügigkeit der berufsgebundenen Ar- 
beitskräfte im Wirtschaftssystem des freien Wettbewerbs nicht mehr hin- 
reichend gewährleistet, als daß von seinem ungehinderten Funktionieren 
bereits ein Optimum an gesamtwirtschaftlicher Leistungskraft zu erhoffen 
wäre. Neben der Teilung der Märkte in einen öffentlich-wirtschaftlichen 
und einen Wettbewerbssektor, von der oben bereits die Rede war, bedarf 
es daher für die Zuordnung der Arbeitskräfte und Rohstoffe nach dem 
Grade der volkswirtschaftlichen Dringlichkeit einer gewissen Lenkung , 
deren Maßnahmen sich möglichst zwanglos in das Wirtschaftssystem ein- 
fügen müssen, um den gesamtwirtschaftlichen Ablauf sowenig wie mög- 
lich zu stören. 

Den Ausgangspunkt dieser Wirtschaftslenkung bildet die Lenkung des 
Außenhandels; schon die Notwendigkeit einer Manipulierung der Zah- 
lungsbilanz führt zwangsläufig zu einer gewissen Außenhandelslenkung, 
die sich nicht auf Zölle beschränken kann, d. h. auf die bloße Modifizie- 
rung rein ökonomischer Daten (Preise), sondern die mit stärker wirkenden 
Mitteln, von den Kontingenten bis zu Lieferungs- und Abnahmeverträgen, 
Ein- und Ausfuhrverboten usw. arbeiten muß, um ihre Ziele zu erreichen. 
Diese Formen der Außenhandelslenkung bedeuten nicht notwendig eine 
Bürokratisierung oder Verbeamtung des Außenhandels; das merkanti- 
listische Kolonial- und Handelsprivileg bietet ein Beispiel für die Mög- 
lichkeiten, die sich für den Einsatz der privaten unternehmerischen Initia- 
tive auch im System staatlicher Außenhandelslenkung gegebenenfalls 
finden lassen. Gelenkter Außenhandel ist andererseits naturgemäß zugleich 
beschränkter Außenhandel; die Gefahr, daß das mit staatlichen Auflagen, 
Direktiven und Beschränkungen aller Art vorbelastete Import- und Ex- 
portgeschäft an Initiative und Wagnisfreudigkeit einbüßt, kann nur durch 
die Zulassung erhöhter, steuerlich begünstigter Gewinnchancen, d. h. von 
Prämien für die Öffnung »zusätzlicher« Ausfuhr- und Einfuhrwege aus- 
geglichen werden, deren Weitergabe an die Exportindustrie bzw. den 
Binnenhandel nach Möglichkeit erleichtert werden muß, um Ausfuhr und 
Einfuhr in der europäischen Binnenwirtschaft nachhaltig zu verankern. 
Gerade dieser Einbau der Ausfuhrkraft und des Einfuhrbedarfs in die 
europäische Binnenwirtschaft läßt auf der anderen Seite besondere Auf- 
gaben auch für die heimische Wirtschaftslenkung entstehen, die in dem 
Preisproblem gipfeln. Sowenig ein sinn- und zweckloses Dumping sich 
empfiehlt, das lediglich dem »optischen Eindruck« der Handelsstatistik 
zugute kommt, sowenig wird es der Exportindustrie Europas möglich 
sein, auf der Grundlage der heimischen Selbstkosten und Gewinnspannen 
mit dem u. U. sehr viel leistungsfähigeren Ausland (USA) zu konkurrieren. 
Sorgfältige Markt- und Marktformuntersuchungen müssen vielmehr die 
erzielbaren Ausfuhr- und Mindesteinfuhrpreise laufend für die wichtigsten 
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Positionen der Handelsbilanz ermitteln; die durch Ausnutzung niedrigerer 
Weltmarktpreise bei der Einfuhr erzielten Überschüsse im Vergleich zum 
Binnenpreisniveau dienen in einer Art von kartellmäßiger Verrechnung 
zur Finanzierung der Zuschüsse, die der Export solcher Waren erfordert, 
in denen eine leistungsfähigere Auslandskonkurrenz besteht. Mit Hilfe 
derartiger »Außenwirtschaftskartelle« müßte es möglich sein, die Aus- 
und Einfuhr von der binnenwirtschaftlichen Preisbildung unabhängig zu 
machen, diese ihrerseits jedoch gleichzeitig in möglichster Freiheit zu 
belassen, um dem Wettbewerbsprinzip wieder in stärkerem Maße zum 
Durchbruch zu verhelfen; mit Ausnahme des öffentlich bewirtschafteten 
Sektors ist, wie oben erwähnt, der organisierte Leistungswettbewerb 
immer noch das beste Grundprinzip eines möglichst zweckmäßigen Men- 
schen- und Materialeinsatzes für Produktion und Verteilung. 

Die »Einschleusung« der Auslandsrohstoffe in dieses bewegliche System 
von Preis- und Mengenrelationen ist ein keineswegs unlösbares, vor- 
wiegend kaufmännisches Problem für die genannten Außenwirtschafts- 
kartelle; die staatliche Wirtschaftslenkung beschränkt ihre Anordnungen 
auf diesem Gebiet zweckmäßigerweise auf allgemeine Direktiven und 
die schon erwähnten Auflagen für das einzelne Außenhandelsprivileg, 
ohne sich auf bestimmte Preis- und Erlösspannen ein für allemal fest- 
zulegen. 

Außer durch das Preissystem hängt jedoch die Binnenwirtschaft mit der 
außenwirtschaftlichen Zielsetzung der staatlichen Wirtschaftslenkung aufs 
stärkste in der Frage des Produktionsprogramms zusammen; nach den 
verfügbaren Mengen an Auslandsrohstoffen richtet sich die Beschäftigung 
der davon abhängigen Industrien, ebenso wie umgekehrt von dem Produk- 
tionsvolumen der Exportindustrie der Umfang der Einfuhrmöglichkeiten 
bestimmt wird, ganz zu schweigen von dem agrarischen Produktions- 
programm (Viehwirtschaft), das mit der Beschaffung der erforderlichen 
Auslandszufuhren an Futtermitteln steht und fällt. Ohne eine gewisse 
lenkende Einflußnahme auf das landwirtschaftliche und industrielle Pro- 
duktionsprogramm wird infolgedessen die nötige Abstimmung zwischen 
Binnen- und Außenwirtschaft nicht zu erreichen sein. Es besteht jedoch 
Grund zu der Annahme, daß diese »Produktionslenkung« nicht der stark 
wirkenden Mittel der Kontingentierung und Zuteilung bedarf, auf die sie 
in der Kriegswirtschaft angewiesen ist, sondern daß sie weitgehend mit 
Subventionen und Preiszuschüssen arbeiten kann, die das allgemeine 
Preissystem nicht stören, sondern nur als gegebene Größen darin auf- 
gehen. Diese Annahme erscheint schon darum berechtigt, weil das Außen- 
handelsvolumen des Europa-Blocks prozentual einen sehr viel geringeren 
Anteil an der Gesamtproduktion ausmacht als bisher bei den einzelnen 
Ländern; durch einen Zollzusammenschluß der Länder des Europa-Blocks 
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wird, wie erwähnt, mehr als die Hälfte des früheren Außenhandels dieser 
Länder zum Binnenhandel. Der verbleibende Rest, der durch die erwähnte 
Lenkung des Außenhandels stark vereinheitlicht und spezialisiert wird, 
dürfte unschwer in das Produktionsprogramm einzubauen sein, ohne eine 
totale Zwangswirtschaft zu diesem Zweck erforderlich zu machen. 

Ist somit eine systemgemäße Abstimmung zwischen den Binnen- und den 
Außenwirtschaftsprogrammen durchaus denkbar, so entsteht ein doppeltes 
Abstimmungsproblem in der Lohn- und Preisfrage ; einmal bedarf die 
starke Unterschiedlichkeit des herkömmlichen Lohn- und Lebenshaltungs- 
standes in den einzelnen Ländern und Landesteilen einer lenkenden Ein- 
flußnahme, zum anderen erfordert die Wiederherstellung des freien Preis- 
bildungsprozesses gewisse staatliche Vorkehrungen gegen eine Wiederkehr 
frühkapitalistischer Ausbeutungsformen, insbesondere gegen die Weiter- 
gabe eines durch den Wettbewerb hervorgerufenen Preisdrucks auf die 
Löhne. Das System der Wettbewerbspreisbildung geht grundsätzlich von 
der Vorstellung einer allseitigen freien Beweglichkeit aller Preise und 
Kosten einschließlich der Arbeitslöhne aus; eine Arbeitsleistung, deren Er- 
gebnis auf dem Markt keinen Absatz mehr findet, wird in diesem System 
theoretisch mit Null bewertet. Es besteht kein Zweifel, daß diese äußerste 
Konsequenz der freien Wettbewerbspreisbildung im modernen Sozial- 
staat nicht zugelassen werden kann; vielmehr wird die staatliche Wirt- 
schaftsführung in irgendeiner Form zur verbindlichen Festsetzung einer 
»Lohnordnung« oder Tarifordnung oder ähnliches gelangen müssen. Da- 
mit übernimmt der Staat allerdings im System des freien Leistungswett- 
bewerbs auf dem Markt gewissermaßen die Verantwortung für diejenigen 
Betriebe lohnintensiver Wirtschaftszweige, bei denen die Kosten mangels 
der Lohnbeweglichkeit nach unten von den auf dem Markt zustande 
kommenden Preisen nicht mehr gedeckt werden; die Stillegung dieser Be- 
triebe setzt Arbeitskräfte aller Kategorien frei, die in anderen Zweigen 
der Wirtschaft nicht ohne weiteres Unterkommen. 

Das Fiasko der Arbeitslosenversicherung hat gezeigt, daß diesem Not- 
stand lediglich auf versicherungstechnischem bzw. finanziellem Wege nicht 
beizukommen ist; vielmehr bedarf es einer Auffangstellung für diese lau- 
fend von der Wettbewerbswirtschaft ausgeschiedenen Kräfte, die jedoch 
ihrerseits im System der freien Marktwirtschaft nicht als Unterbietungs- 
konkurrenz wirken darf. Eine Möglichkeit zur Schaffung derartiger Auf- 
fangstellungen liegt in dem vorgeschlagenen öffentlich bewirtschafteten 
Sektor der Volkswirtschaft, der ohnehin nur dadurch systemgerecht in die 
preis- und wettbewerbsgesteuerte Marktwirtschaft eingebaut werden kann, 
daß die Löhne und Arbeitsbedingungen hier bewußt auf niedrigem Stande 
gehalten werden, um alle leistungsfähigen Kräfte zum Übergang in die 
ungesichertere, aber chancenreichere Wettbewerbswirtschaft anzuspornen; 
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die Lohnersparnis in diesem Zwangs wirtschaftlichen Sektor muß anderer- 
seits mittels scharfer Preisüberwachungsmaßnahmen der Allgemeinheit zu- 
geführt werden. Für die mangels hinreichender Leistungsfähigkeit oder 
Arbeitswilligkeit auch in diesen Berufen gescheiterten Kräfte bleibt eine 
Art organisierter Arbeitsdienstpflicht der letzte Ausweg. 

Die zweite Abstimmungsaufgabe großen Stils liegt in der Tatsache be- 
gründet, daß das durch Zoll- und Währungseinheit zu einem europäischen 
Markt verbundene Wirtschaftsgebiet sich aus Ländern und Landesteilen 
ganz verschiedener Lebenshaltung und auch stark unterschiedlichen Lohn- 
niveaus zusammensetzt. Es ist festzuhalten, daß diese Tatsache an sich kein 
Nachteil des neuen Wirtschaftsraumes, sondern im Gegenteil sein größter 
Vorzug ist. Die einmalige Chance einer gesamtwirtschaftlichen Rationali- 
sierung, die in der dadurch gegebenen Möglichkeit liegt, sich für die Her- 
stellung preisgedrückter Waren billige Arbeitskräfte zu sichern, darf aller- 
dings nicht dem Prinzip einer sozialen Gleichberechtigung aller zum Opfer 
gebracht werden. Andererseits birgt dieser Zustand naturgemäß die Ge- 
fahr der Landflucht und sonstiger unerwünschter Wanderungsbewegungen 
in sich, der wiederum nicht mit behördlichen Freizügigkeitsbeschränkungen 
entgegengetreten werden darf ; wer sein Glück im Westen machen zu kön- 
nen glaubt, muß dies versuchen dürfen, sich freilich dabei auch auf den 
hier entbrennenden weitaus schärferen beruflichen Wettbewerbskampf 
rüsten. 

Ein lenkendes Eingreifen in die Ungleichheiten des Lohn- und Lebens- 
haltungsstandes innerhalb des europäischen Wirtschaftsraumes ist in erster 
Linie der Steuerpolitik möglich, deren große Wirkungsmöglichkeiten für 
wirtschaftspolitische Zwecke bisher fast gar nicht ausgenutzt worden sind; 
die zu fördernden Gebiete können bei voller oder teilweiser Steuerfreiheit 
zu einer Verbilligung der Lebenshaltung gegenüber dem Europadurch- 
schnitt gelangen, die den Abstand des Reallohns von dem höheren Lebens- 
niveau des Westens entscheidend vermindert. Auch die Wohnungspolitik 
besitzt hier beträchtliche Ausgleichsmöglichkeiten; da die Wohnungs- 
zwangswirtschaft voraussichtlich auf absehbare Zeit beibehalten werden 
muß, vermag eine planvolle Wohnungsnachweis- und Wohnungsbau- 
politik einschließlich der Mietpreisbildung die Entwicklung des Reallohns 
in den »billigen« Gebieten maßgebend zu beeinflussen. Die Anziehungs- 
kraft des Landes und der Kleinstadt im Osten und Südosten ist weiterhin 
durch die eingangs erwähnte Dezentralisierung der Verwaltung und die 
Reform der politischen Willensbildung zu fördern, die darauf hinaus- 
läuft, die persönliche Leistung gerade auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
durch die Übertragung politischer Verantwortung zu belohnen; die Wie- 
derherstellung eines sozial befriedigenden, der Entfaltung der freien Per- 
sönlichkeit günstigen gemeindlichen Lebenskreises, zu dem auch die Kirche 
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einen gewichtigen Beitrag zu leisten vermöchte, bietet ein starkes Gegen- 
gewicht zu Landflucht- und Abwanderungstendenzen in den Gebieten 
niedrigen Nominallohnniveaus. Auf die Standortvorteile, die diese Ge- 
biete für alle nicht unbedingt ortsgebundenen Wirtschaftszweige mit weit 
gespanntem Absatzmarkt bieten, braucht die Volkswirtschaft infolgedes- 
sen keineswegs zu verzichten; die dadurch in Gang kommende gesunde 
Industrieverlagerung und -dezentralisation ist ein wertvoller Beitrag zur 
gesamtwirtschaftlichen Rationalisierung im Europa-Block. 
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